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Redaktioneller Hinweis

Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird auf geschlechtsspezi!sch 

differenzierende Formulierungen - z. B. der/die Bürger/in - verzichtet. Die 

in dieser Veröffentlichung verwendete männliche Form gilt im Sinne der 

Gleichbehandlung grundsätzlich für Frauen wie Männer gleichermaßen.
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In vielen Mitgliedstaaten der Europäischen Union wird die Frage 
nach der Grenze zwischen nationaler Kompetenz und gemein-
samen Entscheidungen auf europäischer Ebene neu gestellt. Wie 
viel Europa brauchen wir, und wie viel Europa wollen wir? Es ist 
eine richtungsweisende Frage, deren Antwort vielleicht mehr als 
jemals zuvor über die Zukunft der Europäischen Union und die 
unseres Kontinents entscheiden wird. 

 Einleitung 
Europa in Bewegung
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Zur Situation Europas

Europa steht gegenwärtig vor einer ganzen Reihe von Heraus -
forderungen: Einerseits sind es die zentralen Bereiche der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik sowie der Außen- und Sicher-
heitspolitik, in denen die Europäische Union sich weiterent-
wickeln will und muss. Andererseits gilt es auch in der Arbeits- 
und Sozialpolitik, zukunftsweisende Wege zu !nden, um den 
inneren Zusammenhalt der Gemeinschaft zu festigen.

Zu den komplexen und schwierigen Fragestellungen, mit denen 
die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten konfrontiert 
sind, gehört besonders der Zustrom von Asylsuchenden und 
Flüchtlingen aus den Krisengebieten des Nahen Ostens und 
des afrikanischen Kontinents. Weitere Problemfelder sind nach 
wie vor die Finanzkrise Griechenlands oder das Verhältnis der 
EU zu Russland.

In einer Rede zur Lage der Union sagte der Präsident der 
Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, im Herbst 
2015 vor dem Europäischen Parlament in Straßburg zu den 
Flüchtlingsströmen nach Europa und der Frage ihrer Bewälti-
gung: „Wir Europäer sollten uns daran erinnern, dass Europa 
ein Kontinent ist, auf dem im Laufe der Geschichte fast jeder 
einmal ein Flüchtling war. Unsere gemeinsame Geschichte 
ist geprägt von Millionen von Europäern, die vor religiöser 
und politischer Verfolgung, vor Krieg, vor Diktatur und vor 
Unterdrückung fliehen mussten. […] Dieses Europa ist heute 
ein Leuchtturm der Hoffnung und ein Hafen der Stabilität in 
den Augen vieler Frauen und Männer im Nahen Osten und in 
Afrika.“ An die Abgeordneten des Europaparlaments appel-
lierte der Kommissionspräsident: „Wir brauchen mehr Europa 

Einleitung
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Zur Situation Europas 7

in unserer Asylpolitik. Wir brauchen mehr Union in unserer 
Flüchtlingspolitik.“1

Eine weitere Belastungsprobe für den Zusammenhalt der Mit-
gliedstaaten bedeutet der Ausgang des sogenannten Brexit-Refe-
rendums im Vereinigten Königreich: Am 23. Juni 2016 stimmten 
rund 52 Prozent der Teilnehmer für einen Austritt aus der Euro-
päischen Union. In Schottland dagegen votierten 62 Prozent der 
Wähler für einen Verbleib in der EU, in Nordirland 56 Prozent. Die 
weitere Entwicklung und ihre Folgen für das Land selbst und für 
die Europäische Union sind gegenwärtig noch kaum abzusehen.

Schließlich wurde in den Vereinigten Staaten von Amerika im 
November 2016 der Republikaner Donald Trump zum neuen 
Präsidenten gewählt. Er hatte im Wahlkampf ein Fragezeichen 
hinter die künftige Ausgestaltung der transatlantischen Handels- 
und Sicherheitsbeziehungen gesetzt. Auch in wichtigen EU-Mit-
gliedstaaten wurde 2017 gewählt: so in Deutschland, Frankreich, 
den Niederlanden und Österreich. Europa wird sein Augenmerk 
darauf richten müssen, wie sich erstarkte populistische und na-
tionalistische Tendenzen in den Mitgliedstaaten entwickeln und 
welchen Einfluss dies auf die Europäische Union hat.

So steht Europa heute – 25 Jahre nach der Unterzeichnung des 
Vertrags von Maastricht zur Gründung der Euro päischen Uni-
on – in zentralen Bereichen der Politik an einem besonderen 
Punkt seiner Geschichte. Es geht um die Solidarität der Staaten 
und die Identität der EU angesichts der vielen großen Aufgaben, 
die gelöst werden müssen. Die Meinungen darüber, welches der 

1 Jean-Claude Juncker, Lage der Union 2015: Zeit für Ehrlichkeit, Einigkeit 
und Solidarität, Rede vor dem Europäischen Parlament in Straßburg,  
9. September 2015
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Einleitung10

richtige Weg für die Zukunft Europas und der Union ist, gehen 
deutlich auseinander und werden zum Teil kontrovers disku-
tiert, in den einzelnen Mitgliedstaaten wie auch in der Gemein-
schaft.

Europa hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten immer wieder 
schwierige Aufgaben bewältigen müssen. Die Europäische Wäh-
rungsunion hatte ihre erste große Bewährungsprobe mithilfe der 
verschiedenen „Rettungsschirme“ für Irland, Portugal, Zypern 
und Spanien gerade überstanden, da rückte Griechenland erneut 
in den Fokus. Dies war auch eine große Bewährungsprobe für 
den Euro, unsere gemeinsame Währung.

Seit dem 1. Januar 2002 nutzen immer mehr EU-Bürger den 
Euro. Inzwischen haben 19 Staaten die gemeinsame Währung 
eingeführt, zuletzt Litauen zum 1. Januar 2015. Dennoch hat das 
Stichwort „Euro-Krise“ bei vielen Menschen das Bewusstsein für 
die nachhaltigen Verdienste und die globale Notwendigkeit einer 
starken Gemeinschaft in Europa überlagert. Vor allem das Brexit-
Referendum im Vereinigten Königreich hat auch in anderen 
Mitgliedstaaten die Stimmen der Euroskeptiker lauter werden 
lassen, die sich gegen ein weiteres Zusammenwachsen der Län-
der Europas aussprechen.
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Zur Situation Europas 11

An den Ostgrenzen der Europäischen Union herrscht seit Be-
ginn der Krim-Krise politische Instabilität, ausgelöst durch den 
Wunsch der Ukraine, sich der EU politisch und wirtschaftlich 
anzunähern. Das Verhältnis der EU zu Russland ist entsprechend 
schwierig.

Und dennoch darf bei all dem nicht vergessen werden, wie sehr 
das Europa der 28 heute längst in unserem Alltag Realität und 
selbstverständlich geworden ist. So selbstverständlich, dass eine 
Alternative heute kaum mehr denkbar und dem größten Teil der 
Bevölkerung in den EU-Staaten auch nicht sinnvoll erscheint.

Doch das Ergebnis des Brexit-Referendums und seine Folgen 
scheinen die Zustimmung zur Europäischen Union eher noch 
gestärkt zu haben: Nach einer repräsentativen Umfrage von 
2016 ist die Zustimmung zur EU in fünf der sechs größten Mit-
gliedstaaten deutlich gestiegen, und zwar von durchschnittlich 
57 Prozent auf 62 Prozent. So stieg sie in Polen auf 77 Prozent, in 
Deutschland auf 69 Prozent, in Frankreich auf 53 Prozent und in 
Italien auf 51 Prozent. Allein in Spanien ging die Zustimmung 
zur EU leicht zurück, allerdings von einem sehr hohen Wert – 
nämlich von 71 Prozent – auf immer noch 69 Prozent. Aber 
selbst in Großbritannien erhöhte sich die Zustimmung auf 56 
Prozent. „Das britische Referendum über den Austritt aus der 
Europäischen Union und die politischen und wirtschaftlichen 
Verwerfungen, die dieser Entscheidung folgten, haben einen 
deutlichen Eindruck bei den Europäern hinterlassen“, stellt die 
Untersuchung fest.2

2 Brexit lässt die Zustimmung zur Europäischen Union deutlich steigen, 
eupinions, Bertelsmann-Stiftung, 21. November 2016
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Bevölkerung EU-Mitgliedstaaten 2016
Einwohner gesamt

a) Vorläufiger Wert, b) Geschätzter Wert, d) Zeitreihenbruch
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Bevölkerungsdichte EU-Mitgliedstaaten 2015
Einwohner pro km2 

b) Geschätzter Wert
  Stand: Juli 2017 
  Quelle: Eurostat
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Einleitung14

Aber nicht nur die gemeinsame Wirtschaftspolitik ist für das 
heutige Europa alternativlos. Auch in der Sozial- und Arbeits-
marktpolitik hat sich die Gemeinschaft in den vergangenen 
Jahrzehnten immer enger zusammengeschlossen. Das soziale 
Europa ist kein Europa der großen Schlagzeilen, aber es ist 
deshalb nicht minder wirksam und für die Bevölkerung spür-
bar gewachsen. Dabei erleben die Menschen in Europa, dass 
die Harmonisierung der europäischen Sozialsysteme in einer 
globalen Welt, in der Europa seine zunehmende politische und 
wirtschaftliche Verantwortung trägt, deutlich an Bedeutung 
gewinnt.

Die internationalen Wanderungsströme spielen in Europa wie 
in der ganzen Welt heute eine immer größere Rolle. Die Men-
schen sehnen sich nach Wohlstand und sozialem Frieden, den 
sie in der Europäischen Union erwarten. So nimmt der Zu-
strom in die EU hinein ebenso zu wie die Migration innerhalb 
der Mitgliedstaaten.

Der wirtschaftliche und soziale Wohlstand wie die politische 
Stabilität in den Ländern der EU üben eine große Anziehungs-
kraft nach außen aus. Ebenso zieht es viele vor allem junge 
Menschen meist aus den südlichen Mitgliedstaaten wie zum 
Beispiel Spanien und Portugal in die reicheren Länder mit 
deutlich niedrigerer Arbeitslosigkeit, darunter vor allem in die 
Bundesrepublik Deutschland.

Im Jahr 2014 sind rund 3,8 Millionen Menschen in eines der 
EU-Mitgliedsländer eingewandert, 2015 waren es 4,7 Millio-
nen Menschen. Wie in den beiden Jahren zuvor hatte die EU 
gleichzeitig aber auch mindestens 2,8 Millionen Auswanderer zu 
verzeichnen. Diese Zahlen umfassen nicht nur die Wanderungs-
ströme in die EU beziehungsweise aus der EU, sondern auch 

Lexilog-Suchpool



Zur Situation Europas 15

die Migration zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union.

Von den 3,8 Millionen Zuwanderern waren 2014 rund 1,6 
Millionen Menschen aus Staaten außerhalb der EU, weitere 
1,3 Millionen Bürger kamen aus einem anderen Land der Eu-
ropäischen Union. Rund 870.000 Menschen migrierten in ein 
EU-Land, dessen Staatsbürgerschaft sie besaßen, also bereits im 
Ausland geborene Bürger eines Mitgliedstaates oder Rückkeh-
rer. Von den 4,7 Millionen Einwanderern im Jahr 2015 kamen 
rund 2,4 Millionen aus Drittstaaten in die EU, 1,4 Millionen mi-
grierten zwischen den Mitgliedstaaten und etwa 860.000 Men-
schen wanderten in einen EU-Mitgliedstaat ein, dessen Staats-
angehörigkeit sie bereits besitzen.

Die höchste Zahl der Zuwanderer hatte Deutschland als das 
bevölkerungsreichste Land der Europäischen Union 2014 mit 

Lexilog-Suchpool



Einleitung16

rund 885.000 Menschen zu verzeichnen, das sind 193.000 Men-
schen mehr als im Jahr zuvor. Danach folgen das Vereinigte 
Königreich mit rund 632.000, Frankreich mit 340.000 und 
Spanien mit rund 305.000 Immigranten. Die meisten Aus-
wanderer gab es aus Spanien mit 400.000 Menschen, gefolgt 
von Deutschland mit 324.000, dem Vereinigten Königreich 
mit 319.000, Frankreich mit 294.000 und Polen mit rund 
268.000 Emigranten. 15 der 28 EU-Staaten zählten im Jahr 2014 
mehr Zuwanderer als Auswanderer. 

2015 verzeichnete erneut Deutschland die höchste Zahl der 
Einwanderer mit rund 1.544.000 Menschen, gefolgt vom 
Vereinigten Königreich mit 632.000, Frankreich mit 364.000, 
Spanien mit 342.000 und Italien mit 280.000 Einwanderern. 
Deutschland hatte 2015 jedoch auch die höchste Zahl der Aus-
wanderer zu vermelden mit rund 347.000 Menschen, gefolgt 
von Spanien mit 344.000, dem Vereinigten Königreich mit 
299.000, Frankreich mit 298.000 und Polen mit 259.000 Men-
schen. In 17 EU-Mitgliedstaaten war die Zahl der Einwanderer 
2015 höher als die der Auswanderer.3

Die Staaten der Europäischen Union sind attraktive Arbeitge-
ber für Zuwanderer von außerhalb, ganz besonders Deutsch-
land, Frankreich und das Vereinigte Königreich. Auf diese drei 
Staaten zusammen ent!elen laut einer Studie aus dem Jahr 
2014 rund 70 Prozent aller Mobilitätsströme in Europa. Aber 
innerhalb der Europäischen Union insgesamt ist die Mobilität 
von Arbeitskräften immer noch eher gering, und das trotz der 
gleichzeitig mehr als 2,2 Millionen unbesetzten Stellen. Im 
Jahr 2012 waren es nur 6,6 Millionen EU-Bürger, die von ihrem 

3 Vgl. Eurostat, http://ec.europa.eu/eurostat. Sowie: Statistics explained: 
http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/ 2017 
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Bruttoinlandsprodukt EU-Staaten 2016
Mrd. Euro (in jeweiligen Preisen)

a) Vorläufiger Wert, b) Geschätzter Wert
  Stand: August 2017 
  Quelle: Eurostat
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Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machten und in einem an-
deren Mitgliedsstaat gearbeitet haben, also etwas mehr als ein 
Prozent der EU-Bevölkerung. Mehr Mobilität innerhalb der EU 
ist jedoch ein Schlüssel zu einem wirtschaftlich und politisch 
starken Europa in Zukunft.4

Trotz zahlreicher und zum Teil gravierender politischer und 
wirtschaftlicher Probleme, vor denen die EU gegenwärtig steht, 
ist ihre Attraktivität ungebrochen. Damit steigt aber auch ihre 
soziale Verantwortung in der Welt. Diese Welt ist längst global 
geworden, und viele – vor allem jüngere – Menschen verstehen 
sich heute in erster Linie als Bürger der Europäischen Union 
und erst dann als Bürger der jeweiligen Nationalstaaten. Aus-
bildungsmöglichkeiten in den Nachbarländern, Stipendien wie 
durch das Erasmus-Programm, aber auch leichter zugängliche 
Transportnetze durch Billigflieger und Hochgeschwindigkeits-
züge haben hier mitgeholfen.

So haben Ausbildung und Arbeitsplatzwahl, Leben, Arbeiten 
und Familie besonders für die jüngeren Menschen auf unse-
rem Kontinent eine europäische Dimension erlangt.  
Lebensentscheidungen wie ein Studium in einem europä-
ischen Nachbarland, Jobsuche in einem anderen, Familien-
gründung oder Lebenspartnerschaft mit einem Partner aus 
einem anderen Mitgliedstaat sind deutlich einfacher geworden 
und für viele längst selbstverständlich. Aus diesen Entwicklun-
gen ergibt sich zwangsläu!g eine immer größere Notwendig-
keit der sozialen Harmonisierung innerhalb der EU. Nur ein 
auch auf sozialer Ebene funktionierendes und verlässliches 
Europa kann ein Garant für Frieden und Sicherheit sein.

4 Vgl. Harnessing European Labour Mobility, Studie der Bertelsmann- 
Stiftung 2014

Einleitung
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Zur Situation Europas 19

Diese Dimension kommt in der öffentlichen Diskussion um 
die Zukunft Europas häu!g zu kurz. Dabei geht gerade von 
diesem Themenfeld ein wichtiger Impuls zur Beantwortung 
der Frage aus, wie die gemeinsame Zukunft der Europäer aus-
sehen soll. Europa ist aus dem Alltag seiner Bürger heute kaum 
mehr wegzudenken. Seit 70 Jahren sichert es den Frieden auf 
unserem Kontinent. Die Annäherung der Menschen in Europa 
gerade auch in den Bereichen der Arbeits- und Sozialpolitik 
liefert hier einen wichtigen, allerdings oftmals unspektakulä-
ren Beitrag.

Ein starker Wirtschaftsraum

Europa repräsentiert einen Wirtschaftsraum von mehr als ei-
ner halben Milliarde Menschen. So unterschiedlich die Länder 
in Größe, Bevölkerung, natürlichen Ressourcen und techni-
schem Know-how sind, so verschieden ist auch ihre wirtschaft-
liche Leistungskraft.

Das verdeutlicht ein Blick auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
der EU-Staaten im Jahr 2016. Deutschland steht mit einem BIP 
von 3.134,1 Mrd. Euro an der Spitze. Es führt die Gruppe der 
Industrienationen an, gefolgt vom Vereinigten Königreich mit 
2.366,9 Mrd. Euro, Frankreich mit 2.228,9 Mrd. Euro, Italien 
(1.672,4 Mrd. Euro) und Spanien (1.113,9 Mrd. Euro). Am Ende 
der Liste stehen die jüngeren und kleineren Mitglieder der 
EU: Litauen (38,6 Mrd. Euro), Lettland (25,0 Mrd. Euro), Estland 
(20,9 Mrd. Euro), Zypern (17,9 Mrd. Euro), und Malta (9,9 Mrd. 
Euro).

Eine andere Reihenfolge ergibt sich, wenn im gleichen Jahr 
das BIP auf die pro Kopf erwirtschaftete Leistung umgerech-

Lexilog-Suchpool
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Bruttoinlandsprodukt EU-Staaten pro Kopf 2016
in Euro

a) Vorläufiger Wert, b) Geschätzter Wert
  Stand: August 2017
  Quelle: Eurostat
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net wird: Luxemburg steht an der Spitze (92.900 Euro), gefolgt 
von Irland (58.800 Euro), Dänemark (48.400 Euro), Schweden 
(46.600 Euro), den Niederlanden (41.300 Euro) und Österreich 
(40.000 Euro).

Die Position in der Spitzengruppe ist ein Hinweis auf die 
Leistungsfähigkeit der skandinavischen Länder im Bereich der 
sozialen Sicherungssysteme – Finnland liegt mit 39.200 Euro 
auf Platz 7. Es zeigt aber grundsätzlich auch das Potenzial der 
kleineren Mitgliedstaaten der Europäischen Union, denn Finn-
land liegt noch vor Deutschland und knapp hinter Österreich 
und den Niederlanden.

Deutschland steht in dieser Betrachtung mit einem er-
wirtschafteten BIP von 38.000 Euro pro Kopf und Jahr auf 
Platz 8 der Tabelle. Am Ende der Auflistung be!nden sich 
Staaten, die erst im Jahr 2004, 2007 oder 2013 der Europäi-
schen Union beigetreten sind: Litauen (13.500 Euro), Lettland 
(12.800 Euro), Kroatien (11.500 Euro), Ungarn (11.000 Euro), 
Polen (11.000 Euro), Rumänien (8.600 Euro) und Bulgarien 
(6.600 Euro).

Lexilog-Suchpool
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Der „Sozialkompass Europa“

Der „Sozialkompass Europa“ des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales (BMAS) will in der vorliegenden Version 7.0 
der Datenbank und in den Begleitpublikationen dem Bürger 
Zahlen und Fakten zum Sozialraum Europa zur Verfügung 
stellen. So wird dieser wichtige Aspekt des europäischen Zu-
sammenwachsens für alle Menschen in unserem Land trans-
parenter. Denn immer noch bleiben viel zu viele Möglichkei-
ten ungenutzt. Während in einem Land wie Deutschland ein 
Mangel an Arbeitskräften herrscht, liegt in anderen Staaten die 
Arbeitslosigkeit deutlich zu hoch. Vielfach fehlt es am Wissen 
über unsere Nachbarn und die Möglichkeiten und Perspekti-
ven, die andere europäische Länder bieten. So bleiben Chan-
cen zu einem echten Zusammenwachsen in Europa zu wenig 
genutzt.

Die Europäische Union ist in den vergangenen Jahren deut-
lich gewachsen. Sie hat seit Juli 2013 insgesamt 28 Mitglieder. 
Allein seit Beginn dieses Jahrhunderts sind damit 13 neue 
Mitgliedstaaten hinzugekommen. Mit der sogenannten Ost-
erweiterung, die am 1. Januar 2007 mit Bulgarien und Rumä-
nien komplettiert wurde, und mit Kroatien, das am 1. Juli 2013 
der Europäischen Union beigetreten ist, gestalten diese 28 Län-
der nun den Staatenverbund gemeinsam. Sie alle prägen damit 
die ebenso zahlreichen wie unterschiedlichen Politikbereiche 
der Europäischen Union – von der Wirtschaftspolitik über die 
Außen- und Sicherheitspolitik bis hin zur Sozialpolitik. Heute 
leben mehr als 500 Millionen Menschen in den Mitgliedstaaten 
der EU auf rund 4,3 Millionen km² Fläche. Sie alle wünschen 
sich für die eigene Zukunft und die der nachfolgenden Genera-
tionen ein Leben in Frieden und sozialer Geborgenheit.
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Auf der einen Seite ist die Europäische Union in den Jahrzehn-
ten seit ihrer Gründung immer stärker zusammengewachsen, 
auf der anderen Seite bedeutet die Erweiterung für ihre alten 
wie neuen Mitglieder auch eine enorme Anstrengung, um die-
sen Prozess weiter voranzubringen. Die unterschiedlichen Kul-
turen und Traditionen der europäischen Nationen repräsen-
tieren den großen kulturellen und historischen Reichtum der 
Union, sie stellen aber auch eine permanente Herausforderung 
dar, gemeinsame Normen und Regeln im Zusammenleben der 
Völker und Mitgliedstaaten zu !nden und zu etablieren.

Diese Aufgabe, unterschiedliche politische Systeme, geogra!-
sche, historische und wirtschaftliche Voraussetzungen ebenso 
wie Traditionen und Denkweisen zusammenzuführen, macht 
den Alltag der Europapolitik aus. Dieser wurde und wird – be-
sonders für die 19 Mitgliedstaaten der Euro-Gruppe – gerade 
in jüngster Zeit auch von den bereits genannten Problemen 
und Krisen geprägt.
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Die Menschen in Europa be!nden sich hier in einem Dilem-
ma. Denn einerseits kann ein weiteres Zusammenwachsen der 
Nationen Europas nur dann gelingen, wenn auch die politi-
schen Systeme schrittweise und konsequent einander angenä-
hert werden und Solidarität das Zusammenleben der Völker in 
Europa prägt. Dazu gehören auch die Wirtschafts- und Finanz-
systeme der Mitgliedstaaten. Auf diese Notwendigkeit haben 
große Europäer wie Konrad Adenauer und Jacques Delors 
bereits früh hingewiesen. Andererseits geht ein solches Zusam-
menwachsen für alle Beteiligten ebenso mit einer Annäherung 
auch der Kulturen und Traditionen einher. Dieser Prozess wird 
Europa noch lange beschäftigen, eröffnet jedoch zugleich die 
Chance einer tieferen und nachhaltigen Zusammengehörig-
keit, einer echten Gemeinschaft.

Die Unterschiede der Traditionen, politischen Systeme, aber 
auch der ökonomischen Möglichkeiten und Gegebenheiten 
werden neben der Wirtschafts- und Finanzpolitik vielleicht in 
keinem anderen Politikbereich so deutlich wie in der Sozialpo-
litik. Soziale Sicherung war und ist in den einzelnen Ländern 
der Europäischen Union mit geprägt von der kulturellen Tra-
dition einerseits und von der wirtschaftlichen und historisch-
politischen Entwicklung andererseits. Daher ist es ein Ziel der 
EU, die unterschiedlichen Systeme des sozialen Schutzes und 
der sozialen Sicherung für die Menschen in Europa aufeinan-
der abzustimmen und diese zu harmonisieren.

Denn deutlich unterschiedliche soziale Systeme, wie sie das 
Europa der 28 heute noch immer aufweist, verlangsamen und 
erschweren den Prozess des Zusammenwachsens der Völker in 
Europa. Dabei darf aber nicht vergessen werden, dass Europa 
gegenwärtig eine wirtschafts- und sozialpolitische Integrati-
onsleistung von gewaltigem Ausmaß zu bewältigen hat.
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Der „Sozialkompass Europa“ zeigt die Besonderheiten und 
Unterschiede in den Systemen der sozialen Sicherung, ihrer 
Finanzierung und der Arbeitsbedingungen in den Mitglied-
staaten der EU auf und will damit zu mehr Transparenz und 
besserer Vergleichbarkeit beitragen. Durch Gegenüberstellung 
der rechtlichen Regelungen in den einzelnen Ländern soll den 
Lesern ein Vergleich der unterschiedlichen Gesetzgebungen 
und Verwaltungsabläufe ermöglicht werden. Dieser Vergleich 
ist allerdings angesichts der meist sehr komplexen Regelungen 
und Bestimmungen nicht bis in alle Details und Sonderfälle 
möglich.

Um möglichst rasch auf Veränderungen in einem sich immer 
schneller entwickelnden und zunehmend komplexer werden-
den Europa reagieren zu können, werden die tabellarischen 
Vergleiche des „Sozialkompass Europa“ in Form der Datenbank 
www.sozialkompass.eu veröffentlicht. Parallel zu der vorlie-
genden Broschüre ist daher im Dezember 2017 die Version 7.0 
der Datenbank „Sozialkompass Europa“ (SKE) in aktualisierter 
und vollständig überarbeiteter Form online veröffentlicht 
worden. Die Datenbank wird in einem jährlichen Rhythmus 
vollständig aktualisiert, oder aber bei wichtigen Veränderun-
gen je nach Bedarf. Ohne Internetanschluss können die Daten 
des „Sozialkompass Europa“ als PDFs von der separat veröf-
fentlichten DVD genutzt werden.

Die Begleitpublikationen

Die vorliegende Publikation mit dem Titel „Sozialkompass 
Europa. Soziale Sicherheit im Vergleich“ bietet in Teil I mit dem 
Titel „Sozialer Schutz in Europa“ nach einer kurzen histori-
schen Zusammenfassung zur Entstehung des sozialen Europa 
einen Überblick über die Finanzierung der Sozialleistungen in 
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den einzelnen EU-Ländern. Grundlage bilden hierbei die Da-
ten des Statistischen Amtes der Europäischen Union (Eurostat) 
aus den einzelnen Mitgliedstaaten. 

Diese Darstellung stützt sich auf die bei Redaktionsschluss 
August 2017 verfügbare Eurostat-Datenbasis. Da die institu-
tionelle Organisation der sozialen Sicherheit in Europa von 
Land zu Land teilweise stark abweicht, orientieren sich diese 
Zusammenstellungen an den verschiedenen sozialen Feldern 
und Risiken.

Im Teil II mit dem Titel „Soziales Europa für alle“ !nden sich 
Überblicke zu den Elementen der sozialen Sicherungssysteme 
der Europäischen Union. Diese werden in insgesamt 15 kurzen  
Einführungstexten in die einzelnen Themenbereiche des 
Sozialwesens dargestellt – von „Familie“ bis „Soziale Notlagen“. 
Auch diese Darstellungen dokumentieren den Sachstand der 
Eurostat-Daten, wie sie im Sommer 2017 vorlagen.
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Die nachfolgenden Hilfe- und Begleittexte werden als PDF auf 
der Website der Datenbank „Sozialkompass Europa“ bezie-
hungsweise auf der DVD angeboten. Am Schluss dieser Bro-
schüre wird ein Überblick über alle Publikationen gegeben, die 
rund um den „Sozialkompass Europa“ entstanden sind.

Unter dem Stichwort „Länderkennzahlen“ werden auf Website 
und DVD Basisinformationen zu den 28 EU-Mitgliedstaaten 
und zur Europäischen Union angeboten und vor allem auch 
für die didaktische Verwendung des „Sozialkompass Europa“ 
zugänglich gemacht. Sie verdeutlichen anschaulich die Vielfalt 
der Europäischen Union und bilden mit ihren Informationen 
zu Land und Leuten die Grundlage für einen Vergleich der 
europäischen Sozialsysteme. Diese übersichtlich aufbereite-
ten Informationen werden auch als separate Publikation des 
BMAS unter dem Titel „Die Länder Europas. Zahlen und Fak-
ten zur sozialen Sicherung“ herausgegeben (s. Bestellverzeich-
nis).

Daneben steht dem Benutzer der Datenbank auf Website und 
DVD ein ausführliches „Glossar“ der wichtigsten Grundbegriffe 
der europäischen Sozialpolitik sowie der allgemeinen Europa- 
und Sozialpolitik zur Verfügung. Dieses Glossar ist als Hilfe-
stellung für die Aufschlüsselung und den Vergleich der vielfach 
komplexen Zusammenhänge der unterschiedlichen Sozialsys-
teme in Europa gedacht. Der interessierte Nutzer der Daten-
bank !ndet hier eine rasche Orientierung. Und überall dort, wo 
der „Sozialkompass Europa“ zu Lehr- und Unterrichtszwecken 
eingesetzt wird, kann zudem auf das Glossar als Hilfe zurück-
gegriffen werden. Das Glossar zu den Systemen der europä-
ischen Sozialsicherung wird zudem in seiner Online-Version 
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permanent aktualisiert und ergänzt. Es wird auch als separate 
Publikation unter dem Titel „Soziales Europa von A-Z. Glossar 
sozialpolitischer Grundbegriffe“ vom BMAS angeboten.

Eine umfangreiche Sammlung von Links und Verweisen im 
Internet gehört ebenfalls zum „Sozialkompass Europa“. Diese 
mehr als 1.300 Links !nden sich online auf der Website sowie 
auf der DVD. 

Nutzung und Funktionalität der Datenbank „Sozialkompass 
Europa“, werden in der Online-Datenbank unter dem Button 
„Hilfe“ zu „Aufbau und Nutzung der Datenbank Sozialkompass 
Europa“ erläutert. Dort !nden sich unter den entsprechenden 
Buttons ebenso Erklärungen und Videos zur SKE-Datenbank 
in „Leichter Sprache“ und „Deutscher Gebärdensprache“ (DGS). 
Diese sind alle auch auf der Sozialkompass-DVD zu !nden. Er-
gänzend sei auch auf die regelmäßig aktualisierten Publikati-
onen des BMAS „Rat-Geber für Menschen mit Behinderungen 
in der Europäischen Union in Leichter Sprache“ sowie „Rat-
Geber für Menschen mit Behinderungen in Leichter Sprache“ 
hingewiesen, in der dieses Thema für Deutschland behandelt 
wird.

Die SKE-Datenbank

Das zentrale Element des „Sozialkompass Europa“ ist eine um-
fangreiche Fakten- und Datensammlung. Diese Informations-
fülle ist als Datenbank (SKE-Datenbank) tabellarisch aufbe-
reitet und bietet dem Nutzer die Möglichkeit, die einzelnen 
Felder des sozialen Lebens einfach, übersichtlich und schnell 
zu vergleichen. Die Datenbank ist online unter der Adresse  
www.sozialkompass.eu zugänglich. Darüber hinaus sind die 
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Daten auch in Form von PDFs auf der DVD zum Sozialkompass 
Europa enthalten.

Der Vergleich beruht unter anderem auf den Daten, die das auf 
Initiative der Europäischen Kommission geschaffene Gegen-
seitige Informationssystem zur sozialen Sicherheit, das Mutual 
Information System on Social Protection, kurz MISSOC, halb-
jährlich veröffentlicht. Alle Daten wurden von der Redaktion 
des „Sozialkompass Europa“ inhaltlich überprüft, ergänzt, 
sprachlich und redaktionell überarbeitet und der besseren  
Verständlichkeit und Lesbarkeit halber teilweise gestrafft.

Das wichtige und für eine umfassende Darstellung der euro-
päischen Sozialpolitik ebenso umfangreiche wie differenzierte 
Themenfeld „Behinderung“, das sich in der MISSOC-Datenbank 
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nicht !ndet, wurde unter Benutzung zahlreicher internationa-
ler Quellen für Datenbank und Publikation recherchiert und 
redaktionell erstellt. Als besonders hilfreich erweist sich hier 
das von der Europäischen Kommission 2007 ins Leben gerufe-
ne Netzwerk ANED (Academic Network of European Disability 
Experts).

Ebenso werden durch die Redaktion des „Sozialkompass Eu-
ropa“ die drei arbeitsrechtlichen Themen Kündigung, Mitbe-
stimmung und Arbeitsstreitigkeiten ergänzt, die gleichfalls von 
MISSOC nicht abgedeckt sind.

Lexilog-Suchpool



Der „Sozialkompass Europa“ 31

Die inhaltliche Gliederung der in der SKE-Datenbank erfass-
ten, dargestellten und erläuterten sozialen Felder und Bereiche 
folgt ansonsten – der besseren Vergleichbarkeit und Nachvoll-
ziehbarkeit für den Nutzer wegen – dem Schema der Daten bei 
MISSOC.

In der vorliegenden Version 7.0 der Datenbank „Sozialkompass 
Europa“ sind die Daten aller 28 EU-Mitgliedsländer auf dem 
Stand vom 1. Januar 2017. Für die Daten von Deutschland ist 
der Redaktionsschluss der 31. Oktober 2017.

Somit ergibt sich folgende Gliederung der SKE-Datenbank in 
insgesamt 15 Themenfelder:

1. Familie
2. Mutterschaft
3. Krankheit
4. Pflege
5. Behinderung
6. Entgeltfortzahlung
7. Arbeitslosigkeit
8. Arbeitsunfall
9. Invalidität

10. Alter
11. Hinterbliebene
12. Kündigung
13. Mitbestimmung
14. Arbeitsstreitigkeiten
15. Soziale Notlagen

Für die weitere Untergliederung bei der Behandlung und  
Darstellung dieser 15 Themenfelder gilt – vereinfacht gesagt –  
Folgendes: Die Informationen zu den einzelnen Themen 
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sind in der SKE-Datenbank nach den für sie geltenden Ver-
sicherungs- oder Verwaltungssystemen und den jeweiligen 
Geltungsbereichen sowie nach der Finanzierungs- und Leis-
tungsseite gegliedert. Zusätzlich wird die jeweilige rechtliche 
Grundlage dargestellt. Die Bezeichnungen der einzelnen 
Kernbegriffe und Sozialleistungen sind auch in der jeweiligen 
Landessprache angeführt, um dem interessierten Nutzer die 
Orientierung zu erleichtern.

Die Angaben, insbesondere die einzelnen Prozentsätze und 
konkreten Zahlenangaben, sind auf dem Stand vom 1. Janu-
ar 2017 (Redaktionsschluss SKE-Datenbank). Zur besseren 
Vergleichbarkeit und Transparenz werden die Angaben in den 
nationalen Währungen außerhalb des Euroraums (EU-19) 
beibehalten. Die Umrechnung in Euro beruht auf den Wech-
selkursen mit Stand 1. Januar 2017.

Vergleich der Sozialsysteme

Generell gibt es bei einem Vergleich der verschiedenen 
europäischen Sozialsysteme natürlich kein für alle EU-Länder 
einheitliches Raster, auch wenn die Struktur der Datenbank 
dies bisweilen suggerieren mag. Tatsächlich sind nämlich 
einzelne soziale Bereiche, Leistungsfelder oder auch Risiken 
in den 28 Mitgliedstaaten zum Teil ganz unterschiedlichen 
Zweigen der sozialen Sicherung zugeordnet. Zum Beispiel 
setzen einige Mitgliedstaaten Eltern- oder Erziehungsgeld 
nicht bei den Leistungen für Familien, sondern bei denjenigen 
für Mutterschaft ein.

Hinzu kommt, dass es vielfach noch keine einheitliche Ter-
minologie bei der Benennung derselben Sachverhalte gibt. 
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Auch hier spiegeln die Schwierigkeiten bei der Erstellung einer 
solchen europäischen Datenbank vielfach die Realitäten der 
nationalen Sozialpolitik und zugleich die Notwendigkeit ihrer 
weiteren Annäherung wider.

In manchen Ländern sind einzelne Funktionen durch eine  
Fülle von Sonder-, Ausnahme- und Zusatzregelungen derart 
überfrachtet, dass es nicht immer leicht ist, den roten Faden 
hinter den betreffenden Bestimmungen und Strukturen sicht-
bar zu machen. Auch diesbezüglich bietet die hier gewählte 
flexiblere Form der Darstellung in einer Datenbank, die nun in 
neuer Version vorliegt und regelmäßig aktualisiert wird, den 
Vorteil, individuelle Gegebenheiten, Änderungen und Ver-
schiebungen zeitnah darstellen zu können.
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Die Sozialpolitik gewinnt in einem Europa, das die Notwendig-
keit des weiteren friedlichen Zusammenwachsens der Men-
schen und Nationen immer deutlicher vor Augen hat, mehr 
und mehr an Bedeutung. Sie prägt und bestimmt alle anderen 
Politikfelder mit und wird so auch entscheidend für das Gelin-
gen unserer Zukunft sein. 

Daher ist der Blick über die eigenen Grenzen hinaus zu den eu-
ropäischen Nachbarn gerade im Bereich des Sozialwesens ein 
wichtiger Bestandteil der politischen Information. Dazu will 
der „Sozialkompass Europa“ des BMAS in seiner Doppelgestalt 
als Datenbank/Onlinepublikation einerseits und Informati-
onsbroschüre/PDF andererseits sowie mit seinen Begleit- und 
Hilfepublikationen einen nachhaltigen Beitrag leisten.
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Die Länderkürzel

Die Namen der 28 EU-Mitgliedstaaten werden in den Tabellen 
dieser Broschüre wie folgt abgekürzt:

Kürzel Land

BE Belgien

BG Bulgarien

DK Dänemark

DE Deutschland

EE Estland

FI Finnland

FR Frankreich

EL Griechenland

IE Irland

IT Italien

HR Kroatien

LV Lettland

LT Litauen

LU Luxemburg

Kürzel Land

MT Malta

NL Niederlande

AT Österreich

PL Polen

PT Portugal

RO Rumänien

SE Schweden

SK Slowakei

SI Slowenien

ES Spanien

CZ Tschechien

HU Ungarn

UK Vereinigtes Königreich

CY Zypern

Quelle: http://publications.europa.eu/code/de/de-370100.htm
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Die Länder der europäischen Union müssen mehr und mehr 
auch die soziale Dimension der EU ausgestalten. Europa wird 
von den Menschen in Deutschland 2017 anders erlebt als noch 
vor wenigen Jahrzehnten. Die gemeinsame Währung, das weit-
gehende Verschwinden der Binnengrenzen, die Freizügigkeit 
auf dem Arbeitsmarkt, gemeinsame Eckpfeiler der Wirtschafts-
politik, aber auch die Erfahrung, dass Außen- und Sicherheits-
politik stärker koordiniert werden müssen. All das prägt heute 
Alltag und Selbstverständnis der Menschen in Deutschland 
und der Europäischen Union.

 Teil I 
Sozialer Schutz in Europa
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Soziale Grundrechte in Europa

Studieren in Österreich, Arbeiten und Wohnen in Frankreich, 
Einkaufen im benachbarten Polen, Dänemark oder Luxemburg –  
solche Entscheidungen sind für Europäer heute ohne größe-
re Schwierigkeiten zu treffen. Mit nun 28 Mitgliedstaaten ist 
Europa weiter zusammengewachsen und wird auch von außen 
immer mehr als ein gemeinsamer Politik-, Wirtschafts- und 
Sozialraum gesehen. Als Bürger der jeweiligen Nationalstaaten 
sind wir alle Bürger Europas.
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Seit mehr als 60 Jahren setzen sich die Menschen auf unserem 
Kontinent nach den verheerenden Erfahrungen des Zweiten 
Weltkriegs für den europäischen Einigungsprozess ein. Das 
Zusammenwachsen der Nationen, Kulturen, Wirtschaftssyste-
me und des gesellschaftlichen Lebens sehen wir heute als eine 
unumkehrbare Entwicklung an, die allen Menschen in Europa 
Frieden, Freiheit, Wohlstand und soziale Sicherheit garantieren 
soll. Gerade der Wunsch anderer Staaten in Europa, sich der 
Europäischen Union anzunähern sowie mit ihr wirtschaftlich, 
sicherheitspolitisch und in den Bereichen Arbeit und Freizü-
gigkeit zusammenzuarbeiten, zeigt die Attraktivität der EU, 
aber auch ihre zunehmende Bedeutung in der Welt.

Für den Frieden in Europa 

Mit den großen Erweiterungen der Europäischen Union von 
2004 und 2007 und dem Beitritt Kroatiens 2013 hat das Zusam-
menwachsen Europas einen neuen Akzent bekommen.  
Europa – das ist ein politisches Gebilde, das einstige Gegen-
sätze mitein ander versöhnt, alte Fronten zum Verschwinden 
bringt und ein neues Gefüge in vielen Lebensbereichen schafft. 
Die Länder Europas pro!tieren voneinander, sie sind aber 
gleichzeitig auch stärker als zuvor aufeinander angewiesen.

Dabei hat Europa einen langen und nicht immer einfachen Wer-
degang hinter sich und wohl noch etliche Herausforderungen 
vor sich. Wer die Geschichte des europäischen Einigungsge-
dankens betrachtet, dem zeigt sich vor allem, wie frühzeitig der 
Wunsch nach einer supranationalen, über den Nationen und 
Völkern in Europa stehenden Ordnung ausgesprochen wurde.
Große Denker und Dichter haben in Europa seit dem ausge-
henden 17. Jahrhundert den Gedanken eines einigen Europa 

Lexilog-Suchpool



Sozialer Schutz in Europa40

Lexilog-Suchpool



Soziale Grundrechte in Europa 41

vorbereitet und ihm immer wieder Gehör verschafft. Zu ihnen 
gehörten neben vielen anderen der Engländer William Penn mit 
seinem „Essay über den gegenwärtigen und künftigen Frieden 
Europas“ (1682) und der französische Abbé de Saint-Pierre mit 
seinem „Traktat für einen ewigen Frieden in Europa“ (1712), der 
dann die Philosophen Jean-Jacques Rousseau und Immanuel 
Kant beeinflusste.

Im 19. Jahrhundert waren es zum Beispiel Dichter, auf deutscher 
Seite etwa Wieland und Novalis, auf französischer Victor Hugo, 
die sich für den Prozess des europäischen Zusammenwachsens 
aussprachen. Sie sahen darin vor allem auch die Möglichkeit 
eines dauerhaften politischen Friedens in Europa, der einen 
sozialen Frieden zur Grundlage hatte.

Vereinigte Staaten von Europa? 

Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg hatte der britische 
Premierminister Winston Churchill in einer Rede vom Sep-
tember 1946 diese Visionen wieder aufgegriffen und bekräftigt: 
„Wenn Europa einmal einträchtig sein gemeinsames Erbe ver-
walten würde, dann könnten seine drei- oder vierhundert Mil-
lionen Einwohner ein Glück, einen Wohlstand und einen Raum 
ohne Grenzen genießen. Wir müssen eine Art Vereinigte Staaten 
von Europa schaffen. Nur dann können viele hundert Millionen 
arbeitender Menschen sich wieder den einfachen Freuden und 
Hoffnungen hingeben, die das Leben lebenswert machen.“1 

Nur wenige Jahre später wurde 1951 in Paris auf Vorschlag des 
französischen Außenministers Robert Schuman die Europä ische 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) gegründet.  

1 Zit. nach Eichenhofer 2007, S. 72
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Sie ist auch unter dem Namen „Montanunion“ in die Geschichte 
eingegangen. Die EGKS, die inzwischen aufgelöst wurde, gilt als 
Vorläuferin der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). 
Der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer hatte damals den 
französischen Vorschlag sofort aufgegriffen. Denn nach dem 
Zweiten Weltkrieg ging es vor allem um eine Sicherung des Frie-
dens in Europa, wie sie gerade durch ein wirtschaftliches Zusam-
menwachsen der Völker erreicht werden konnte. Gleichberech-
tigt daneben stand aber auch die Hoffnung, soziale Gerechtigkeit 
für alle zu verwirklichen und einen gemeinsamen Wohlstand zu 
erreichen.

Diesseits und jenseits des Rheins wie in ganz Europa begannen 
die Menschen, sich auf ihre gemeinsamen Wurzeln und Tradi-
tionen zu besinnen, um so einen grenzenlosen Raum für Arbeit 
und Wohlstand zu schaffen.

Als 1957 die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) durch 
die Unterzeichnung der Römischen Verträge von den sechs Mit-
gliedstaaten der EGKS Deutschland, Frankreich, Italien, Belgien,  
den Niederlanden und Luxemburg gegründet wurde, sprach 
Konrad Adenauer sein berühmtes Wort: „Die Einheit Europas 
war ein Traum weniger. Sie wurde eine Hoffnung für viele. Sie ist 
heute eine Notwendigkeit für alle.“

Die Europäische Gemeinschaft (EG), in welcher die EWG ge-
meinsam mit der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EURA-
TOM) aufging und die schließlich später die Europäische Union 
(EU) wurde, erfuhr 1973, 1980, 1986, 1994, 2004, 2007 und zuletzt 
2013 Erweiterungen bis auf heute 28 Mitgliedstaaten. Mit dem 
Beitritt neuer Staaten erfüllten sich dabei einerseits Hoffnungen, 
andererseits auch Notwendigkeiten.

Lexilog-Suchpool



Soziale Grundrechte in Europa 43

Anfänge einer gemeinsamen Sozialpolitik 

Aber der deutsche Bundeskanzler hatte auch damals bereits 
betont, dass Europa in vielen Politikbereichen eine Annäherung 
erreichen müsse, in anderen eine Harmonisierung, dies aber 
nie die nationale Verantwortung und Eigenständigkeit ersetzen 
könne und solle: „Die Europäische Integration darf nicht starr 
sein, sie muss so dehnbar und so elastisch sein wie eben möglich. 
Sie darf kein einschnürender Panzer sein für die europäischen 
Völker, sie muss vielmehr ihnen und ihrer Entwicklung ein 
gemeinsamer Halt, eine gemeinsame Stütze für eine gesunde, 
den berechtigten Eigenheiten eines jeden Einzelnen entspre-
chende Entwicklung sein. Die Einrichtungen, an die ich denke, 
müssen nicht unbedingt und sämtlich supra nationalen Cha-
rakter tragen, wir wollen geeignete Formen wählen, um keinen 
Staat vom Beitritt abzuschrecken. Auf der anderen Seite darf 

Konrad Adenauer (mitte) unterzeichnet die Römischen Verträge am 25. März 1957.
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das Wirken und das Wirksamwerden einer solchen Föderation 
nicht von dem Willen oder den vermeintlichen Interessen eines 
einzelnen Mitgliedes abhängen. Ich bin überzeugt, dass sich ein 
Mittelweg zwischen den beiden Extremen !nden lässt.“2 

Die Sozialpolitik blieb als grundsätzliche Aufgabe Sache der 
Mitgliedstaaten, dennoch fanden Ansätze zu einer gemein-
schaftlichen Sozialpolitik bereits in die Römischen Verträge 
Eingang. Schon der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) hatte 1951 sozial-
politische Bestimmungen enthalten; 1957 konnte der EWG-
Vertrag daran anschließen und nahm die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen als Ziel einer europäischen 
Integration auf.

Die EWG erhielt damals nur in einem sehr geringen Umfang 
sozialpolitische Kompetenzen. Rechtsakte gab es lediglich zur 
„Freizügigkeit der Arbeitnehmer“ in Artikel 48 EWG-Vertrag 
(EWGV, jetzt Artikel 45 Vertrag über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union – AEUV), mit den „Maßnahmen zur Her-
stellung der Freizügigkeit“ (Artikel 49 EWGV, jetzt Artikel 46 
AEUV) und mit Artikel 51 EWGV (jetzt Artikel 48 AEUV), dem 
„System zur Sicherstellung der Ansprüche und Leistungen“. 
Dort hieß es: „Der Rat beschließt einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission die auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit für die 
Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen 
Maßnahmen.“ Schließlich war noch das „Gleiche Entgelt von 
Männern und Frauen“ (Artikel 119, „Equal Pay“) im EWG-Ver-
trag gesichert (jetzt Artikel 157 AEUV).

2 Konrad Adenauer am 25. September 1956 in Brüssel
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Förderung des Dialogs 

Da die Mitglieder der EWG für ihre Sozialpolitik weitestgehend 
allein verantwortlich waren, lautete die Aufgabe der EWG vor 
allem, Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen den Staa-
ten zu fördern. Um dies zu erreichen, wurde im EWG-Vertrag 
die Gründung des Europäischen Sozialfonds (ESF) vereinbart. 
Er dient der Förderung von Maßnahmen zur Berufsausbildung 
und Umschulung und zur Schaffung von Arbeitsplätzen im 
Nachkriegseuropa.

Vier Jahre danach wurde 1961 der Europäische Sozialfonds 
schließlich formell eingerichtet. Er hatte als oberstes Ziel die 
Erhöhung der Beschäftigungsquote. Seine konkrete Ausrich-
tung wurde jedoch im Laufe der Jahre immer wieder an die je-
weiligen Erfordernisse angepasst. In den ersten Jahren standen 
Fragen der Migration der Arbeitnehmer innerhalb Europas im 
Mittelpunkt. Es war die Zeit des Wirtschaftswunders, und viele 
Arbeitnehmer kamen als Wanderarbeiter („Gastarbeiter“) aus 
den Nachbarländern nach Deutschland.

Später richtete sich beim Europäischen Sozialfonds das Augen-
merk verstärkt auf die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit unter 
jungen und schlecht ausgebildeten Arbeitskräften. Es brauchte 
jedoch noch viele kleine und größere Schritte und etliche Jah-
re, bis das soziale Europa, der „Sozialraum Europa“, seine heuti-
ge Gestalt annahm.3 1974, also 13 Jahre nach der Gründung des 
Europäischen Sozialfonds, wurde schließlich das erste europä-
ische Sozialbudget vorgelegt.

3 Eichenhofer 2007, S. 68-96
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Die Europäische Sozialcharta 

Ebenfalls im Jahr 1961 verabschiedete der Europarat am 
18. Oktober in Turin feierlich die „Europäische Sozialcharta“. 
Sie trat 1965 in Kraft und sollte im Bereich der wirtschaftlichen 
und sozialen Grundrechte essenzielle soziale und wirtschaftli-
che Rechte schützen. Die Europäische Sozialcharta enthält in 
den Artikeln 1 bis 19 die Grundrechte auf

• Arbeit,
• gerechte, sichere und gesunde Arbeitsbedingungen,
• ein gerechtes Arbeitsentgelt,
• Freiheit zur Vereinigung,
• Kollektivverhandlungen,
• das Recht der Kinder und Jugendlichen auf Schutz,
• das Recht der Arbeitnehmerinnen auf Schutz,
• das Recht auf Berufsberatung und auf berufliche  

Ausbildung,
• das Recht auf Schutz der Gesundheit,
• soziale Sicherheit,
• Fürsorge und das Recht auf Inanspruchnahme sozialer 

Dienste,
• das Recht behinderter Menschen auf berufliche  

Ausbildung und Eingliederung,
• das Recht auf Familienschutz,
• das Recht der Mütter und Kinder auf Schutz
• sowie Freizügigkeitsrechte, verbunden mit dem Recht auf 

Schutz und Beistand.

Auch viel später noch, in der Präambel zur Einheitlichen Euro-
päischen Akte (EEA) von 1987, bezogen sich die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft auf die in der Sozialcharta festgeschriebenen 
Grundrechte, insbesondere Freiheit, Gleichheit und soziale 
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Gerechtigkeit. Dieser Bezug !ndet sich heute in der Präambel 
zum Vertrag über die Europäische Union (EUV) wieder. Auch 
der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in seiner Rechtspre-
chung wiederholt auf die Sozialcharta Bezug genommen.4

Soziale Rechtsprechung 

Die Sozialcharta diente dem EuGH, gemeinsam mit der 1950 
in Rom unterzeichneten Menschenrechtskonvention (EMRK), 
als Vorgabe und Maßstab seiner Rechtsprechung. Sozialcharta 
und EMRK zusammen wurden dann später auch zum Modell 
für einen Großteil der Normen der „Charta der Grundrechte“, 
die im Jahr 2000 feierlich erklärt5 und 2009 mit dem Inkraft-
treten des Vertrages von Lissabon verbindlich wurde.

4 Vgl. www.eu!s.de
5 Stefan Hobe, Otto Kimminich, Einführung in das Völkerrecht 2008, S. 448 
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De facto beschränkte sich die Sozialpolitik bis zur Verabschie-
dung des ersten sozialpolitischen Aktionsprogramms auf den 
Europäischen Sozialfonds. Das sozialpolitische Aktionspro-
gramm wurde dann vom Europäischen Rat (dem politisch 
höchsten Gremium der EU, bei dessen sogenannten EU-Gip-
feltreffen die Staats- und Regierungschefs der Europäischen 
Union zusammenkommen) im Dezember 1974 in Paris verab-
schiedet. Mitte der 1970er Jahre wurden in der Europapolitik 
Schwerpunkte in den Bereichen des Schutzes und der Sicher-
heit am Arbeitsplatz, der Förderung der Chancengleichheit von 
Frauen am Arbeitsplatz und der Eingliederung benachteiligter 
Gruppen in das Arbeitsleben gesetzt. 1975 wurde auch die erste 
Gleichberechtigungsrichtlinie über gleiches Entgelt für Frauen 
und Männer erlassen.
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Erste Kompetenzen 

Abgesehen von den vorgenannten Bestimmungen des EWG-
Vertrags war zu diesem Zeitpunkt allerdings noch immer keine 
spezi!sche Rechtsgrundlage vorhanden, auf der die Sozialpoli-
tik der EWG hätte gründen können. Sozialpolitische Program-
me bedurften einstimmiger Entscheidungen des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften. Eine Ausweitung der sozial-
politischen Kompetenzen der Gemeinschaft erfolgte dann vor 
allem durch die bereits genannte Einheitliche Europäische 
Akte (EEA) von 1986: Mit Einführung von Artikel 118a („Ver-
besserung der Arbeitsumwelt; Mindestvorschriften“) durch 
die EEA in den EWG-Vertrag erhielt die Gemeinschaft jetzt die 
ausdrückliche Kompetenz, Mindeststandards im Bereich des 
Arbeitsschutzes zu erlassen. Und Artikel 118b des EWG-Vertra-
ges („Dialog zwischen den Sozialpartnern“) versetzte die Kom-
mission in die Lage, den sozialen Dialog zwischen Arbeitgebern 
und Gewerkschaften auf EU-Ebene zu fördern.6

Wichtiger noch war die Diskussion um die „soziale Dimension“ 
der EG, die im Rahmen der EEA im Zusammenhang mit dem 
Binnenmarktprojekt angestoßen wurde. Durch die Vollen-
dung des Binnenmarktes beschleunigte sich die europäische 
Integra tion, und zahlreiche Hindernisse auf den Märkten !elen 
weg. Das führte allerdings auch zu Befürchtungen – vor allem 
bei den Gewerkschaften –, dass es dadurch zu einer Schwä-
chung des sozialen Schutzes kommen könnte.

Auf dem Europäischen Rat in Hannover wurde dann zwei 
Jahre später 1988 ausdrücklich die Zusammengehörigkeit von 
wirtschaftlichem Fortschritt und sozialer Gestaltung betont. 

6 Däubler, in: Weidenfeld 2004a, S. 275
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Auf dem Gipfel !el zugleich die Grundsatzentscheidung, dass 
eine gemeinschaftliche Sozialpolitik nicht zu Sozialabbau in 
der Gesellschaft führen dürfe. Mit dieser politischen Aussage 
wurden auch die Grundlagen für weitere Entscheidungen des 
Europäischen Rates gelegt, in der Gemeinschaft den sozialen 
Aspekten den gleichen Stellenwert einzuräumen wie den wirt-
schaftlichen.

Die „neue“ Sozialcharta von 1989 

Mit der Annahme der Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte – ebenfalls kurz „Sozialcharta“ genannt – einigte 
sich schließlich die Europäische Gemeinschaft (EG) 1989 auf 
eine umfassendere soziale Grundorientierung. Die neue Sozial-
charta war ein wichtiger Schritt auf dem Weg der Annäherung 
der europäischen Sozialsysteme. In zwölf Kapiteln wurden die 
Rechte von Arbeitnehmern festgelegt – von der Freizügigkeit 
über berufliche Bildung, Chancengleichheit von Männern und 
Frauen und Mitwirkung der Arbeitnehmer im Betrieb bis hin 
zum Arbeitsschutz und der Eingliederung von Menschen mit 
Behinderungen in Gesellschaft und Arbeitsmarkt. Die Sozial-
charta entfaltete im Nachhinein eine erhebliche Dynamik in 
der europäischen Gesetzgebung.

Neben deutlichen Fortschritten im Arbeitsschutz und bei der 
Verwirklichung der Chancengleichheit hatte schließlich vor al-
lem die Verabschiedung der Richtlinie über den Europäischen 
Betriebsrat während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
1994 weitreichende Signalwirkung. In ihr wurden die Arbeit-
nehmerrechte auf Information und Anhörung in grenzüber-
schreitenden Unternehmen gestärkt.

Lexilog-Suchpool



Soziale Grundrechte in Europa 51

Die europäische Sozialpolitik wurde von nun an immer deut-
licher einer der Kernbereiche der europäischen Politik insge-
samt: Diese Entwicklung lässt sich an den Aktionsprogrammen 
der Europäischen Kommission zur Umsetzung der Sozialchar-
ta bis zur Aufnahme eines Kanons zentraler Arbeitnehmer-
rechte in die Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
(EU-Grundrechtecharta) ablesen.

Der Weg zur EU-Grundrechtecharta

Auf Initiative der Bundesregierung hatte der Europäische Rat 
in Köln im Juni 1999 einem eigens dazu einberufenen Konvent 
das Mandat erteilt, eine europäische Charta der Grundrechte 
auszuarbeiten. Innerhalb eines knappen Jahres gelang diesem 
die Ausarbeitung des Charta-Textes, welcher auch auf der oben 
beschriebenen Europäischen Sozialcharta beruhte. Der Konvent 
unter Vorsitz des früheren Bundespräsidenten Roman Herzog 
setzte sich nicht nur aus Regierungsvertretern zusammen, son-
dern bestand überwiegend aus Abgeordneten der damals 15 na-
tionalen Parlamente der EU-Mitgliedstaaten und aus Abgeord-
neten des Europaparlaments. Bundestag und Bundesrat waren 
mit je einem Vertreter an der Ausarbeitung der Charta beteiligt.

Die EU-Grundrechtecharta wurde auf dem Europäischen Rat 
in Nizza am 7. Dezember 2000 durch die Präsidenten von  
Europäischem Parlament, Rat und Kommission feierlich er-
klärt.7 Sie ist mit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon 
2009 verbindlich geworden.

Im Frühjahr 2002 trat unter Vorsitz des früheren französischen 
Staatspräsidenten Giscard d’Estaing ein weiterer Konvent 

7 Siehe den Text in: Thomas Läufer, Der Vertrag von Nizza, 2004, S. 199ff
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(„Verfassungskonvent“) mit dem Ziel zusammen, Vorschläge 
für eine Reform der EU und für eine europäische Verfassung 
zu unterbreiten. Am 29. Oktober 2004 fand in Rom schließlich 
die feierliche Unterzeichnung des Europäischen Verfassungs-
vertrages durch die Staats- und Regierungschefs der EU-Mit-
gliedstaaten statt.

Er sollte am 1. November 2006 in Kraft treten, und die vom 
Konvent ausgearbeitete Grundrechtecharta sollte fester Be-
standteil des Vertrages werden. Dieses Ziel wurde auch von 
Deutschland verfolgt. Doch nach dem Scheitern der Verfas-
sungsreferenden in Frankreich (Mai 2005) und den Niederlan-
den (Juni 2005) kam der Rati!kationsprozess ins Stocken, und 
der Vertrag erlangte – zunächst – keine Rechtskraft.
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Das Projekt, Grundrechte verbindlich zu machen, wurde damit 
aber keineswegs stillschweigend beerdigt: Auf dem Brüsseler 
Gipfel im Juni 2006 einigten sich die Staats- und Regierungs-
chefs der 25 Mitgliedstaaten, im ersten Halbjahr 2007 unter 
deutscher EU-Ratspräsidentschaft einen neuen Anlauf in der 
Verfassungsdiskussion zu unternehmen.

Schließlich schlossen die inzwischen 27 europäischen Staats- 
und Regierungschefs durch ihre Unterschrift am 13. Dezember 
2007 den Vertrag von Lissabon ab, der als völkerrechtlicher 
Vertrag zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
den Vertrag über die Europäische Union (EU-Vertrag) und den 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EG-
Vertrag) reformierte. Der Vertrag von Lissabon trat dann im 
Dezember 2009 in Kraft.

So wurde nun gleichsam die Charta der Grundrechte der EU 
inklusive der darin festgeschriebenen Arbeitnehmerrechte 
rechtskräftig: Durch einen Verweis in Artikel 6 des durch den 
Lissabonner Vertrag geänderten EU-Vertrages wird sie nun 
für alle Staaten, ausgenommen das Vereinigte Königreich und 
Polen, für bindend erklärt. 2009 sagte der Europäische Rat 
Tschechien zu, ihm dieses sogenannte Opt-Out (englisch: nicht 
mitmachen) zu gewähren. Inzwischen hat Tschechien jedoch 
darauf verzichtet.

So erlangte die EU-Grundrechtecharta nach dem Scheitern 
des Europäischen Verfassungsvertrages am 1. Dezember 2009 
gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
Rechtskraft. Sie ist damit verbindlich.
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Fortschritte der Sozialpolitik durch die Verträge von Maastricht 
und Amsterdam 

Doch ungeachtet aller Debatten um eine europäische Verfas-
sung hatte die europäische Sozialpolitik längst große Fort-
schritte auf vielen Feldern gemacht. Diese sind vor allem durch 
die Verträge von Maastricht (1992) und Amsterdam (1997) 
markiert. Gleichzeitig erweiterten diese Verträge die Entschei-
dungskompetenz des Europäischen Rates (mit quali!zierter 
Mehrheit) über den reinen Arbeitsschutz hinaus.8 Auch soll da-
nach das Europäische Parlament grundsätzlich nicht mehr nur 
angehört werden, sondern es kann mitentscheiden. So kann 
seither auch über Arbeitsbedingungen, Unterrichtung und 
Anhörung der Arbeitnehmer, die berufliche Eingliederung und 
Chancengleichheit von Männern und Frauen auf dem Arbeits-
markt mehrheitlich entschieden werden.

Gebiete wie die soziale Sicherheit und der soziale Schutz der 
Arbeitnehmer sowie die kollektive Wahrnehmung von Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmerinteressen sind jedoch weiterhin 
einstimmig durch den Rat zu verabschieden; Arbeitsentgelt, 
Koalitions-, Streik- und Aussperrungsrecht bleiben dabei in der 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten.

Mit dem Vertrag von Amsterdam wurde das Konzept der Min-
deststandards als durchgehendes sozialpolitisches Gestaltungs-
konzept bestätigt. Ferner bekräftigte man hier den sozialen 
Dialog, mit der Chance der europäischen Sozialpartner, durch 

8 Vgl. dazu und zur Entwicklung der europäischen Sozialpolitik von Maas-
tricht bis Amsterdam: Otto Schulz, Maastricht und die Grundlagen einer 
Europäischen Sozialpolitik, 1996, sowie ders., Grundlagen und Perspektiven 
einer Europäischen Sozialpolitik, 2003
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eigene Vereinbarungen an die Stelle des europäischen Gesetz-
gebers zu treten („Vorfahrt für die Sozialpartner“).

Neu aufgenommen wurde durch den Vertrag von Amsterdam  
die Option, mit quali!zierter Mehrheit Maßnahmen zur 
Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung und einstimmig 
Rechtsakte gegen Diskriminierungen zu beschließen. Auf 
dieser Rechtsgrundlage wurden von 2000 bis 2003 vier EU-
Antidiskriminierungsrichtlinien verabschiedet. Diese wurden 
in Deutschland 2006 mit einem einheitlichen Gleichbehand-
lungsgesetz (Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz – AGG) 
in nationales Recht umgesetzt. Danach sind im Arbeits- und 
Zivilrecht Benachteiligungen aufgrund von Rasse, ethnischer 
Herkunft, Geschlecht, Alter, aufgrund einer Behinderung oder 
der sexuellen Ausrichtung verboten. Zudem erstreckt sich das 
arbeitsrechtliche Benachteiligungsverbot auf Diskriminierun-
gen aufgrund einer bestimmten Religion oder Weltanschau-
ung. Dieser Grundsatz der Nichtdiskriminierung (beziehungs-
weise der Gleichbehandlung) ist eines der zentralen Prinzipien 
der EU und auch treibende Kraft bei der Rechtsfortbildung.

Von besonderer Bedeutung ist auch das Beschäftigungskapitel,  
welches seit dem 1. Dezember 2009 Bestandteil des AEUV (Ar-
tikel 145-150) ist und das sich inzwischen bewährt hat. Es hat 
den Weg zu einer koordinierten europäischen Beschäftigungs-
strategie geebnet, die der Europäische Rat – von Luxemburg 
(1997) über Köln (1999), Lissabon (2000) bis Laeken (2002) –  
immer enger mit beruflicher Bildung, Weiterbildung und  
lebenslangem Lernen verknüpft hat. Die Gemeinschaft ist 
dieser Linie konsequent gefolgt mit dem Kernziel einer nach-
haltigen Sicherung der vorhandenen und der Schaffung neuer 
Arbeitsplätze.
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Der Vertrag von Nizza hatte bereits 2001 den vertraglichen 
sozialen Besitzstand konsolidiert. Er musste – wie das gesamte 
EU-Recht (sogenannter acquis communautaire) – auch von 
den mit den verschiedenen Erweiterungsrunden neu hinzu-
kommenden Mitgliedstaaten übernommen und in nationales 
Recht überführt werden.

Aufbau eines sozialen Europa 

Es war ein langer Weg mit vielen Etappen, Hindernissen und 
Fortschritten, um ein soziales Europa aufzubauen. Dieser Weg 
erstreckte sich über ein halbes Jahrhundert: von der in Turin 
1961 verabschiedeten frühen „Europäischen Sozialcharta“ 
des Europarates über die „Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer“ von 1989 bis hin zur Integra-
tion fundamentaler sozialpolitischer Prinzipien in die Charta 
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der Grundrechte der Europäischen Union (der EU-Grund-
rechtecharta aus dem Jahr 2000) und deren Inkrafttreten durch 
den Vertrag von Lissabon am 1. Dezember 2009.

Dieser Erfolg ist sichtbarer Ausdruck des gemeinsamen Willens 
von Europäischem Parlament, Europäischem Rat und Euro-
päischer Kommission. Eine nachhaltige Stärkung der sozialen 
Dimension Europas ist für das weitere Zusammenwachsen sei-
ner Völker und Nationen, aber auch für eine dauerhafte Akzep-
tanz der gemeinsamen politischen Institutionen unerlässlich. 
Die europäische Wirtschafts- und Währungsunion bedarf der 
sozialen Flankierung.

Wirtschaft und Wohlfahrt 

Auf dem Europäischen Rat in Brüssel (2006) beschlossen 
die Staats- und Regierungschefs eine Neubelebung der 
2000 gefassten Zielformulierung, die mit dem Stichwort 
„Lissabon- Strategie“ gekennzeichnet war: Die EU sollte bis 
zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischs-
ten Wirtschaftsraum der Welt werden mit den tragenden 
Elementen Innovation, Wissensgesellschaft und soziale 
Kohäsion. Dabei wurde die Situation junger Menschen in den 
Mittelpunkt gestellt.

Für diese Ziele wurden auch im Einzelnen konkrete Mess-
latten angelegt: So sollte die Zahl der Schulabbrecher auf 
zehn Prozent gesenkt werden. Ein weiterer Anspruch war, für 
85 Prozent der 22-Jährigen in der EU eine klare Perspektive 
zu schaffen, nämlich eine Ausbildung im Sekundarbereich II 
zu absolvieren. Zudem war das ehrgeizige Ziel gesetzt wor-
den, bereits bis Ende 2007 jedem arbeitslosen Schulabgänger 
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eine Arbeitsstelle, Lehrstelle, eine Weiterbildung oder eine 
andere berufsvorbereitende Maßnahme anbieten zu können.

Annäherung der Wohlfahrtssysteme 

Parallel zur Ausgestaltung der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion vollzog sich so immer konkreter auch eine 
Annäherung der Wohlfahrtssysteme, insbesondere des Arbeits- 
und Sozialrechts in der Gemeinschaft. Dabei ging es – anders 
als bei der europäischen Wirtschafts- und Währungspolitik –  
nicht um eine Harmonisierung oder gar Angleichung der 
unterschiedlichen nationalen Sozialsysteme. Vielmehr musste 
und konnte das Ziel im europäischen Sozialraum allein eine 
weitgehende Koordinierung, also die Annäherung der Systeme 
sein. Dass dieses Ziel gerade im Zuge der Osterweiterung der 
EU eine neue Bedeutung erhält, ist offenkundig.

Unmittelbar nachvollziehbar ist jedoch auch, dass diese Annä-
herung nicht auf allen Feldern der europäischen Sozialpolitik 
in gleichem Tempo und in gleichem Umfang vonstattengehen 
kann. Europas Stärke liegt in seiner Vielfalt in Geschichte, Kul-
tur, Sprache, nationalen Traditionen. Einebnung dieser Vielfalt 
um der Harmonisierung willen wäre der falsche Weg.

In Vielfalt geeint, das gilt für das gesamte Europa, aber ganz 
besonders für die Sozialpolitik. Mehr Einheit anstreben, die 
Vielfalt der unterschiedlich gewachsenen sozialen Lebensfor-
men gleichzeitig aber erhalten und stärken, heißt auch, das 
Subsidiaritätsprinzip in der Praxis der europäischen Sozialge-
setzgebung konsequent anzuwenden und umzusetzen.
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Eigenverantwortung vor staatlichem Handeln – 
das Subsidiaritätsprinzip

Städte, Gemeinden oder Kommunen sollen für die Lösung und 
Umsetzung von Aufgaben zuständig sein. Wenn das unter-
geordnete Glied in der Lage ist, die Probleme und Aufgaben 
eigenständig zu lösen, dann soll es dies auch im Sinne des Sub-
sidiaritätsgedankens tun. Wichtig ist jedoch dabei immer auch, 
dass das kleinste Glied dabei nicht überfordert werden darf 
und die übergeordnete Ebene unter Umständen unterstützend 
tätig werden soll.

Das Subsidiaritätsprinzip ist damit zugleich eine wichtige 
Grund lage der Europäischen Union. Es hilft dabei, die  

Lexilog-Suchpool



Sozialer Schutz in Europa60

Grund entscheidungen bei den Mitgliedstaaten zu belassen, 
die Organe der EU in der europäischen Gesetzgebung auf das 
Wesentliche zu beschränken und dient so auch der Vermeidung 
von Bürokratie.

Europäische Regelungen im Sozialbereich müssen deshalb 
gemäß dem Subsidiaritätsgedanken von einer inneren Not-
wendigkeit getragen werden, die es rechtfertigt, sie für die 
inzwischen 28 Mitgliedstaaten verbindlich zu machen.

In Vielfalt geeint

Vor diesem Hintergrund der Einheit in der Vielfalt müssen die 
Fortschritte in der Annäherung der Sozialstandards in Europa 
bewertet werden. Am weitesten vorangekommen ist demnach 
der Arbeitsschutz einschließlich des sozialen Arbeitsschutzes. 
Hier konnten Mindeststandards vereinbart und in zahlreichen 
Richtlinien festgeschrieben werden.

So hat auch die Durchsetzung der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern beim Zugang zu Beruf und Arbeitsmarkt 
neuen Schwung erhalten. Unter dem Stichwort „Gender Main-
streaming“ ist Chancengleichheit inzwischen durchlaufendes 
Prinzip in der allgemeinen Politik der Mitgliedsländer (vgl. 
Artikel 8 AEUV) und damit auch in der Sozial- und Beschäfti-
gungspolitik. Beispielhaft seien die seit dem Europäischen Rat 
in Luxemburg 1997 jährlich fortzuschreibenden Nationalen 
Aktionspläne auf der Grundlage der Beschäftigungspolitischen 
Leitlinien der EU genannt.

Auch im Arbeitsrecht, wo Beschlüsse in der Regel nur einstim-
mig getroffen werden können, hat die EU beachtliche Erfolge 
vorzuweisen. Hervorzuheben sind vor allem die nach fast 
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30-jähriger Mitbestimmungsdiskussion erreichte Verabschie-
dung einer Richtlinie über die Beteiligung der Arbeitnehmer 
in der Europäischen Aktiengesellschaft (2001) und die Neufas-
sung der Richtlinie über Europäische Betriebsräte (2009).  
Damit sind die Rechte der Arbeitnehmer in grenzüber-
schreitend tätigen Unternehmen deutlich gestärkt worden.

Einheit in Vielfalt und die Annäherung der Sozialsysteme in Eu-
ropa bedeuten aber auch: Je enger Europa zusammen!ndet, ein 
Europa, das bereits selbstverständlich in einer Wirtschaftsunion 
mit in vielen Ländern geltender einheitlicher Währung zusam-
mengewachsen ist, desto wichtiger werden zwei Aspekte:

Erstens, gemeinsam über die Sicherung des sozialen Schutzes 
nachzudenken, die in allen Mitgliedstaaten auf dem Prüfstand 
steht.

Zweitens gilt es, den Austausch von Informationen und Best-
Practice-Beispielen unter den Mitgliedstaaten, der in diesem 
Europa ständig zunimmt, zu fördern. Vieles kann hier gesche-
hen, ohne in die Strukturen der unterschiedlichen Sozial-
systeme selbst einzugreifen.

Die „Offene Methode der Koordinierung“ 

Auf europäischer Ebene befasst sich der 2000 gegründete Rats-
ausschuss für Sozialschutz (SPC) unter anderem mit der Mo-
dernisierung der Sozialsysteme. Es geht darum, voneinander zu 
lernen, etwa wie in Zeiten des demogra!schen Wandels am bes-
ten Reformen im renten- und gesundheitspolitischen Bereich 
geplant, gemeinsame Zielvorstellungen entwickelt und deren 
Realisierung anhand von Indikatoren überprüfbar gemacht wer-
den können.
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Das entsprechende Instrumentarium beziehungsweise den dazu 
erforderlichen Handlungsrahmen bietet die sogenannte Offene 
Methode der Koordinierung (OMK). Im März 2000 wurde näm-
lich auf dem EU-Gipfel von Lissabon vom Europäischen Rat ein 
neues Verfahren der europäischen Zusammenarbeit für die Be-
reiche Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik eingeführt. Durch 
diese „offene Koordinierung“ wurde erstmalig eine verstärkte 
Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten angestrebt, um bis-
herige Erfahrungen und „bewährte Verfahren“ im Sozialschutz-
bereich auszutauschen und voneinander zu lernen.

In diesem Zusammenhang werden unter Beachtung der nati-
onalen Zuständigkeiten verschiedene sozialpolitische Bereiche 
auf Basis gemeinsam festgelegter Ziele und Indikatoren bewer-
tet. Den Mitgliedstaaten werden dabei Instrumente an die Hand 
gegeben, die Lösung gemeinsamer Probleme auch gemeinsam 
in Angriff zu nehmen.

Lexilog-Suchpool



Soziale Grundrechte in Europa 63

Die offene Koordinierung der Sozialpolitik wird bisher in drei 
Bereichen angewendet: Soziale Eingliederung (seit 2000), Al-
terssicherung (2001), Gesundheit und Langzeitpflege (2004). Im 
Rahmen der Überarbeitung der Lissabon-Strategie im Jahr 2005 
wurden auch die sozialen Ziele überarbeitet und zusammen-
gefasst. Seit 2006 bilden diese Bereiche den Rahmen der OMK 
Sozialschutz und soziale Eingliederung:

1. Beseitigung von Armut und sozialer Ausgrenzung 
2. Sicherstellung angemessener und nachhaltiger Renten
3. Bereitstellung zugänglicher, hochwertiger und 

nachhaltiger Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege

Die OMK Sozialschutz und soziale Eingliederung entwickelt 
sich positiv: Auf europäischer Ebene wurden der Soziale Dialog 
und die Einbeziehung vieler Akteure gestärkt, zudem wurde die 
Aufmerksamkeit für soziale Probleme europaweit geschärft. Im 
Bereich der Alterssicherung hat die OMK dazu beigetragen, dass 
sowohl die !nanzielle Nachhaltigkeit als auch die gegenwärtige 
und zukünftige Angemessenheit von Alterssicherungssystemen 
vor dem Hintergrund soziodemogra!scher Entwicklungen und 
makroökonomischer Risiken ausgewogen diskutiert werden.

Europäischer Globalisierungsfonds (EGF)

Der „Europäische Fonds zur Anpassung an die Globalisierung“ 
(EGF) wurde Anfang 2007 als ein beschäftigungspolitisches 
Instrument der Europäischen Union geschaffen.9 Wer im Rah-
men von größeren Entlassungen – grundsätzlich mindestens 
500 Entlassungen – und infolge weitreichender Strukturver-

9 Vgl. dazu: Der Europäische Globalisierungsfonds in Deutschland: Eine Un-
tersuchung und Bewertung seiner Umsetzung und Potenziale, Forschungs-
bericht 426, BMAS, Berlin 2012Lexilog-Suchpool
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änderungen im Welthandelsgefüge aufgrund der Globalisie-
rung oder aufgrund weltweiter Finanz- und Wirtschaftskrisen 
arbeitslos geworden ist beziehungsweise seine Tätigkeit aufge-
geben hat, kann unterstützt werden. Dies gilt für Arbeitnehmer 
ebenso wie für Selbständige.

Teilnehmer an EGF-Maßnahmen werden mit zusätzlichen An-
geboten aktiver Arbeitsmarktpolitik gefördert wie zum Beispiel 
Fortbildungen oder Coachings. Ziel ist es, die Menschen bei der 
Suche und Aufnahme einer neuen Beschäftigung am Arbeits-
markt zu unterstützen oder ihre Beschäftigungsfähigkeit zu stei-
gern. Bislang haben etwa 30.000 Begünstigte aus der gesamten 
Europäischen Union Unterstützung aus dem Fonds erhalten. In 
der zweiten Förderperiode 2014 bis 2020 stehen EU-weit jährlich 
bis zu 150 Mio. Euro für EGF-Projekte zur Verfügung.
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Europa 2020

Im Rahmen der Europa-2020-Strategie für intelligentes, nach-
haltiges und integratives Wachstum, die die „Nachfolge“ der 
Lissabon-Strategie angetreten hat, wird ein stärkeres Gleich-
gewicht zwischen wirtschafts- und beschäftigungspolitischen 
sowie sozialen Aspekten angestrebt. Sie hat sich unter an-
derem die folgenden Ziele gesetzt: Bis 2020 sollen in Europa 
mindestens 20 Millionen Menschen aus Armut und sozialer 
Ausgrenzung herausgeführt werden. Die Beschäftigungsquote 
der 20- bis 64-Jährigen soll auf 75 Prozent erhöht werden. Die 
Strategie 2020 wird seit 2010 von der Europäischen Plattform 
gegen Armut und soziale Ausgrenzung unterstützt sowie von 
der Agenda für neue Kompetenzen und Beschäftigungsmög-
lichkeiten.

Damit wird auch eine stärkere Ausrichtung auf die soziale 
Dimension in Europa gelegt. Dies wird bereits durch die neue 
soziale Querschnittsklausel des Lissabon-Vertrags (Artikel 9 
AEUV) verdeutlicht. In diesem Rahmen bietet die Offene Me-
thode der Koordinierung zahlreiche Möglichkeiten, aufzuzei-
gen, inwieweit sich nachhaltiges Wachstum, bessere Beschäf-
tigung, ökologische Verantwortung und soziale Kohäsion als 
„magisches“ politisches Viereck wechselseitig bedingen.

Sozialschutz, soziale Eingliederung und soziale Sicherung sind 
damit Bestandteil nachhaltiger Wachstums- und Beschäfti-
gungsstrategien in einer sozialen Marktwirtschaft. Auf diese 
Weise macht es die OMK auch möglich, den Subsidiaritätsge-
danken im politischen Alltag wirksam umzusetzen.
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Europa wächst zusammen 

Aber nicht nur für die Politik in Brüssel und für die Haupt-
städte der Mitgliedsländer ist ein solcher Blick hinüber zu 
den Nachbarn immer wichtiger geworden. Wir alle in Europa 
können viel voneinander lernen, wenn wir uns die Antwor-
ten und Lösungen unserer Nachbarn auf zentrale Fragen der 
Sozialpolitik genauer anschauen. Denn die Probleme in den 
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verschiedenen Ländern der Europäischen Union sind einander 
heute – bei aller historischen Verschiedenheit und kulturellen 
Individualität – doch in vielen Bereichen immer ähnlicher 
geworden.

Ein scheinbares Paradox lässt sich in der jüngsten europä-
ischen Geschichte beobachten. Ungeachtet aller wirtschaftli-
chen und sozialpolitischen Unterschiede zwischen den Staaten 
Ost- und Westeuropas, aber auch zwischen Nord und Süd 
lässt sich doch seit 1990 ein „spürbarer Konvergenzprozess“ 
der ökonomischen Lebensbedingungen in Europa feststellen: 
„Dabei genügt es nicht, auf Lebensstandard und Einkommens-
verteilung zu blicken. Die entscheidenden Triebkräfte der 
fortschreitenden Angleichung resultierten primär aus sozial-
kulturellen Gemeinsamkeiten, die den Alltag und die Lebens-
läufe der Menschen in ganz Europa prägten. Hierzu gehörten 
vor allem die Einstellungen zu Familie und Geschlechterbezie-
hungen, die zunehmende Orientierung am Konsum sowie die 
gesteigerte Mobilität, die den europäischen Raum schrumpfen 
ließ.“10 

In einer globalisierten Welt der Medien, der Mobilität und der 
High-Tech-Kommunikation haben sich zudem Arbeitsprozes-
se, aber auch Möglichkeiten und Perspektiven beispielsweise 
in der Medizin und Sozialfürsorge fast automatisch und sogar 
vielfach unbemerkt immer mehr einander angenähert, eine 
Entwicklung, die in rasanter Geschwindigkeit weiter voran-
schreitet.

10 Wirsching 2012, S. 270
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Grenzüberschreitende Beziehungen und Partnerschaften sind 
inzwischen Teil der europäischen Realität, und auch die Mobi-
lität innerhalb Europas nimmt zu. Europa wächst daher immer 
weiter zusammen, die Menschen arbeiten und leben mit ihren 
europäischen Nachbarn in immer engerem Verbund.

Ähnlich verhält es sich auch mit den Antworten auf wichtige 
Fragen der sozialen Sicherung in unserer modernen Welt. Je 
mehr wir von unseren Nachbarn wissen, je genauer wir ihre 
Antworten auf die Fragen der Zeit kennen, umso besser kön-
nen die Lösungen und Entwürfe für eine Sozialpolitik der 
Zukunft auch in unserem Lande vorbereitet und die richtigen 
Weichen gestellt werden.

Der Blick über die Grenzen hinweg zu unseren europäischen 
Nachbarn wird so mehr und mehr auch zu einem Blick in 
einen großen Spiegel, aus dem wir viel lernen und erfahren 
können: nicht nur über diese Nachbarn, sondern auch über 
uns selbst.
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Zeittafel der Europäischen Union
 
1940er

1946
19. September:  Der britische Premierminister Winston 

Churchill spricht sich dafür aus, die Ver-
einigten Staaten von Europa zu schaffen.

1949
5. Mai:  Gründung des Europarats mit Sitz in 

Straßburg.

1950er

1950
9. Mai:  Der französische Außenminister Robert 

Schuman legt seinen Plan vor, eine Eu-
ropäische Gemeinschaft für Kohle- und 
Stahl (EGKS, „Montanunion“) zu grün-
den.

1951
18. April:  In Paris unterzeichnen Belgien, die Bun-

desrepublik Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg und die Niederlande 
den Vertrag über die Montan union, den 
ersten europäischen Vertrag. Damit wird 
zugleich die „Gemeinsame Versamm-
lung“ geschaffen, der Vorläufer des 
Europäischen Parlaments.
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1952
23. Juli:  Der Vertrag über die Montanunion tritt 

in Kraft.

1957
25. März:  Im Kapitol in Rom werden die Verträ-

ge zur Gründung der EWG und EAG 
(Euratom) unterzeichnet („Römische 
Verträge“). Der EWG-Vertrag schreibt als 
Ziel der europäischen Integration fest, 
die Arbeits- und Lebensbedingungen zu 
verbessern. In den Römischen Verträgen 
werden auch die Regeln für den Europä-
ischen Sozialfonds (ESF) erstmals nie-
dergelegt. Seine Aufgabe besteht damals 
darin, die Beschäftigungsmöglichkeiten 
und die örtliche und berufliche Mobi-
lität der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft zu fördern. Der deutsche 

18. April 1951: Paul van Zeeland (Belgien), Joseph Bech (Luxemburg), Joseph Meurice (Belgien), 
Graf Carlo Sforza (Italien), Robert Schuman (Frankreich), Konrad Adenauer (Deutschland), Dirk 
Stikker (Niederlande) und Johannes van den Brink (Niederlande) (v. l. n. r.).
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Bundeskanzler Konrad Adenauer sagt 
bei der Unterzeichnung der Römischen 
Verträge: „Die Einheit Europas war ein 
Traum Weniger. Sie wurde eine Hoff-
nung für Viele. Sie ist heute eine Not-
wendigkeit für Alle.“

1958
1. Januar:  Die Römischen Verträge treten in Kraft. 

Die drei Gemeinschaften werden zu-
sammen auch als Europäische Gemein-
schaften (EG) bezeichnet.

1960er

1960
4. Januar:  Der Vertrag zur Gründung der European 

Free Trade Association (EFTA) wird von 
Dänemark, dem Vereinigten Königreich, 
Norwegen, Österreich, Portugal, Schwe-
den und der Schweiz unterzeichnet.

1961
Juli/August:  Irland, das Vereinigte Königreich und 

Dänemark beantragen die Mitglied-
schaft in der EWG.

18. Oktober:  Feierliche Verabschiedung der „Europäi-
schen Sozial charta“ durch den Europarat. 
Sie regelt in Art. 1 bis 19 unter anderem 
die Grundrechte auf Arbeit, Ausbildung, 
Schutz der Gesundheit, Soziale Sicher-
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heit, Schutz der Familie und die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen.

1962:  Die Abgeordneten der Gemeinsamen 
Versammlung benennen diese um in 
„Europäisches Parlament“.

1963
28. Januar:  Die Beitrittsverhandlungen mit Irland, 

dem Vereinigten Königreich und Däne-
mark werden nach dem Veto Frankreichs 
abgebrochen.

1965
8. April:  Der Vertrag über die Fusion der Exekuti-

vorgane der drei Europäischen Gemein-
schaften (EGKS, EWG, Euratom) wird 
unterzeichnet.

1967
11. Mai:  Das Vereinigte Königreich beantragt ein 

zweites Mal den Beitritt zur EG. Irland 
und Dänemark folgen.

1. Juli:  Der Fusionsvertrag tritt in Kraft.

18./19. Dezember:  Frankreich legt erneut sein Veto gegen 
die Wieder aufnahme der Beitrittsver-
handlungen mit dem Vereinigten König-
reich ein.
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1968
1. Juli:  Die EG verwirklicht die Zollunion: Alle 

Binnenzölle für gewerbliche Erzeugnisse 
werden abgeschafft und ein gemeinsa-
mer Außenzoll gegenüber Drittländern 
eingeführt.

1969
1./2.Dezember:  In Den Haag beraten die EG-Staats- und 

Regierungschefs über die Vollendung des 
Binnenmarkts, die Vertiefung der Integ-
ration und die Erweiterung der Gemein-
schaft. Sie beschließen, den Einigungs-
prozess zu beschleunigen, die politische 
Zusammenarbeit zu verstärken und bis 
1980 stufenweise eine Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) einzuführen.

Demonstrationen in Den Haag im Dezember 1969.
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1970er

1970
1. Januar:  Beginn der gemeinsamen Außenhandels-

politik der EG.

22. April:  Unterzeichnung des „Luxemburger 
Vertrags“ zur stufenweisen Einführung 
eines Eigenmittelsys tems und erweiter-
ten Haushaltskompetenzen des Europäi-
schen Parlaments.

1971
1. Januar:  Der Luxemburger Vertrag tritt in Kraft.

9. Februar:  Der Ministerrat beschließt, die WWU 
stufenweise einzuführen.

1972
24. April:  Gründung des Europäischen Wechsel-

kursverbundes: Der Rat und die Regie-
rungen der EG-Mitgliedstaaten vereinba-
ren, die Wechselkurse ihrer Währungen 
künftig nur innerhalb einer festgelegten 
Bandbreite schwanken zu lassen.

19./20. Oktober:  Die EG-Staats- und Regierungschefs 
beschließen, die Gemeinschaft zur Euro-
päischen Union (EU) weiterzuentwickeln. 
Sie verabschieden auch den Zeitplan für 
die Einführung der WWU.
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1973
1. Januar:  Dänemark, Irland und das Vereinigte 

Königreich treten der EWG bei.

11./12. März:  Das Vereinigte Königreich, Irland und 
Italien beschließen, nicht am Währungs-
verbund teilzunehmen.

19. Juli:  Der Europäische Rat verabschiedet ein 
erstes Aktionsprogramm zum Umwelt-
schutz.

1974
21. Januar:  Die Arbeits- und Sozialminister einigen 

sich auf ein sozialpolitisches Programm. 
Demnach erhält die EG Zuständigkeiten 
für Beschäftigungsfragen, Fragen der Le-
bens- und Arbeitsbedingungen und der 
Beteiligung der Sozialpartner an sozial- 
und wirtschaftspolitischen Entscheidun-
gen.

11. Oktober:  Die EG erhält Beobachterstatus bei den 
Vereinten Nationen.

1975
5. Juni:  In einem Referendum stimmt die Bevöl-

kerung des Vereinigten Königreichs für 
den Verbleib in der EG.

1978
6./7. Juli:  Der Europäische Rat macht den Weg frei 

für ein Europäisches Währungssystem 
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(EWS) und damit für die Schaffung einer 
europäischen Währungseinheit.

4./5. Dezember:  Der Europäische Rat beschließt das In-
krafttreten des EWS zum 1. Januar 1979. 
Damit entsteht die Europäische Wäh-
rungseinheit (ECU).

1979
7.-10. Juni:  In den EG-Mitgliedstaaten wird zum ers-

ten Mal das Europäische Parlament von 
den Bürgern direkt gewählt.

Das Europäische Parlament.
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17.-20. Juli:  In Straßburg tritt das direkt gewählte 
Europäische Parlament erstmals zusam-
men. Erste Parlaments präsidentin wird 
die Französin Simone Veil.

1980er

1981
1. Januar:  Griechenland wird zehntes EG-Mitglied.

1983
19. Juni:  Die zehn Mitgliedstaaten erklären fei-

erlich, dass sie eine Europäische Union 
gründen wollen.

1985
7. Januar:  Jacques Delors wird Präsident der Euro-

päischen Kommission.

15. Juni:  Im luxemburgischen Schengen unter-
zeichnen Belgien, Frankreich, die Nieder-
lande, Luxemburg und die Bundesrepub-
lik Deutschland ein Abkommen, um alle 
Personenkontrollen an den Binnengren-
zen dieser Länder zu beenden.

1986
1. Januar:  Spanien und Portugal treten der EG bei. 

Sie hat jetzt zwölf Mitglieder.

1989
29. Juni:  Spanien tritt dem EWS bei.
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9. November:  In Berlin fällt die Mauer.

1990er

1990
19. Juni:  Mit dem Inkrafttreten der deutschen 

Wirtschafts- und Währungsunion be-
steht nun auch eine Zoll union zwischen 
der EG und der DDR.

1. Juli:  Die erste Stufe der Europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion (WWU) 
beginnt.

3. Oktober:  Tag der deutschen Einheit. Der Staats-
vertrag zwischen der Bundesrepublik 

Fall der Berliner Mauer.
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Deutschland und der DDR vereinigt bei-
de Staaten. Die fünf neuen Bundesländer 
gehören damit der EG an.

8. Oktober:  Das Vereinigte Königreich wird zehntes 
Mitglied des EWS.

1991
25. Juni:  Spanien und Portugal treten dem Ab-

kommen von Schengen bei.

9./10. Dezember:  Beim Gipfeltreffen des Europäischen 
Rates in Maastricht einigen sich die Staats- 
und Regierungs chefs auf den Vertrag über 
die Europäische Union. 

1992
7. Februar:  Der Vertrag über die Europäische Union 

wird von den Außen- und Finanzminis-
tern der Mitgliedstaaten in Maastricht 
unterzeichnet.

2. Mai:  Das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) wird unterzeich-
net.

1993
1. Januar:  Der Europäische Binnenmarkt tritt in 

Kraft. Damit entsteht ein Wirtschafts-
raum ohne Binnengrenzen, der den 
freien Verkehr von Personen, Waren, 
Dienstleistungen und Kapital garantiert.
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2. Juni:  Die Innen- und Justizminister der Mit-
gliedstaaten beschließen, die europäische 
Polizeibehörde EUROPOL einzurichten.

29. Oktober:  Auf dem EG-Sondergipfel in Brüssel 
legen die zwölf EU-Regierungschefs fest, 
dass Frankfurt am Main Sitz des Euro-
päischen Währungsinstituts (EWI) und 
der künftigen Europäischen Zentralbank 
(EZB) wird.

1. November:  Der Vertrag von Maastricht tritt in Kraft. 
Die Europäische Union (EU) ist damit 
gegründet.

1994
1. Januar:  Die zweite Stufe der WWU beginnt. In 

Frankfurt nimmt das EWI seine Arbeit 
auf.

27. Juli:  Die Europäische Kommission nimmt ein 
Weißbuch zur europäischen Sozialpolitik 
an.

1995
1. Januar:  Österreich, Finnland und Schweden tre-

ten der EU bei. Sie hat jetzt 15 Mitglieder.

26. März:  Die Personenkontrollen an den Binnen-
grenzen der Schengen-Staaten – Belgien, 
Deutschland, Frank reich, Luxemburg, 
die Niederlande, Spanien und Portugal – 
fallen weg.
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15./16. Dez: In Madrid bestätigt der Europäische Rat 
in Madrid, dass die Gemeinschaftswäh-
rung „Euro“ zum 1. Januar 1999 einge-
führt werden soll.

1997
16. Juli:  Die Europäische Kommission legt in 

der „Agenda 2000“ ihre Vorstellungen 
über die zukünftige Entwicklung der 
EU bis zum Jahr 2006 vor und gibt ihre 
Stellungnahme zu den Beitrittsanträgen 
der zehn mittel- und osteuropäischen 
Kandidaten ab.

1998
1.-3. Mai:  Die Staats- und Regierungschefs der EU 

entscheiden, welche Länder von Anfang 
an bei der Wirtschafts- und Währungs-
union dabei sein sollen: Elf EU-Mitglied-
staaten werden am 1. Januar 1999 den 
Euro als gemeinsame Währung einfüh-
ren. Der Niederländer Wim Duisenberg 
wird erster Präsident der Europäischen 
Zentralbank.

1. Juni:  In Frankfurt am Main nimmt die Europä-
ische Zentralbank mit der konstituieren-
den Sitzung des EZB-Rats die Arbeit auf.

15./16. Juni:  Auf ihrem Gipfeltreffen in Cardiff bera-
ten die EU-Staats- und Regierungschefs 
über Wirtschaftswachstum, Beschäf-
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tigung, die soziale Integration und das 
weitere Vorgehen bei der Agenda 2000.

31. Dezember:  In Brüssel legen die Wirtschafts- und 
Finanzminister der elf Euro-Länder die 
Umrechnungskurse zwischen dem Euro 
und den Teilnehmerwährungen unwi-
derruflich fest.

1999
1. Januar:  Die dritte Stufe der WWU tritt in Kraft. 

Der Euro wird künftig die gemeinsame 
Währung der elf Teilnehmerländer. Die 
EZB ist von jetzt an für die europäische 
Geldpolitik zuständig.

Luc Luyckx, der Gewinner des Euro-Designwettbewerbs.
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10./11. November:  In Helsinki machen die EU-Staats- und 
Regierungschefs den Weg frei für die Er-
weiterung der Gemeinschaft. Mit insge-
samt 12 Staaten sollen Beitrittsverhand-
lungen aufgenommen werden.

2000er

2000
10. Dezember:  Der Europäische Rat beschließt den 

Vertrag von Nizza. Er macht in vielen 
Bereichen Beschlüsse mit quali!zierter 
Mehrheit statt mit Einstimmigkeit mög-
lich. Gleichzeitig wird die Europäische 
Charta der Grundrechte verkündet. Das 
Modell für einen Großteil der Normen 
dieser Charta bilden die Sozialcharta von 
1961 und die bereits 1950 in Rom unter-
zeichnete Menschenrechtskonvention.

2001
1. Januar:  Der Euro wird in den zwölf Mitgliedstaa-

ten der Währungsunion als of!zielles 
Zahlungsmittel eingeführt.

2004
1. Mai:  Die EU hat von nun an zehn weitere Mit-

glieder: Estland, Lettland, Litauen, Polen, 
die Tschechische Republik, die Slowakei, 
Slowenien, Ungarn, Zypern und Malta.
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18. Juni:  Der Entwurf einer Verfassung für die 
Europäische Union wird vom EU-Gipfel in 
Brüssel gebilligt.

29. Oktober:  In Rom unterzeichnen die Staats- und 
Regierungschefs den Vertrag über eine 
Verfassung für Europa. Der Vertrag wird 
jedoch nicht von allen EU-Mitgliedstaaten 
rati!ziert, sodass er nicht in Kraft tritt.

2005
3. Oktober:  Der Europäische Rat stimmt dafür, Bei-

trittsverhandlungen mit der Türkei aufzu-
nehmen.

Die formelle Unterzeichnung des im Dezember 2000 beschlossenen Vertrags von Nizza  
fand im Februar 2001 statt.
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2007
1. Januar:  Bulgarien und Rumänien werden Mit-

glied der Europäischen Union.

1. Januar:  Slowenien führt als erstes der neuen EU-
Mitgliedsländer den Euro ein.

19. Januar:  Der „Europäische Fonds zur Anpassung 
an die Globalisierung“ (EGF) tritt als ein 
beschäftigungspolitisches Instrument der 
EU in Kraft.

25. März:  Die Europäische Union feiert den fünf-
zigsten Jahrestag der Römischen Verträ-
ge. Die Staats- und Regierungschefs der 
Mitgliedsländer betonen in der Berliner 
Erklärung die Bedeutung einer europäi-
schen Wertegemeinschaft.

12. Dezember:  Im Europäischen Parlament in Straß-
burg unterzeichnen Parlamentspräsident 
Hans-Gert Pöttering, José Manuel Bar-
roso, der Präsident der EU-Kommission, 
und der portugiesische Regierungschef 
und Ratspräsident José Sócrates die 
Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union.

13. Dezember:  Die Vertreter der 27 EU-Staaten unter-
zeichnen den Vertrag von Lissabon. Dieser 
reformiert die vorherigen Verträge. Der 
neue Vertrag soll die EU transparenter, 
demokratischer und ef!zienter machen. 
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So stärkt er unter anderem die Rolle der 
nationalen Parlamente bei der Rechtset-
zung der Union und erweitert die Kom-
petenzen des Hohen Vertreters der EU für 
Außen- und Sicherheitspolitik.

21. Dezember:  Der Schengen-Raums wird um Estland, 
Polen, die Tschechische Republik, Un-
garn, Lettland, Malta, Litauen, die Slowa-
kei und Slowenien erweitert.

2008
1. Januar:  Zypern und Malta führen den Euro ein.

7. September:  Die Weltwirtschaft wird von einer schwe-
ren Finanzkrise getroffen.

12. Dezember:  Auch die Schweiz wird Schengen-Mitglied.

2009
1. Januar:  Die Slowakei führt als 16. Land den Euro 

ein.

1. Dezember:  Der Vertrag von Lissabon tritt in Kraft. 
Damit wird auch die Charta der Grund-
rechte verbindlich.

2010er

2010:  Im Gefolge der globalen Finanzkrise 
kommt es zu einer Krise der Europäi-
schen Währungsunion. Sie wirkt sich in 
verschiedenen Mitgliedstaaten als Staats-
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schuldenkrise, Bankenkrise und Wirt-
schaftskrise aus. Am stärksten betroffen 
sind Griechenland, Spanien, Portugal, 
Italien, Irland, Zypern und Slowenien. 
Als sogenannter Rettungsschirm wird 
der Europäische Stabilitätsmechanismus 
(ESM) geschaffen.

2011
1. Januar:  Estland führt den Euro ein.

2012
10. Dezember:  Die Europäische Union wird für ihren 

Einsatz für Frieden, Versöhnung, Demo-
kratie und Menschenrechte in Europa 
mit dem Friedensnobelpreis ausgezeich-
net.

2013
1. Juli:  Kroatien tritt als 28. Mitglied der EU bei.

2014
1. Januar:  Lettland führt den Euro ein.

15. Juli:  Das Europäische Parlament wählt gemäß 
dem Vertrag von Lissabon erstmals den 
Präsidenten der EU-Kommission: Jean-
Claude Juncker aus Luxemburg.

2015
1. Januar:  Auch Litauen führt den Euro ein.
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Herman van Rompuy, Präsident des Europäischen Rates, José Manuel Barroso, Präsident der 
Europäischen Kommission und Martin Schulz, Präsident des Europäischen Parlaments (v. l. n. r.) 
nehmen am 10. Dezember 2012 die Auszeichnung des Friedensnobelpreises für die Europäische 
Union entgegen.

2016
18. März:  Die EU und die Türkei schließen ein Ab-

kommen über die Rückführung syrischer 
Flüchtlinge.

23. Juni:  Das Vereinigte Königreich stimmt in ei-
nem Referendum für den Austritt aus der 
EU, den Brexit.

2017
19. Juni:  In Brüssel kommen erstmals die Unter-

händler zusammen, um über den EU-
Austritt des Vereinigten Königreichs zu 
sprechen.
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Die Grundrechtecharta

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union aus dem 
Jahr 2000 wurde zunächst feierlich erklärt; sie wurde – leicht 
geändert – Bestandteil des Vertrages von Lissabon und damit 
verbindlich. Sie gliedert sich in eine Präambel und insgesamt 
54 Artikel, die auf sieben Kapitel verteilt und im Amtsblatt der 
Europäischen Union „C 83/389“ vom 30. März 2010 abgedruckt 
sind. Diese Kapitel sind überschrieben mit: „Die Würde des Men-
schen, Freiheiten, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte, Justizi-
elle Rechte“ und schließlich „Allgemeine Bestimmungen“. Der 
Schutz der Menschenwürde als Fundamentalnorm in Artikel 1 
lehnt sich eng an das deutsche Grundgesetz an: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu schützen.“ 
Durch die Integration der zentralen sozialen Rechte werden die 
soziale Dimension der EU und die Unteilbarkeit der Grundrechte 
deutlich gemacht. Im Folgenden sind die Artikel der EU-Grund-
rechtecharta mit sozialem Bezug abgedruckt.
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KAPITEL I
WÜRDE DES MENSCHEN

Artikel 1  [Würde des Menschen] 
Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu 
achten und zu schützen.

Artikel 2  [Recht auf Leben]
Artikel 3  [Recht auf Unversehrtheit]
Artikel 4  [Verbot der Folter und unmenschlicher oder er-

niedrigender Strafe oder Behandlung]
Artikel 5  [Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit]

KAPITEL II 
FREIHEITEN

Artikel 6  [Recht auf Freiheit und Sicherheit]
Artikel 7  [Achtung des Privat- und Familienlebens]
Artikel 8  [Schutz personenbezogener Daten]
Artikel 9  [Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu 

gründen]
Artikel 10  [Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit]
Artikel 11  [Freiheit der Meinungsäußerung und Informations-

freiheit]
Artikel 12  [Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit]
Artikel 13  [Freiheit von Kunst und Wissenschaft]
Artikel 14  [Recht auf Bildung]
 (1) Jede Person hat das Recht auf Bildung sowie auf 

Zugang zur beruflichen Ausbildung und Weiterbil-
dung.

 (2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, unentgelt-
lich am Pflichtschulunterricht teilzunehmen.

 (3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten 
unter Achtung der demokratischen Grundsätze 
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sowie das Recht der Eltern, die Erziehung und den 
Unterricht ihrer Kinder entsprechend ihren eige-
nen religiösen, weltanschaulichen und erzieheri-
schen Überzeugungen sicherzustellen, werden nach 
den einzelstaatlichen Gesetzen geachtet, welche 
ihre Ausübung regeln.

Artikel 15 [Berufsfreiheit und Recht zu arbeiten]
 (1) Jede Person hat das Recht, zu arbeiten und einen 

frei gewählten oder angenommenen Beruf auszu-
üben.

 (2) Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 
haben die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat Arbeit 
zu suchen, zu arbeiten, sich niederzulassen oder 
Dienstleistungen zu erbringen.

 (3) Die Staatsangehörigen dritter Länder, die im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten arbeiten dürfen, 
haben Anspruch auf Arbeitsbedingungen, die denen 
der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger entspre-
chen.

Artikel 16 [Unternehmerische Freiheit]
 Die unternehmerische Freiheit wird nach dem 

Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und Gepflogenheiten anerkannt.

Artikel 17  [Eigentumsrecht]
 (1) Jede Person hat das Recht, ihr rechtmäßig erwor-

benes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, darüber zu 
verfügen und es zu vererben. Niemandem darf sein 
Eigentum entzogen werden, es sei denn aus Grün-
den des öffentlichen Interesses in den Fällen und 
unter den Bedingungen, die in einem Gesetz vorge-
sehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemes-
sene Entschädigung für den Verlust des Eigentums. 
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Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich ge-
regelt werden, soweit dies für das Wohl der Allge-
meinheit erforderlich ist.

 (2) Geistiges Eigentum wird geschützt.
Artikel 18  [Asylrecht]
Artikel 19  [Schutz bei Abschiebung, Ausweisung und Ausliefe-

rung]

KAPITEL III
GLEICHHEIT

Artikel 20  [Gleichheit vor dem Gesetz]
Artikel 21  [Nichtdiskriminierung]
 (1) Diskriminierungen, insbesondere wegen des Ge-

schlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen 
oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, 
der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, 
der politischen oder sonstigen Anschauung, der 
Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Ausrichtung, sind verboten.

 (2) Unbeschadet besonderer Bestimmungen der 
Verträge ist in ihrem Anwendungsbereich jede Dis-
kriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
verboten.

Artikel 22  [Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen]
Artikel 23  [Gleichheit von Männern und Frauen]
 Die Gleichheit von Männern und Frauen ist in allen 

Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der 
Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen.
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 Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehal-
tung oder der Einführung spezi!scher Vergüns-
tigungen für das unterrepräsentierte Geschlecht 
nicht entgegen.

Artikel 24  [Rechte des Kindes]
Artikel 25  [Rechte älterer Menschen]
Artikel 26  [Integration von Menschen mit Behinderung]
 Die Union anerkennt und achtet den Anspruch von 

Menschen mit Behinderung auf Maßnahmen zur 
Gewährleistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozia-
len und beruflichen Eingliederung und ihrer Teil-
nahme am Leben der Gemeinschaft.

KAPITEL IV
SOLIDARITÄT

Artikel 27  [Recht auf Unterrichtung und Anhörung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Unterneh-
men]

 Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder 
ihre Vertreter muss auf den geeigneten Ebenen eine 
rechtzeitige Unterrichtung und Anhörung in den 
Fällen und unter den Voraussetzungen gewährleis-
tet sein, die nach dem Gemeinschaftsrecht und den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflo-
genheiten vorgesehen sind.

Artikel 28  [Recht auf Kollektivverhandlungen und Kollektiv-
maßnahmen]

 Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 
die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber oder ihre 
jeweiligen Organisationen haben nach dem Ge-
meinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und Gepflogenheiten das Recht, Tarif-
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verträge auf den geeigneten Ebenen auszuhandeln 
und zu schließen sowie bei Interessenkonflikten 
kollektive Maßnahmen zur Verteidigung ihrer Inte-
ressen, einschließlich Streiks, zu ergreifen.

Artikel 29  [Recht auf Zugang zu einem Arbeitsvermittlungs-
dienst]

 Jede Person hat das Recht auf Zugang zu einem 
unentgeltlichen Arbeitsvermittlungsdienst.

Artikel 30  [Schutz bei ungerechtfertigter Entlassung]
 Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat 

nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten 
Anspruch auf Schutz vor ungerechtfertigter Entlas-
sung.
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Artikel 31  [Gerechte und angemessene Arbeitsbedingungen]
 (1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer 

hat das Recht auf gesunde, sichere und würdige 
Arbeitsbedingungen.

 (2) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer 
hat das Recht auf eine Begrenzung der Höchstar-
beitszeit, auf tägliche und wöchentliche Ruhezeiten 
sowie auf bezahlten Jahresurlaub.

Artikel 32  [Verbot der Kinderarbeit und Schutz der Jugendli-
chen am Arbeitsplatz]

 Kinderarbeit ist verboten. Unbeschadet günstigerer 
Vorschriften für Jugendliche und abgesehen von 
begrenzten Ausnahmen darf das Mindestalter für 
den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter, in dem die 
Schulpflicht endet, nicht unterschreiten.

 Zur Arbeit zugelassene Jugendliche müssen ihrem 
Alter angepasste Arbeitsbedingungen erhalten und 
vor wirtschaftlicher Ausbeutung und vor jeder 
Arbeit geschützt werden, die ihre Sicherheit, ihre 
Gesundheit, ihre körperliche, geistige, sittliche oder 
soziale Entwicklung beeinträchtigen oder ihre Er-
ziehung gefährden könnte.

Artikel 33  [Familien- und Berufsleben]
 (1) Der rechtliche, wirtschaftliche und soziale 

Schutz der Familie wird gewährleistet.
 (2) Um Familien- und Berufsleben miteinander in 

Einklang bringen zu können, hat jede Person das 
Recht auf Schutz vor Entlassung aus einem mit der 
Mutterschaft zusammenhängenden Grund sowie 
den Anspruch auf einen bezahlten Mutterschafts-
urlaub und auf einen Elternurlaub nach der Geburt 
oder Adoption eines Kindes.
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Artikel 34  [Soziale Sicherheit und soziale Unterstützung]
 (1) Die Union anerkennt und achtet das Recht auf 

Zugang zu den Leistungen der sozialen Sicherheit 
und zu den sozialen Diensten, die in Fällen wie 
Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, Pflege-
bedürftigkeit oder im Alter sowie bei Verlust des 
Arbeitsplatzes Schutz gewährleisten, nach Maßgabe 
des Unionsrechts und der einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und Gepflogenheiten.

 (2) Jede Person, die in der Union ihren rechtmäßi-
gen Wohnsitz hat und ihren Aufenthalt rechtmäßig 
wechselt, hat Anspruch auf die Leistungen der so-
zialen Sicherheit und die sozialen Vergünstigungen 
nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.

 (3) Um die soziale Ausgrenzung und die Armut zu 
bekämpfen, anerkennt und achtet die Union das 
Recht auf eine soziale Unterstützung und eine 
Unterstützung für die Wohnung, die allen, die nicht 
über ausreichende Mittel verfügen, ein menschen-
würdiges Dasein sicherstellen sollen, nach Maßgabe 
des Gemeinschaftsrechts und der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.

Artikel 35  [Gesundheitsschutz]
 Jede Person hat das Recht auf Zugang zur Gesund-

heitsvorsorge und auf ärztliche Versorgung nach 
Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten und Gepflogenheiten. Bei der Festlegung und 
Durchführung aller Politiken und Maßnahmen der 
Union wird ein hohes Gesundheitsschutzniveau 
sichergestellt.
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Artikel 36  [Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse]

 Die Union anerkennt und achtet den Zugang zu 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen 
Interesse, wie er durch die einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und Gepflogenheiten im Einklang 
mit dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft geregelt ist, um den sozialen und 
territorialen Zusammenhalt der Union zu fördern.

Artikel 37  [Umweltschutz]
 Ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesse-

rung der Umweltqualität müssen in die Politik der 
Union einbezogen und nach dem Grundsatz der 
nachhaltigen Entwicklung sichergestellt werden.

Artikel 38  [Verbraucherschutz]
 Die Politik der Union stellt ein hohes Verbraucher-

schutzniveau sicher.
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KAPITEL V
BÜRGERRECHTE

Artikel 39  [Aktives und passives Wahlrecht bei den Wahlen 
zum Europäischen Parlament]

Artikel 40  [Aktives und passives Wahlrecht bei den Kommu-
nalwahlen]

Artikel 41  [Recht auf eine gute Verwaltung]
Artikel 42  [Recht auf Zugang zu Dokumenten]
Artikel 43  [Der Bürgerbeauftragte]
Artikel 44  [Petitionsrecht]
Artikel 45  [Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit]
 (1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger ha-

ben das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten frei zu bewegen und aufzuhalten.

 (2) Staatsangehörigen dritter Länder, die sich 
rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 
aufhalten, kann gemäß dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft Freizügigkeit und 
Aufenthaltsfreiheit gewährt werden.

Artikel 46  [Diplomatischer und konsularischer Schutz]

KAPITEL VI
JUSTIZIELLE RECHTE

Artikel 47  [Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein 
unparteiisches Gericht]

Artikel 48  [Unschuldsvermutung und Verteidigungsrechte]
Artikel 49  [Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und der Verhält-

nismäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten 
und Strafen]

Artikel 50  [Recht, wegen derselben Straftat nicht zweimal 
strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden]
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KAPITEL VII
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 51  [Anwendungsbereich]
 (1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtungen 

und sonstige Stellen der Union unter Wahrung des 
Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten 
ausschließlich bei der Durchführung des Rechts 
der Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, 
halten sie sich an die Grundsätze und fördern sie 
deren Anwendung entsprechend ihren jeweiligen 
Zuständigkeiten, die der Union in den Verträgen 
übertragen werden.

 (2) Diese Charta dehnt den Geltungsbereich des 
Unionsrechts nicht über die Zuständigkeiten der 
Union hinaus aus und begründet weder neue Zu-
ständigkeiten noch neue Aufgaben für die Union, 
noch ändert sie die in den Verträgen festgelegten 
Zuständigkeiten und Aufgaben.

Artikel 52  [Tragweite der garantierten Rechte]
 (1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser 

Charta anerkannten Rechte und Freiheiten muss 
gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt 
dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter Wah-
rung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dür-
fen Einschränkungen nur vorgenommen werden, 
wenn sie erforderlich sind und den von der Union 
anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielset-
zungen oder den Erfordernissen des Schutzes der 
Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entspre-
chen.

 (2) Die Ausübung der durch diese Charta anerkann-
ten Rechte, die in den Verträgen festgelegt sind, er-
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folgt im Rahmen der in den Verträgen festgelegten 
Bedingungen und Grenzen.

 (3) Soweit diese Charta Rechte enthält, die den 
durch die Europäische Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten 
Rechten entsprechen, haben sie die gleiche Bedeu-
tung und Tragweite, wie sie ihnen in der genannten 
Konvention verliehen wird. Diese Bestimmung steht 
dem nicht entgegen, dass das Recht der Union einen 
weiter gehenden Schutz gewährt.

 (4) Soweit in dieser Charta Grundrechte anerkannt 
werden, wie sie sich aus den gemeinsamen Verfas-
sungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, 
werden sie im Einklang mit diesen Überlieferungen 
ausgelegt.

 (5) Die Bestimmungen dieser Charta, in denen 
Grundsätze festgelegt sind, können durch Akte der 
Gesetzgebung und der Ausführung der Organe, Ein-
richtungen und sonstigen Stellen der Union sowie 
durch Akte der Mitgliedstaaten zur Durchführung 
des Rechts der Union in Ausübung ihrer jeweiligen 
Zuständigkeiten umgesetzt werden. Sie können vor 
Gericht nur bei der Auslegung dieser Akte und bei 
Entscheidungen über deren Rechtmäßigkeit heran-
gezogen werden.

 (6) Den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und 
Gepflogenheiten ist, wie es in dieser Charta be-
stimmt ist, in vollem Umfang Rechnung zu tragen.

 (7) Die Erläuterungen, die als Anleitung für die 
Auslegung dieser Charta verfasst wurden, sind von 
den Gerichten der Union und der Mitgliedstaaten 
gebührend zu berücksichtigen.
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Artikel 53  [Schutzniveau]
 Keine Bestimmung dieser Charta ist als eine Ein-

schränkung oder Verletzung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten auszulegen, die in dem jewei-
ligen Anwendungsbereich durch das Recht der Uni-
on und das Völkerrecht sowie durch die internati-
onalen Übereinkommen, bei denen die Union oder 
alle Mitgliedstaaten Vertragsparteien sind, darunter 
insbesondere die Europäische Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
sowie durch die Verfassungen der Mitgliedstaaten 
anerkannt werden.

Artikel 54  [Verbot des Missbrauchs der Rechte]
 Keine Bestimmung dieser Charta ist so auszulegen, 

als begründe sie das Recht, eine Tätigkeit auszuüben  
oder eine Handlung vorzunehmen, die darauf 
abzielt, die in der Charta anerkannten Rechte und 
Freiheiten abzuschaffen oder sie stärker einzu-
schränken, als dies in der Charta vorgesehen ist.
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Struktur und Finanzierung der Sozialsysteme

Menschliche Geborgenheit und persönliche Freiheit sind ohne 
soziale Sicherheit nicht denkbar. Die sozialen Netze schaffen 
Sicherheit für die Bürger der Europäischen Union. Damit diese 
Netze sich als zukunftsfähig erweisen, bedürfen sie ständiger 
Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen. Denn gerade 
auch die wirtschaftliche Entwicklung einzelner Länder hat 
deutlichen Ein!uss auf Sozialbudgets und damit auf die Ausge-
staltung der sozialen Sicherungssysteme. Dies hat das Beispiel 
mehrerer Mitgliedstaaten nicht nur im Süden der EU in der 
Nachfolge der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise gezeigt.
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Um ein wichtiges Ergebnis der nachfolgenden Darstellung vor-
wegzunehmen: Die Darstellung der Kosten der sozialen Siche-
rung in den EU-Mitgliedstaaten anhand der Eurostat-Datenbasis 
2016 zeigt auf der Einnahmeseite – also den Beiträgen der Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber sowie den staatlichen Zuweisungen – 
erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern auf.

Sozialschutz und Sozialleistungen

Und ferner: Um die Grundlage der hier abgedruckten Tabellen zu 
verstehen, muss die sprachliche Unterscheidung zwischen „Sozi-
alschutz“ und „Sozialleistungen“ beachtet werden.

Mit „Sozialleistungen“ sind die Ausgaben für die einzelnen oben 
genannten Funktionen gemeint, also die Ausgaben des Staates, 
die bei den Betroffenen (Familien, Rentnern, Arbeitslosen usw.) 
unmittelbar „ankommen“.

„Sozialschutz“ dagegen umfasst grundsätzlich die Gesamtein-
nahmen und -ausgaben für die soziale Sicherung in den EU-Mit-
gliedstaaten. Sie setzen sich also zusammen aus den Sozialleis-
tungen sowie zusätzlich den Verwaltungskosten und sonstigen 
Ausgaben. Auf der Einnahmeseite sind es im Wesentlichen die 
Beiträge von Arbeitnehmern, Arbeitgebern und die staatliche 
Beteiligung.

Um dies am Beispiel der Bundesrepublik zu erläutern: Deutsch-
land gab im Jahr 2014 für Sozialleistungen rund 813 Mrd. Euro aus, 
für den Sozialschutz im gleichen Jahr aber insgesamt rund 850 
Mrd. Euro. Interessant ist hier auch der Zehnjahresvergleich: Im 
Jahr 2004 wendete Deutschland noch 637 Mrd. Euro für Sozialleis-
tungen und im selben Jahr für den Sozialschutz 660 Mrd. Euro auf.
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Ausgaben für Sozialleistungen 2014
in Mrd. Euro
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3.863,0 a)

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Ausgaben für den Sozialschutz 2014
in Mrd. Euro
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  Quelle: Eurostat
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Den Tabellen zur Finanzierung der Sozialausgaben in diesem 
Teil I dieser Publikation liegen in der Regel die Sozialleis-
tungen zugrunde. Nur in einigen Übersichten wird gemäß 
den verfügbaren Daten von Eurostat auf den Sozialschutz 
insgesamt Bezug genommen, zum Beispiel bei den Pro-Kopf-
Gesamtleistungen oder dem prozentualen Anteil am Brutto-
inlandsprodukt.

Staatliche Leistungen

So divergiert der staatliche Anteil an der Finanzierung der 
sozialen Sicherungssysteme, also die durch Steuereinnahmen 
!nanzierten staatlichen Leistungen, zwischen 79,8 Prozent 
in Dänemark und am anderen Ende der Tabelle Estland, das 
mit 18,1 Prozent den niedrigsten staatlichen Anteil aufweist. 
Dänemark an der Spitze der Tabelle wird gefolgt von Irland 
(60,5 Prozent), Malta (56,1 Prozent) sowie Zypern (52,0 Prozent) 
und Schweden mit 50,8 Prozent. Am unteren Ende stehen 
Tschechien mit 28,5 Prozent, Litauen mit 28,0 Prozent, Polen 
mit 21,8 Prozent, die Niederlande mit 19,9 Prozent vor Estland. 
Deutschland liegt mit 33,3 Prozent im unteren Drittel der EU-
Länder.

Im Durchschnitt wenden die 28 Länder der Europäischen Union 
40,5 Prozent ihrer Einnahmen für staatliche Beiträge zu den 
sozialen Sicherungssystemen auf.
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Staatliche Beiträge zur sozialen Sicherung 2014
in % der Einnahmen insgesamt

a) Vorläufiger Wert, b) Geschätzter Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat

79,77

60,47

56,14

52,04

50,84

49,67

48,86

48,78

48,59

47,23

46,06

43,97

41,85

39,98

39,83

38,57

36,42

36,12

36,10

35,13

33,82

33,25 a)

31,66 a)

28,50

28,02

21,76

19,86

18,13

40,48 a)

DK

IE

MT

CY

SE

RO

IT

BG

UK

FI

PT

ES

LU

LV

EL

BE

AT

HR

HU

FR

SI

SK

CZ

LT

PL

NL

EE

EU-28

DE

a)

a)

a)

a)

b)

a)

Lexilog-Suchpool



Sozialer Schutz in Europa110

Arbeitgeberanteile

Auffallende Differenzierungen ergeben sich auch bei den 
Arbeitgeberanteilen der sozialen Sicherungssysteme, also den 
Beiträgen, die in der Regel auf der Basis der Bruttolöhne bezie-
hungsweise der Lohnsummen der Mitarbeiter in die Sozialsys-
teme fließen. Spitzenreiter sind hier – ganz anders als bei den 
staatlichen Beiträgen – Estland, Litauen, Tschechien und Polen.

In Estland stehen die Arbeitgeber mit 80,6 Prozent weit vor 
allen anderen Ländern der EU. Danach folgen Litauen mit 
54,0 Prozent, Tschechien mit 46,9 Prozent und die Slowakei, 
wo die Arbeitgeber mit 43,7 Prozent an der Finanzierung der 
Sozialleistungen beteiligt sind sowie an fünfter Stelle Frank-
reich mit 42,5 Prozent.

Am anderen Ende der Skala !nden sich weit hinter allen 
anderen Ländern der EU die Arbeitgeber Dänemarks, die 
mit nur 11,0 Prozent beteiligt sind, hinter Luxemburg mit 
24,4 Prozent und Zypern mit 24,6 Prozent.

Bei einem EU-28-Durchschnitt von 34,7 Prozent rangiert 
Deutschland mit 34,6 Prozent hier im Mittelfeld.
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Sozialbeiträge der Arbeitgeber1 2014
in % der Einnahmen insgesamt

1 Einschließlich unterstellter Beiträge (z. B. für Beamte), 
a) Vorläufiger Wert, b) Geschätzter Wert 
  Stand: Juli 2017 | Quelle: Eurostat
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Sozialbeiträge der Arbeitnehmer1 2014
in % der Einnahmen insgesamt

1 Einschließlich Beiträgen von Selbständigen und Rentnern
a) Vorläufiger Wert, b) Geschätzter Wert
  Stand: Juli 2017 | Quelle: Eurostat
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Arbeitnehmeranteile

Der !nanzielle Beitrag der Arbeitnehmer ist in den Mitglied-
staaten der EU ebenfalls sehr unterschiedlich. Die Zahlen 
sprechen auch hier für sich: Mit 39,1 Prozent beziehungswei-
se 33,8 Prozent und 32,9 Prozent werden die Arbeitnehmer 
in Slowenien, den Niederlanden und Kroatien am stärksten 
belastet, Irland (8,8 Prozent), Dänemark (7,9 Prozent) und Est-
land (1,1 Prozent) haben die geringsten Arbeitnehmeranteile 
an den Sozialschutzbeiträgen.

Der EU-28-Durchschnitt liegt hier bei 19,3 Prozent. In 
Deutschland tragen die Arbeitnehmer mit 30,5 Prozent die 
vierthöchsten Beiträge. Im Vereinigten Königreich (9,7 Pro-
zent) und Schweden (9,1 Prozent) wird der EU-Durchschnitt 
deutlich unterschritten. Frankreich liegt mit 19,2 Prozent 
knapp unter dem Durchschnitt der EU-28.
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Sozialleistungsstruktur in der EU

Während die Finanzierungssysteme der sozialen Sicherung 
recht unterschiedlich sind, weist aber die Sozialleistungsstruktur 
auf den ersten Blick nur wenige Unterschiede auf. Bei näherer 
Betrachtung sind die Differenzen jedoch durchaus bemerkens-
wert.

So sind die Ausgaben für „Alter“ und „Krankheit“ in allen Län-
dern im Jahr 2014 die mit Abstand höchsten Posten bei den 
Sozialleistungen. Im Durchschnitt der EU-28 beträgt der Anteil 
bei „Alter“ 40,2 Prozent, bei „Krankheit/Gesundheitsversorgung“ 
29,2 Prozent. 
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Welchen Anteil an den Sozialleistungen die einzelnen Staaten 
für ihre Rentner aufwenden, ergibt sich aus der Addition der 
beiden Positionen „Alter“ und „Hinterbliebene“. Als Ergebnis 
zeigt sich, dass Griechenland mit 65,0 Prozent an der Spitze steht, 
gefolgt von Polen mit 59,9 Prozent und Italien mit 58,3 Prozent, 
während Irland mit 29,8 Prozent am wenigsten ausgibt. Darüber 
liegen dann mit deutlichem Abstand Luxemburg mit 37,7 Pro-
zent und Deutschland mit 39,2 Prozent. Der EU-28-Durchschnitt 
liegt im Jahr 2014 bei 45,9 Prozent. Deutschland be!ndet sich mit 
39,2 Prozent deutlich unter dem EU-Durchschnittswert.

Den Sozialleistungen für die Rentner, also den Bereichen „Alter“ 
und „Hinterbliebene” zusammengenommen, mit 45,9 Prozent 
folgen 2014, wenn man den Durchschnitt der EU-28-Länder 
betrachtet, die Aufwendungen für „Krankheit“ (29,2 Prozent) 
mit klarem Vorsprung vor den Ausgabepositionen „Familie“ 
(8,6 Prozent), „Invalidität“ (7,3 Prozent) sowie „Arbeitslosigkeit“ 
(5,1 Prozent).1

Bei den Familienleistungen steht Luxemburg mit 15,6 Prozent an 
der Spitze, gefolgt von Irland und Ungarn mit 13,1 und 11,9 Pro-
zent, Deutschland (11,3 Prozent) und Dänemark (11,2 Prozent). 
Am unteren Ende liegen die Niederlande mit 3,1 Prozent, dar-
über Italien, Spanien, Portugal und Griechenland. In all diesen 
Ländern beträgt der Anteil der Familienleistungen unter 6 Pro-
zent. Über dem EU-28-Durchschnitt von 8,6 Prozent be!ndet 
sich in diesem Bereich auch Deutschland, das mit 11,3 Prozent 
an vierter Stelle bei den Familienausgaben liegt.

1 Zur Verwendung des Begriffs „Invalidität“ in dieser Publikation und in der 
SKE-Datenbank vgl. S. 141.
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Sozialleistungen nach ihrer Funktion 2014: Invalidität
in % der Leistungen insgesamt

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Sozialleistungen nach ihrer Funktion 2014: Arbeitslosigkeit
in % der Leistungen insgesamt

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Sozialleistungen nach ihrer Funktion 2014: Familie/Kinder
in % der Leistungen insgesamt

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Sozialleistungen nach ihrer Funktion 2014: Hinterbliebene
in % der Leistungen insgesamt

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Sozialleistungen nach ihrer Funktion 2014: Krankheit
in % der Leistungen insgesamt

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Sozialleistungen nach ihrer Funktion 2014: Soziale Ausgrenzung
in % der Leistungen insgesamt

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Sozialleistungen nach ihrer Funktion 2014: Wohnung
in % der Leistungen insgesamt

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Sozialleistungen nach ihrer Funktion 2014: Alter
in % der Leistungen insgesamt

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Aufschlussreich ist es auch, die Sozialschutzausgaben zum 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Relation zu setzen. Dabei ste-
hen Frankreich mit 34,3 Prozent, Dänemark (32,9 Prozent) und 
Finnland (31,9 Prozent) an der Spitze, gefolgt von den Nie-
derlanden (30,9 Prozent) und Belgien (30,3 Prozent). Deutsch-
land steht an neunter Stelle in dieser Tabelle und wendet 29,1 
Prozent seines BIP für den Sozialschutz auf. Am unteren Ende 
reicht die Tabelle von Malta (18,2 Prozent), Litauen (15,2 Pro-
zent), Estland (15,1 Prozent) und Rumänien (14,8 Prozent) bis 
zu Lettland, das mit 14,5 Prozent das Schlusslicht bildet. Der 
durchschnittliche Gesamtanteil der EU-28-Staaten liegt 2014 
bei 28,7 Prozent.

Auch wenn die Struktur der Sozialleistungen in den 28 EU-
Ländern ähnlich ist, verbergen sich dahinter jedoch große 
materielle Unterschiede. Dies wird besonders bei den Gesamt-
ausgaben für den Sozialschutz in Euro je Einwohner deutlich. 
Hier zeigt sich, dass elf der 13 zwischen 2004 und 2013 bei-
getretenen Mitgliedstaaten nach wie vor die Plätze 18 bis 28 
der Skala besetzen, Zypern dagegen liegt vor dem bereits 1986 
beigetretenen Portugal.

Bei einem EU-28-Durchschnitt von 7.905 Euro reicht die 
Spanne von Luxemburg (20.128 Euro), Dänemark (15.448 Euro), 
Schweden (13.169 Euro) und den Niederlanden (12.003 Euro) 
an der Spitze bis zu Litauen (1.893 Euro), Lettland (1.715 Euro), 
Rumänien (1.114 Euro) und schließlich Bulgarien (1.096 Euro). 
Sie alle liegen noch unter 2.000 Euro pro Kopf der Bevölke-
rung. Aber auch Estland, Kroatien, Ungarn und Polen liegen 
nur knapp über dieser Marke. Deutschland be!ndet sich mit 
10.494 Euro an neunter Stelle.
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Diese Unterschiede werden jedoch deutlich abgemildert, wenn 
man die Gesamtausgaben für den Sozialschutz pro Kopf der 
Bevölkerung im Jahr 2014 betrachtet und hierbei die ent-
sprechenden Pro-Kopf-Vergleiche auf Daten bezieht, die die 
Kaufkraft in den jeweiligen Ländern berücksichtigen, und zwar 
mittels sogenannter Kaufkraftstandards (KKS). Dabei steht 
beispielsweise Slowenien (5.414 KKS) als neueres Mitglied nur 
knapp hinter Portugal mit 5.544 KKS und Spanien, das mit 
6.079 KKS auch im Mittelfeld liegt.

Deutschland (10.325 KKS) be!ndet sich mit Frankreich 
(10.456 KKS), Österreich (10.675 KKS), den Niederlanden 
(10.825 KKS) und Dänemark (11.061 KKS) im oberen Bereich 
der Tabelle, die mit deutlichem Abstand von Luxemburg mit 
14.924 KKS angeführt wird. Die Pro-Kopf-Ausgaben Luxem-
burgs für den Sozialschutz nach Kaufkraftstandard sind fast 
doppelt so hoch wie der EU-28-Durchschnitt oder diejenigen 
Italiens (7.828 KKS) und des Vereinigten Königreichs (7.804 KKS).

Das Verhältnis des Landes mit den höchsten Ausgaben für den 
Sozialschutz je Einwohner in Euro angegeben – Luxemburg 
(20.128 Euro) – und des Landes mit den niedrigsten Sozialschut-
zausgaben in Euro – Bulgarien (1.069 Euro), die absolut betrach-
tet im Verhältnis von rund 20:1 zueinander stehen, verkleinert 
sich auf nur noch das 6-Fache. Bulgarien liegt in der KKS-Tabelle 
bei 2.544 gegenüber Luxemburg mit 14.924. Klammert man 
Luxemburg aus, das in der Pro-Kopf-Betrachtung deutlich vor 
allen anderen EU-Ländern liegt, so beträgt das Verhältnis zwi-
schen dem Zweiten der KKS-Tabelle, Dänemark mit 11.061, und 
Bulgarien mit 2.544 rund 4:1. Auch hier ist zu sehen, dass neben 
den absoluten Zahlen (in Euro) beim Vergleich der Ausgaben für 
den Sozialschutz je Einwohner eine Betrachtung der Ausgaben 
bezogen auf die jeweilige Kaufkraft das Bild deutlich relativiert.
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Der Blick auf die Finanzierung der Sozialsysteme in den EU-
Mitgliedstaaten zeigt eine Reihe von Gemeinsamkeiten in der 
Struktur und bei den Schwerpunkten der Systeme. Er führt 
aber ebenso die Unterschiede vor Augen, die das soziale Europa 
in den 28 Mitgliedsländern bestimmen. Und damit ist nicht 
nur die Höhe der jeweiligen Aufwendungen in den EU-Staaten 
gemeint. Denn diese ist natürlich von vielen – vor allem wirt-
schaftlichen und historischen – Faktoren abhängig.

Wenn nun im zweiten Teil der Publikation die einzelnen Felder 
der sozialen Sicherung im europäischen Vergleich betrachtet 
werden, so kann hier nur ein knapper Überblick über Daten 
und Fakten gegeben werden. Diese werden in der Datenbank 
„Sozialkompass Europa“ dann im Einzelnen und detailliert 
aufgeführt. Dennoch treten auch bei dem nachfolgenden 
Überblick die nationalen Unterschiede und jeweiligen Beson-
derheiten vielleicht noch stärker hervor, als es die Zahlen der 
Tabellen widerspiegeln. Die Sozialsysteme der EU-Mitglied-
staaten sind tief in der Geschichte und den nationalen Ent-
wicklungen der einzelnen Länder verwurzelt – eine Tatsache, 
welche die Besonderheit des europäischen Annäherungspro-
zesses in diesem zentralen Politikbereich ausmacht.
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Gesamtausgaben für den Sozialschutz 2014
in % vom BIP (zu jeweiligen Preisen)

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Gesamtausgaben für den Sozialschutz 2014
Euro je Einwohner

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Gesamtausgaben für den Sozialschutz 2014
pro Kopf der Bevölkerung (in KKS*)

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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* Ausgaben je Einwohner in spezi-
fischen Kaufkraftstandards (KKS). 
KKS sind eine „Kunstwährung“, 
die Preisunterschiede zwischen 
den Ländern berücksichtigt und 
die Vergleichbarkeit der Daten 
verbessert. Dies führt in einigen 
Fällen zu einer Veränderung der 
Reihenfolge.
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Die Europäische Union ist seit vielen Jahren engagiert, die sozial-
en Sicherungssysteme der einzelnen Mitgliedstaaten einander 
anzunähern beziehungsweise Mindeststandards zu schaffen. 
Dazu werden auf europäischer Ebene Richtlinien für den Sozial-
schutz der EU-Bürger erlassen. Sie werden von den einzelnen 
Staaten in nationale gesetzliche Regelungen umgesetzt und 
decken heute die sozialen Bereiche von Arbeitslosigkeit über 
Krankheit und Mutterschaft bis hin zu Altersrenten und Ver-
sorgung von Hinterbliebenen ab. Darüber hinaus garantieren 
die meisten Mitgliedsländer ihren Bürgern weiterreichende 
Leistungen durch individuelle Sozialversicherungssysteme. Auf 
den folgenden Seiten werden diese im thematischen Überblick 
dargestellt. Dabei werden sowohl Gemeinsamkeiten als auch 
kulturell und historisch bedingte Unterschiede deutlich.

Teil II 
Soziales Europa für alle
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Sozialsysteme koordinieren

Volle Freizügigkeit für EU-Bürger

Europa ist seit den 50er Jahren des vorigen Jahrhunderts mehr 
und mehr zusammengewachsen, auch und gerade als Wirt-
schaftsmacht. Daher ist es im Europa der 28 immer wichtiger, 
den Austausch von Arbeitskräften zu ermöglichen und ihnen 
im gesamten Raum der Europäischen Union soziale Sicherheit 
zu gewährleisten, wie es bereits die erste Sozialcharta von Turin 
vorgesehen hatte.

Arbeitnehmer aus den EU-Mitgliedstaaten und ihre Angehöri-
gen genießen nach den Regelungen der europäischen Verträge 
heute in Europa volle Freizügigkeit. Das bedeutet: Sie dürfen in 
jedem Mitgliedstaat eine Beschäftigung aufnehmen und sind 
hinsichtlich der Löhne und sonstigen Arbeitsbedingungen den 
inländischen Arbeitnehmern gleichgestellt. Dies gilt im Übrigen 
für alle sozialen Leistungen.
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Lediglich in Bezug auf Kroatien, das am 1. Juli 2013 der Euro-
päischen Union beigetreten ist, gelten in einigen Ländern der 
EU noch Übergangsregelungen: Seit dem 1. Juli 2015 benötigen 
kroatische Staatsbürger keine Arbeitsgenehmigung mehr, wenn 
sie in Belgien, Zypern, Frankreich, Deutschland, Griechenland, 
Italien, Luxemburg oder Spanien arbeiten oder eine Ausbildung 
machen wollen. In diesen Ländern haben kroatische Bürger nun 
uneingeschränkten Zugang zu den Arbeitsmärkten. Österreich, 
Malta, die Niederlande, Slowenien und das Vereinigte König-
reich behalten ihre Beschränkungen der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit für Kroatien dagegen vorerst noch bei.

Koordinierungsregeln für die soziale Sicherheit

Bereits seit 1959 gibt es Verordnungen zur Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit in den Mitgliedsländern. Da 
diese sehr unterschiedlich ausgestaltet waren, wurden sie so 
miteinander koordiniert, dass den sogenannten Wanderarbeit-
nehmern, also Personen, die zur Arbeitsaufnahme von einem 
Mitgliedstaat in einen anderen ziehen, und ihren Familienange-
hörigen keine Nachteile entstehen. Die Ausgestaltung der Sozial-
systeme bleibt jedoch nach wie vor ausschließlich Sache der 
Mitgliedstaaten. Dies ändert sich durch das Europarecht nicht.

Wie ein Sozialversicherungsabkommen zwischen allen Mit-
gliedstaaten der EU, des Europäischen Wirtschaftsraums 
(EWR) sowie der Schweiz, beugen die Koordinierungsverord-
nungen Problemen vor, die sich durch die Aufnahme einer 
Beschäftigung beziehungsweise einer selbständigen Tätigkeit 
in einem anderen Mitgliedstaat und dem damit verbundenen 
Wechsel der Sozialversicherung ergeben können.
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Die aktuelle „Verordnung zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit“ und die dazugehörige Durchführungsver-
ordnung sind seit dem 1. Mai 2010 in Kraft.1 Sie gelten nicht 
nur für EU-Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehö-
rigen, sondern grundsätzlich für alle Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten, Staatenlose und Flüchtlinge mit Wohnort 
in einem Mitgliedstaat sowie über die sogenannte Dritt-
staatenverordnung2 in bestimmten Fällen auch für sonstige 
Drittstaaten. Notwendig ist in allen Fällen jedenfalls ein grenz-
überschreitendes Element, also ein Bezug zu mindestens zwei 
Mitgliedstaaten.

Migration innerhalb der EU

Der Kerngedanke dieser Verordnungen ist, dass Arbeitnehmer 
beim Wechsel in einen anderen Mitgliedstaat weiterhin sozial 
abgesichert sind, also zum Beispiel ihre Rentenanwartschaften 
nicht verlieren. Dies soll Mobilitätshindernisse abbauen. In der 
Verordnung heißt es unter anderem:

„Die Vorschriften zur Koordinierung der nationalen Systeme 
der sozialen Sicherheit sind Teil des freien Personenverkehrs 
und sollten zur Verbesserung des Lebensstandards und der 
Arbeitsbedingungen beitragen. 

Es ist notwendig, die Eigenheiten der nationalen Rechtsvor-
schriften über soziale Sicherheit zu berücksichtigen und nur 
eine Koordinierungsregelung vorzusehen.

1 EG Nr. 883/2004 und EG Nr. 987/2009
2 EG Nr. 1231/2010
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Wegen der großen Unterschiede hinsichtlich des persönlichen 
Geltungsbereichs der nationalen Rechtsvorschriften ist es 
vorzuziehen, den Grundsatz festzulegen, dass diese Verord-
nung auf Staatsangehörige eines Mitgliedstaats, Staatenlose 
und Flüchtlinge mit Wohnort im Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staats, für die die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten, sowie 
auf ihre Familienangehörigen und Hinterbliebenen Anwen-
dung !ndet.

Der allgemeine Grundsatz der Gleichbehandlung ist für Arbeit-
nehmer, die nicht im Beschäftigungsmitgliedstaat wohnen, 
einschließlich Grenzgängern, von besonderer Bedeutung. Die 
Koordinierungsregeln müssen den Personen, die sich inner-
halb der Gemeinschaft bewegen, sowie ihren Angehörigen und 
Hinterbliebenen die Wahrung erworbener Ansprüche und Vor-
teile sowie der Anwartschaften ermöglichen.“3

3 EG Nr. 883/2004
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Ständige Anpassung an soziale Entwicklungen

Die Verordnungen zur Koordinierung der sozialen Sicherheit 
und ihre Fortschreibungen haben weitreichende Auswirkungen 
auf den Alltag vieler Menschen in Europa, weil sie Bereiche wie 
Krankenversicherung, Arbeitslosengeld, Kindergeld und Ren-
te regeln. Aus ihnen folgte unter anderem die Einführung der 
Europäischen Krankenversicherungskarte (EHIC). Ihr Ziel ist es 
demnach vor allem, Mobilitätshindernisse abzubauen. 

Geltungsbereiche und Grundprinzipien

Diese Verordnungen gelten in den EU-Staaten sowie in Island, 
Liechtenstein, Norwegen und der Schweiz. Sie erfassen natio-
nale Rechtsvorschriften in folgenden Bereichen:

• Leistungen bei Krankheit,
• Leistungen bei Mutterschaft und gleichgestellte  

Leistungen bei Vaterschaft,
• Arbeitsunfälle,
• Berufskrankheiten,
• Leistungen bei Invalidität,
• Altersrenten,
• Leistungen an Hinterbliebene,
• Sterbegeld,
• Leistungen bei Arbeitslosigkeit,
• Familienleistungen,
• Vorruhestandsleistungen. 
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Vier Grundprinzipien kommen dabei zum Tragen:

1. Vom Geltungsbereich der Verordnungen erfasste Personen 
unterliegen zu jedem Zeitpunkt immer nur den Rechtsvor-
schriften eines einzigen Landes und zahlen daher auch nur in 
einem Land Beiträge. 

2. Sie haben grundsätzlich dieselben Rechte und Pflichten wie 
die Angehörigen des Landes, in dem sie versichert sind. Dies 
folgt dem Grundsatz der Gleichbehandlung beziehungsweise 
Nichtdiskriminierung.

3. Wenn Sie eine Leistung beanspruchen, werden ihre früh-
eren Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Aufenthaltszeiten in 
anderen Ländern berücksichtigt.
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4. Wenn Sie in einem Land Anspruch auf Geldleistungen ha-
ben, können Sie diese grundsätzlich auch dann erhalten, wenn 
Sie in einem anderen Land leben. Dies wird als Grundsatz der 
Exportierbarkeit bezeichnet.

Neben diesen Grundsätzen gelten für die einzelnen Bereiche 
der sozialen Sicherungssysteme folgende Regelungen:

Krankenversicherung und Leistungen bei Mutterschaft

Arbeitnehmer und Rentner sowie ihre Familienangehörigen 
können die Sachleistungen der Kranken- und gegebenen-
falls Pflegeversicherung erhalten, wenn sie in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem Staat wohnen, in dem sie versichert sind. 
Hierfür gilt der Sachleistungskatalog des Wohnstaates. 

Touristen erhalten die Leistungen, die sich im Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates unter Berücksichtigung der Art der 
Leistungen und der voraussichtlichen Aufenthaltsdauer als 
medizinisch notwendig herausstellen. Etwas anders verhält 
es sich mit Geldleistungen wie Krankengeld und Pflegegeld. 
Grundsätzlich werden sie nach den Rechtsvorschriften des 
Staates erbracht, in dem die Person versichert ist, unabhängig 
vom jeweiligen Wohn- oder Aufenthaltsort; sie können also 
exportiert werden.

Renten- und Unfallversicherung

Für die gesetzliche Rentenversicherung und die gesetzliche 
Unfallversicherung gilt, dass einmal erworbene Anwartschaf-
ten oder Ansprüche nicht durch die Aufnahme einer Beschäf-
tigung in einem anderen EU-Land verloren gehen. Dies wird 
zum einen dadurch erreicht, dass die Versicherungszeiten in 
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allen Ländern zusammengerechnet werden. Dadurch können 
die erforderlichen Wartezeiten erfüllt werden. Zum anderen ist 
gewährleistet, dass der Wanderarbeitnehmer bei der Berech-
nung seiner Rente nicht schlechter gestellt wird als ein ständig 
nur in seinem Heimatland Beschäftigter. Schließlich kann die 
Rente nach Ende der Beschäftigung in jeden Mitgliedstaat in 
vollem Umfang exportiert werden.

Arbeitslosenversicherung

Eine Sonderregelung besteht allerdings für die Arbeitslosen-
versicherung. Ein arbeitsloser Wanderarbeitnehmer erhält 
so lange wie ein einheimischer Arbeitnehmer Leistungen der 
Versicherung sowie der Arbeitsförderung. Voraussetzung: Er 
bleibt im Land seiner bisherigen Beschäftigung. Es ist aber 
auch möglich, Arbeitslosengeld bis zu sechs Monate in ein an-
deres EU-Land zu exportieren. Bedingung ist dabei jedoch, dass 
der Arbeitnehmer in dem betreffenden Land während dieser 
Zeit einen Arbeitsplatz sucht und die Auflagen der dortigen 
Arbeitsverwaltung erfüllt. Dies ist für Grenzgänger anders ge-
regelt: Sie erhalten im Fall der Arbeitslosigkeit die Leistungen 
des Wohnlandes.

Kindergeld

Eine Ausnahme vom Territorialitätsprinzip (siehe Kasten) gilt 
beim Kindergeld. Sofern nach den Rechtsvorschriften meh-
rerer Staaten für im Heimatland verbliebene Kinder eines 
Wanderarbeitnehmers oder Rentners ein Anspruch auf Fami-
lienleistungen besteht, wird grundsätzlich der Höchstbetrag 
der Familienleistungen bezahlt, der nach den Gesetzen eines 
dieser Staaten vorgesehen ist. So erhält zum Beispiel ein in 
Deutschland beschäftigter Spanier für die in seinem Heimat-
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land gebliebenen Kinder das deutsche Kindergeld, das deutlich 
höher ist als das spanische. Allerdings muss er sich eventuell 
ein in seinem Heimatland gezahltes Kindergeld darauf anrech-
nen lassen.

Invalidität/Verminderte Erwerbsfähigkeit

Die Berechnung der Leistungen erfolgt grundsätzlich nach den 
Rechtsvorschriften des Staates, in dem die Personen versi-
chert waren beziehungsweise sind. Bei Versicherungszeiten in 
bestimmten Ländern, in denen die Höhe der Invalidenrente 
des betreffenden Landes nicht abhängig von der Versiche-
rungsdauer berechnet wird, werden gesonderte Renten bezie-
hungsweise eine Rente ausgezahlt, die die Versicherungs- und 

Das Territorialitätsprinzip 

Die Sozialsysteme der Mitgliedstaaten beziehen sich auf das jewei-

lige staatliche Territorium. Ansprüche auf Sozialleistungen beruhen 

auf nationalen Gesetzen und sind zugeschnitten auf die Lebensver-

hältnisse in einem bestimmten Gebiet. Sie berücksichtigen in der 

Regel keine Tatbestände, die auf anderen Staatsgebieten eingetre-

ten sind. Dies ist der Inhalt des Territorialitätsprinzips, das unser 

Recht der sozialen Sicherung, aber auch das entsprechende Recht 

der anderen Mitgliedstaaten beherrscht. Daraus folgt aber auch, 

dass Sozialleistungen nur dann in das Ausland exportiert werden 

können, wenn dies ausdrücklich geregelt ist, wie zum Beispiel bei 

den Rentenleistungen. Die ensprechenden Verordnungen enthalten 

Bestimmungen, die das Territorialitätsprinzip einschränken. Eine 

solche Einschränkung muss explizit festgelegt sein, wie es zum 

Beispiel für die sogenannten beitragsunabhängigen Geldleistungen 

der Fall sein kann. 

Lexilog-Suchpool



Soziales Europa für alle144

Wohnzeiten in anderen Ländern mit entschädigt. Über den 
Invaliditätsgrad, der in den meisten Ländern für die Höhe der 
Leistungen maßgeblich ist, entscheidet in der Regel der Sozial-
versicherungsträger des Staates, in dem die Person jeweils  
versichert war.

In dieser Broschüre wird, wie in allen Publikationen rund um 
die Datenbank „Sozialkompass Europa“, der Begriff „Invalidität“ 
gebraucht. In Deutschland wird hier üblicherweise der Begriff 
„verminderte Erwerbsfähigkeit“ benutzt. Da „Invalidität“ jedoch 
in den zugrundeliegenden europäischen Quellen – auch in den 
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Ausführliche Informationen über die Koordinierung der sozia-

len Sicherungssysteme in der EU und über die daraus folgenden 

Rechte und P!ichten in den EU-Staaten stellt die Generaldirektion 

Beschäftigung, Soziales und Integration der Europäischen Kom-

mission im Internet und in einem Leitfaden bereit. Hier finden 

sich auch die zahlreichen Sonderregelungen für die sogenannten 

Grenzgänger, also die Arbeitnehmer, die in einem EU-Mitgliedstaat 

arbeiten, aber in einem anderen EU-Land wohnen.

Online: 

http://ec.europa.eu/social

Broschüre: 

„Die EU-Bestimmungen über die soziale Sicherheit“, erhältlich als 

Download über die oben angegebene Internetseite oder über den 

EU-Bookshop: 

http://bookshop.europa.eu

meisten anderen Sprachen innerhalb der EU – der gebräuch-
liche Terminus für das gesamte Spektrum der teilweisen oder 
vollständigen Erwerbsminderung aus den unterschiedlichsten 
Gründen ist, wird er auch in den Publikationen zum „Sozial-
kompass Europa“ eingesetzt. Die Datenbank enthält daneben 
ein umfangreiches Kapitel zum Thema Behinderung, in dem 
auch die Erwerbsminderung noch einmal behandelt wird.
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1. Familie

Kindergeld und andere Leistungen für Familien

Kinder sind die Basis für das Fortbestehen unserer Gesellschaft 
und eine Investition in die Zukunft. Der Sozialstaat unterstützt 
daher diejenigen, die eine Familie gründen und somit besondere 
Risiken und zusätzliche Kosten haben, mit einem Sicherheitsnetz 
für Kinder und ihre Eltern. Den finanziellen und sozialen Beitrag 
von Familien zur Gesellschaft honorieren alle EU-Mitgliedstaa-
ten, wenn auch auf unterschiedliche Weise. Das Schwergewicht 
liegt weiterhin auf dem unmittelbar gezahlten Kindergeld. Aber 
auch andere Leistungen wie Erzieh ungs- oder Elterngeld gewin-
nen zunehmend an Bedeutung.
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EU-Bürger, die in einem anderen Mitgliedstaat erwerbstätig 
sind, haben einen Anspruch auf die dort gewährten Sozialleis-
tungen – dies gilt natürlich auch für Familienleistungen. Alle 
EU-Mitgliedstaaten außer Griechenland zahlen Kindergeld. 
Daneben erfolgen auch mittelbare Hilfen, insbesondere durch 
steuerliche Kinderfreibeträge, wie etwa in Deutschland. Die 
Kindergeldzahlung ist in allen Ländern bis auf Griechenland 
gesetzlich geregelt, jedoch nicht generell eine staatliche Leis-
tung.
 
Steuern oder Beiträge?

Die Finanzierung des Kindergelds erfolgt im Rahmen zweier 
unterschiedlicher Systeme: Die Mehrzahl der Mitgliedstaaten 
!nanziert das Kindergeld aus öffentlichen Mitteln, also durch 
Steuern. In Italien !nanzieren hauptsächlich die Arbeitgeber 
mit ihren Beiträgen das Kindergeld. Die wenigen Länder, in de-
nen das Kindergeld nicht voll steuer!nanziert ist, weisen eine 
Mischform auf; hier tragen Arbeitgeber und Staat (Frankreich 
und Österreich) gemeinsam zur Finanzierung bei. In Griechen-
land wird aufgrund der Sparmaßnahmen seit dem 1. Juli 2014 
kein Kindergeld mehr gezahlt.

Das Kindergeld ist die wichtigste Leistung unter den Familien-
leistungen. Ausschlaggebend für die Zahlung ist, ob die Eltern 
für ihr Kind aufkommen; dies wird in den einzelnen Mitglied-
staaten unterschiedlich ausgelegt. Dabei spielt zum Beispiel 
häu!g das Alter des Kindes eine Rolle und in welcher Ausbil-
dungsphase es sich be!ndet.

Lexilog-Suchpool



Soziales Europa für alle148

Kindergeld: Anzahl und Alter des Nachwuchses ausschlaggebend

In den meisten EU-Ländern ist die Höhe des Kindergelds nach 
der Anzahl und/oder dem Alter der Kinder gestaffelt. In eini-
gen Staaten ist die Leistung einkommensabhängig. Das gilt 
auch für das jüngste EU-Mitglied Kroatien. Der Tatsache, dass 
neben der traditionellen Familienstruktur auch zunehmend 
andere Formen des Zusammenlebens mit Kindern in der Pra-
xis auftreten, tragen viele Mitgliedstaaten Rechnung, indem sie 
zum Beispiel Alleinerziehenden Zuschläge gewähren. In einer 
Reihe von Ländern erhalten Eltern von Kindern mit Behin-
derungen höhere Leistungen oder andere Zuschläge; dies gilt 
auch für Mehrlingsgeburten. In Deutschland wird die Leistung 
für nicht erwerbsfähige Kinder unbegrenzt gezahlt, wenn die 
Behinderung vor dem 25. Lebensjahr eingetreten ist.
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Viele Mitgliedstaaten passen die Kindergeldsätze jährlich ent-
sprechend der allgemeinen Preisentwicklung beziehungsweise 
der Lohnentwicklung an. Genauso üblich ist aber die Prüfung 
und regelmäßige Erhöhung durch die jeweilige Regierung oder 
das Parlament.

Damit Familien durch die berufliche Mobilität eines Verdieners 
keine Nachteile erleiden, haben die EU-Mitgliedstaaten Koor-
dinierungsregelungen getroffen. Fallen die Familienleistungen 
im Land der Beschäftigung niedriger aus als im Wohnland, so 
wird die Differenz vom Wohnland getragen.

Erziehungs- und Elterngeld

Über die Hälfte der Mitgliedstaaten kennt inzwischen spe-
zi!sche Leistungen für die Erziehung von Kleinkindern von 
unterschiedlicher Dauer und Höhe, wenn die Erwerbstätigkeit 
ganz oder teilweise aufgegeben wird. Erziehungs-, Eltern- oder 
Betreuungsgeld erleichtert es jungen Familien, Kinder und 
Beruf besser zu vereinbaren und kann besonders für erwerbs-
tätige Frauen ein Anreiz sein, überhaupt eine Familienplanung 
zu erwägen – ein wichtiges Steuerungsinstrument angesichts 
der andauernd niedrigen Geburtenraten in vielen EU-Ländern.

In Deutschland wird das Elterngeld von mindestens 300 bis 
maximal 1.800 Euro monatlich 14 Monate lang nach der 
Geburt des Kindes gezahlt. Anspruchsberechtigt sind Erwerbs-
tätige und Selbständige ebenso wie Auszubildende, aber auch 
Studierende, Erwerbslose oder Eltern, die bereits ältere Kinder 
betreuen.

Wer in der Elternzeit mehr als 30 Stunden pro Woche arbeitet  
oder ein gemeinsames zu versteuerndes Einkommen von 
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500.000 Euro (Alleinerziehende: 250.000 Euro) im Kalender-
jahr vor der Geburt des Kindes hatte, verliert seinen Anspruch. 
Das Elterngeld ersetzt das bisherige Nettoerwerbseinkom-
men eines Elternteils. Es beginnt bei 65 Prozent (bei höherem 
Einkommen) und erstreckt sich bis zu 100 Prozent (bei gerin-
gem Einkommen). Ein Elternteil kann mindestens zwei und 
höchstens zwölf Monate alleine durch Elterngeld unterstützt 
werden; zwei weitere Monate sind als Option für den Partner 
reserviert. Hierdurch sollen auch Väter motiviert werden, ihre 
Sprösslinge eine gewisse Zeit zu Hause zu betreuen.

In der EU gewähren nur noch Griechenland, Irland, Malta, die 
Niederlande, Spanien und Zypern keine Leistungen für Eltern 
in Elternzeit. In Deutschland wurde das Betreuungsgeld als 
Familienleistung zum 1. August 2013 eingeführt. Am 21. Juli 
2015 erklärte das Bundesverfassungsgericht das entsprechende 
Gesetz allerdings für verfassungswidrig, da das Betreuungsgeld 
als familienpolitische Leistung in der Kompetenz der Länder 
liege und nicht in der des Bundes.

Nähere Informationen sind über die Web-

site des Bundesministeriums für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend erhältlich: 

www.bmfsfj.bund.de
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2. Mutterschaft

Leistungen für Mütter während und nach der  
Schwangerschaft

Die Europäische Union setzt sich seit mehr als 25 Jahren für  
die Rechte von schwangeren Frauen und Müttern ein. Um  
diese am Arbeitsplatz zu schützen, wurden besondere Richtlinien 
geschaffen, die für alle erwerbstätigen Frauen während und nach 
der Schwangerschaft gelten. Die Regelungen garantieren EU-
weit einheitliche Mindeststandards, wie zum Beispiel bezahlten 
Mutter schaftsurlaub. In immer mehr Ländern können auch Väter 
für einige Wochen bezahlten Vaterschaftsurlaub nehmen.
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Diese Grundsätze legten das Europäische Parlament und der 
Rat der Europäischen Union 19921 fest. Auf der Basis der hier 
verabschiedeten Richtlinie haben die einzelnen Mitgliedslän-
der dann nationale Regelungen zum Schutz der schwangeren 
Frau und ihres Kindes am Arbeitsplatz formuliert.

Generell unterscheiden die EU-Länder bei der Unterstützung 
zwischen Sach- und Geldleistungen. Sachleistungen beinhal-
ten zum Beispiel die ärztliche Betreuung während der Schwan-
gerschaft und die Versorgung während und nach der Geburt. 
Dies gilt für alle EU-Länder. Über die einheitlichen EU-Min-
destvorgaben hinaus gibt es in den einzelnen Mitgliedstaaten 
unterschiedlich ausgestaltete Regelungen zum Mutterschutz, 
was sich zum Beispiel bei der Höhe der Geldleistungen zeigt.

Mutterschaftsurlaub mindestens 14 Wochen

Die Geldleistungen sollen das wegfallende Gehalt unter ande-
rem während des gesetzlichen Mutterschaftsurlaubs ausglei-
chen. Dieser sieht innerhalb der EU eine Dauer von mindestens 
14 Wochen vor. Viele EU-Mitgliedsländer haben diese Mindest-
zeit verlängert. So gibt es zum Beispiel in Polen 20 Wochen Aus-
zeit für die Mutter und bis zu 37 Wochen bei Mehrlings geburten. 
In Kroatien beginnt der Mutterschaftsurlaub 28 Tage vor der 
Geburt des Kindes und endet, wenn das Kind sechs Monate alt 
ist. Die Mutter kann allerdings vorher auf eigenen Wunsch ihre 
Erwerbstätigkeit wieder aufnehmen. Irland hat 26 Wochen und 
Tschechien sogar 28 Wochen festgelegt. Ein längerer Leistungs-
bezug ist unter bestimmten Bedingungen möglich. Allerdings 
gibt es beispielsweise weder in Polen noch in Irland im An-
schluss an den Mutterschaftsurlaub eine „bezahlte Elternzeit“.

1 Vgl. EU-Richtlinie RL 92/85 EWG
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Die Höhe der Geldleistungen, meistens Mutterschafts- oder 
Wochengeld genannt, ist in den Mitgliedstaaten unterschied-
lich ausgestaltet. Die geltende EU-Mutterschutzrichtlinie sieht 
während des Mutterschaftsurlaubs eine !nanzielle Absiche-
rung entweder durch Fortzahlung des Arbeitsentgelts vor, 
oder durch Gewährung einer Sozialleistung, die dem Niveau 
des Krankengelds entsprechen muss. In Estland, Kroatien, den 
Niederlanden, Slowenien, Spanien, Österreich und Frankreich 
werden grundsätzlich 100 Prozent des bisherigen Einkommens 
gezahlt (in den Niederlanden und Frankreich allerdings gege-
benenfalls mit Obergrenze).

Deutschland sieht einen Mutterschaftsurlaub (national „Mutter-
schutzfristen“ genannt) von mindestens 14 Wochen mit Zahlung 
von grundsätzlich 100 Prozent des letzten Gehalts vor und ge-
währt im Unterschied zu beispielsweise Spanien und Irland für 
zwölf Monate (zwei weitere Monate als Option für den Partner) 
eine zusätzliche Absicherung durch das Elterngeld (siehe Kapi-
tel „Familie“). Die Geldleistungen während der Mutterschutz-
fristen setzen sich in Deutschland aus dem Mutterschaftsgeld 
(bis kalendertäglich 13 Euro) und dem Arbeitgeberzuschuss 
zum Mutterschaftsgeld (Differenzbetrag von 13 Euro und dem 
durchschnittlichen kalendertäglichen Nettoentgelt) zusammen.

Finanzierung

Die meisten EU-Länder !nanzieren die Unterstützung schwan-
gerer Frauen und Mütter durch die jeweiligen Sozialversiche-
rungssysteme. In einigen Ländern, wie zum Beispiel Spanien 
und Italien, werden Sachkosten durch ein steuer!nanziertes 
Gesundheitssystem getragen, Mutterschaftsgeld zahlt wieder-
um die zuständige Sozialversicherung, zum Beispiel die gesetz-
liche Krankenversicherung.
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Der Bezug dieser Leistungen setzt in den meisten Staaten eine 
bestimmte, wenn auch überwiegend nur kurze Versicherungs-
zeit voraus. Einige Länder wie Dänemark, Irland oder Portugal 
fordern in Bezug auf die Sachleistungen einen festen Wohnsitz 
im jeweiligen Land. In Deutschland werden die Mutterschafts-
leistungen teilweise durch das Sozialversicherungssystem, teils 
durch Steuermittel, aber auch durch Beteiligung der Arbeitge-
ber !nanziert.
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3. Krankheit

Sach- und Geldleistungen im Krankheitsfall

Von der Krankheitsprävention über Diagnoseverfahren bis hin zu 
Behandlung und Medikamenten: Eine solidarische und soziale 
Gesellschaft gewährleistet für alle Bürger den Zugang zu Gesund-
heitsleistungen. Die Vorsorge gegen das Risiko „Krankheit“ stellt 
in allen EU-Ländern einen Schwerpunkt der sozialen Sicherung 
dar.
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Gesetzliche Regelungen zum sozialen Schutz im Krankheits-
fall gehören – neben denen zur Absicherung im Alter – zu 
den ältesten überhaupt. In einigen Ländern reichen sie bis ins 
vorletzte Jahrhundert zurück. In Deutschland beispielsweise 
wurde die Krankenversicherung für Arbeiter unter Otto von 
Bismarck 1883 eingeführt.

Heute gilt: Unabhängig davon, wo ein Arbeitnehmer in der EU 
tatsächlich versichert ist, hat er in seinem Wohnsitzland An-
spruch auf die dort gewährten Sachleistungen im Krankheits-
fall. Bei Geldleistungen hingegen ist stets das Land zuständig, 
in dem der Arbeitnehmer versichert ist.

Steigende Kosten führen zu Reformen

EU-weit bestehen erhebliche Unterschiede in Organisation 
und Leistungen des Gesundheitswesens, auch wenn es wegen 
vergleichbarer Rahmenbedingungen ähnliche (Einsparungs-)
Trends gibt. Zunehmende Kosten sind die Kehrseite von medi-
zinischem Fortschritt und einer steigenden Lebenserwartung. 
Um dies aufzufangen, durchlaufen die Gesundheitssysteme 
quer durch die EU – wie in Deutschland auch – seit geraumer 
Zeit einen andauernden Reformprozess.

Steigende Gesundheitskosten haben sich so in fast allen Mit-
gliedstaaten spürbar in Leistungseinschränkungen und/oder 
Selbstbeteiligungen niedergeschlagen. Das gilt durchweg für 
Arzneimittel. Aber auch für Arztbesuche und stationäre Be-
handlungen im Krankenhaus sind in den meisten Ländern 
Zuzahlungen oder Selbstbeteiligungen erforderlich. Bei Zahn-
ersatz sowie vielen Heil- und Hilfsmitteln sind Leistungen 
nicht selten stark eingeschränkt oder entfallen ganz.
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Finanzierung: Zwei Systeme

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in den EU-Mit-
gliedstaaten mit öffentlichem Gesundheitswesen bei der Finan-
zierung der notwendigen Kosten für gewöhnlich ein Misch-
system besteht: Sach- und Dienstleistungen sind überwiegend 
steuer-, Geldleistungen überwiegend beitrags!nanziert. In den 
Ländern mit umfassender gesetzlicher Krankenversicherung 
werden dagegen auch die Sachleistungen meist durch Beiträge 
aufgebracht.

Dabei gibt es eine Reihe von Ländern – Belgien, Estland, das Verei-
nigte Königreich, Irland, Lettland, Litauen, Malta, Portugal, Spani-
en und Zypern –, die die einzelnen Risiken bedarfsabhängig über 
Globalbeiträge für alle Zweige der sozialen Sicherung !nanziert.

Sachleistungs- und Kostenerstattungsprinzip

Zu den mehr oder weniger abgedeckten Sach- und Dienstleis-
tungen im Gesundheitssystem gehören in der Regel die Arztbe-
handlung, der Aufenthalt in einem Krankenhaus und die Ver-
sorgung mit Arznei- sowie Heil- und Hilfsmitteln.

Insgesamt hat sich das Sachleistungsprinzip, also die Direkt-
leistung an den Patienten, auch in den Systemen mit ge-
setzlicher Krankenversicherung durchgesetzt. Nur Belgien, 
Frankreich und Luxemburg verfahren weiter nach dem Kosten-
erstattungsprinzip, bei dem der Patient zunächst in Vorleistung 
tritt (Honorarvorschuss) und seine Auslagen anschließend, unter 
Berücksichtigung von eventueller Selbst beteiligung beziehungs-
weise Zuzahlung, zurückerhält. Außerdem gilt in Deutschland in 
der privaten Krankenversicherung das Prinzip der Kostenerstat-
tung.
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An die Seite ursprünglich überwiegend versicherungsrecht-
licher Regelungen sind in zahlreichen Ländern staatliche 
beziehungsweise kommunale Organisationsformen getreten. 
Hier stand der, nach dem Zweiten Weltkrieg im Vereinigten 
Königreich eingeführte, staatliche Gesundheitsdienst NHS  
(National Health Service) Pate.

So haben in den 1970er und 1980er Jahren nacheinander 
Irland, Dänemark, Portugal, Italien und Spanien einen öffentli-
chen Gesundheitsdienst eingerichtet; in Finnland und Schwe-
den hat er schon eine lange Tradition. Von den jüngeren Mit-
gliedstaaten haben vier, nämlich Lettland, Malta, die Slowakei 
und Zypern, ein solch universelles System.

Die Finanzierung dieser öffentlichen Gesundheitsdienste, die 
in der Regel nur für Sach- und Dienstleistungen greifen, erfolgt 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln. Dagegen werden gesetz-
lichen Krankenversicherungen überwiegend durch die Beiträ-
ge der Versicherten (Arbeitnehmer, vielfach auch Selbständige) 
und der Arbeitgeber !nanziert.

Geldleistungen: Absicherung bei Entgeltausfall

Neben den Sachleistungen gibt es in allen Ländern auch Geld-
leistungen, die das durch die Krankheit ausgefallene Arbeits-
entgelt ersetzen sollen. Ihre Höhe hängt daher auch im Prinzip 
davon ab, wie viel ein Versicherter vor der Krankheit verdient 
hat. Eine Ausnahme bilden das Vereinigte Königreich, Irland und 
Malta, wo Festbeträge gezahlt werden.

Zur Kostendeckung der Geldleistungen sind durchweg in allen 
EU-Ländern beitrags!nanzierte, obligatorische Systeme einge-
richtet worden, sofern Sach- und Geldleistungen nicht ohnehin 
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über die gesetzliche Krankenversicherung unter einem Dach 
!nanziert sind.

Sogar in Dänemark – zuweilen als einziger Mitgliedstaat mit 
voller Steuer!nanzierung des gesamten Gesundheitssystems 
genannt – werden die Geldleistungen, wenn auch auf einem 
Umweg, de facto durch Beiträge aufgebracht: Die von Arbeitneh-
mern und Selbständigen an einen Arbeitsmarktfonds entrichte-
ten Beiträge decken die entsprechenden öffentlichen Ausgaben. 
Die öffentliche Hand re!nanziert sich also aus den Mitteln des 
von den Beitragszahlern gespeisten Fonds.

In Deutschland besteht – neben der obligatorischen Entgelt-
fortzahlung für gesetzlich Versicherte – für privat krankenver-
sicherte Personen die Möglichkeit, sich mittels einer privaten 
Krankentagegeldversicherung gegen Verdienstausfall durch 
Krankheit abzusichern.
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Karenztage

Da inzwischen alle Länder gesetzliche oder zumindest tarifver-
tragliche Regelungen über die Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall kennen (siehe Kapitel „Entgeltfortzahlung“), werden 
die entsprechenden Leistungen der Kassen erst nach Ablauf 
der Entgeltfortzahlung für einen bestimmten, von Land zu 
Land unterschiedlichen Zeitraum fällig.

Auch gelten für Arbeitnehmer in vielen der 28 Mitgliedstaaten 
Karenztage. In Lettland und Schweden beispielsweise je ein 
Tag, in Estland, Frankreich, Griechenland, Italien, Malta, Öster-
reich, Portugal, Spanien, Tschechien und Zypern in der Regel je 
drei Tage, bevor die entsprechenden Leistungen beginnen. In 
Irland dauert es sechs Tage, bis die Leistungen gewährt wer-
den; in den Niederlanden zwei Tage. Für Selbständige gelten 
in manchen Ländern andere Karenztage als für Arbeitnehmer, 
zum Beispiel in Dänemark, Kroatien und Finnland.

In Deutschland gibt es keine Karenztage. Die Entgeltfortzah-
lung beginnt mit dem ersten Tag, an dem ein Arbeitnehmer 
eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung des behandelnden 
Arztes erhält.

Als weitere Geldleistung wird in vielen Ländern Sterbegeld 
beziehungsweise eine Bestattungsbeihilfe gezahlt, soweit 
Leistungen im Todesfall nicht durch einen anderen Zweig der 
sozialen Sicherung, insbesondere der Hinterbliebenenversor-
gung (siehe Kapitel „Hinterbliebene“), gedeckt sind.
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Ausgaben für Krankheit/Gesundheitsversorgung 2014
Euro je Einwohner (zu konstanten Preisen von 2010)

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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4. P!ege

Individuelle Betreuung und vielfältige Leistungen

Viele Menschen in unserer modernen Gesellschaft sind über 
einen langen Zeitraum oder sogar ein Leben lang auf P!ege und 
dadurch besonders auf soziale Fürsorge angewiesen. Die EU-Mit-
gliedstaaten haben entweder eigene Sozialversicherungssysteme 
entwickelt oder verschiedene Systeme sorgen gemeinsam dafür, 
dass p!egebedürftige Menschen die soziale und medizinische 
Betreuung erhalten, die sie benötigen.
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Pflege ist so vielseitig wie die Ansprüche ihrer Zielgruppe: 
Ältere Menschen, Menschen mit körperlichen oder geistigen 
Behinderungen sowie Menschen mit psychischen oder chro-
nischen Krankheiten sind jeweils auf verschiedene Formen 
von Pflege und Unterstützung angewiesen. Durch diese weit 
gefächerte Zielgruppe unterscheidet sich die Ausgestaltung der 
Pflegeleistungen, welche als Geld- oder Sachleistungen er-
bracht werden können, innerhalb der EU-Staaten stark.

Für jeden Menschen wird individuell entschieden, welche 
Form der Pflege passend ist: Leistungen im eigenen Zuhause, 
stundenweise Pflege oder das Leben in einer speziellen Ein-
richtung. Dabei legen die meisten Staaten großen Wert darauf, 
dass die Menschen so lange wie möglich in ihrer gewohnten 
Umgebung bleiben können.

Viele EU-Mitgliedstaaten haben eigene gesetzliche Regelungen 
für die Pflege geschaffen, aber nur in wenigen gibt es bisher 
eine beitrags!nanzierte obligatorische Pflegeversicherung: 
Deutschland, Luxemburg und die flämischen Gemeinden 
Belgiens haben ein solches System entwickelt. In den meisten 
EU-Staaten decken die Systeme der Gesundheitsvorsorge oder 
die Invaliden- oder Rentenversicherungen diese Leistungen 
mit ab. In Deutschland sind alle gesetzlich krankenversicher-
ten Menschen in der Pflegeversicherung pflichtversichert. Und 
auch jeder, der privat krankenversichert ist, muss bei seiner 
privaten Krankenversicherung eine solche Pflegeversicherung 
abschließen. Seit Januar 2013 kann außerdem eine private Zu-
satzversicherung für den Pflegefall abgeschlossen werden, die 
eventuelle private Zuzahlungen verringern soll und die staat-
lich gefördert wird.
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Individueller P!egebedarf

Eines der Grundprinzipien der Pflege ist, sie individuell auf 
den Leistungsempfänger zuzuschneiden. Darum wird das 
Ausmaß der Pflegebedürftigkeit beurteilt, bevor die konkreten 
Leistungen festgelegt werden. Geschultes Fachpersonal, zum 
Beispiel ein Arzt oder Sozialarbeiter, nimmt die Evaluation vor 
und entscheidet, wie hoch der Pflegebedarf in Bereichen wie 
Körperpflege, Ernährung, Mobilität und hauswirtschaftliche 
Versorgung ist. In Bulgarien beispielsweise ist die Erwerbs-
fähigkeit oder der Grad der Behinderung ausschlaggebend. 
Teilweise wird auch die Internationale Klassi!kation der Funk-
tionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) der Welt-
gesundheitsorganisation angewendet, wie in den Niederlanden, 
Tschechien und Spanien. In einigen EU-Staaten wie Deutschland, 
Spanien, Portugal und Österreich wird die Pflegebedürftigkeit 
nach der Bestimmung des Ausmaßes in Pflegestufen eingeteilt. 
Diese Begutachtung wird in regelmäßigen Abständen wieder-
holt, in manchen Ländern auch auf Antrag des Pflegebedürf-
tigen. In Deutschland ist zum 1. Januar 2017 ein neuer Pflege-
bedürftigkeitsbegriff und ein neues Begutachtungsverfahren 
eingeführt worden. Die bisherigen 3 Pflegestufen sind durch 5 
Pflegegrade ersetzt worden. Für die Ermittlung des Pflegegrads 
werden die individuellen Beeinträchtigungen und Fähigkeiten 
des pflegebedürftigen Menschen erfasst. Damit erhalten alle 
Pflegebedürftigen gleichberechtigten Zugang zu den Leistungen 
der Pflegeversicherung, unabhängig davon, ob sie von körperli-
chen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigungen betroffen 
sind.

Die notwendigen Pflegedienstleistungen können nicht nur von 
professionellen Fachkräften, sondern auch von familiären Pfle-
gepersonen erbracht werden. Diese können Eltern, Ehepartner 
oder andere Verwandte sein, die die häusliche Pflege ihrer An-Lexilog-Suchpool
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gehörigen selbst leisten; teilweise können dies auch Freiwillige 
übernehmen. Zur Qualitätssicherung gibt es in manchen EU-
Mitgliedstaaten Unterstützung für die Pflegenden. In Deutsch-
land erfolgt die häusliche Pflege durch Angehörige, ambulante 
Pflegedienste oder Einzelpfleger, die auch ehrenamtlich tätig 
sein können. Für Angehörige werden Pflegekurse organisiert. 
Auch in Lettland können Familienmitglieder Schulungen 
erhalten, die von der Gemeindeverwaltung angeboten werden, 
und dort psychologische Beratung in Anspruch nehmen.

Manche EU-Staaten haben bereits Hilfsprogramme für Pflege-
bedürftige gestartet, in deren Rahmen nicht-professionelle 
Pflegepersonen den betroffenen Menschen bei der Bewälti-
gung ihres Alltags helfen.
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Große Leistungsvielfalt

Die Pflegedienstleistungen in den EU-Staaten sind in häusli-
che, stationäre und teilstationäre Pflege unterteilt. Die Ausge-
staltung der einzelnen Pflegeformen ist in jedem EU-Staat an-
ders geregelt. Menschen, die häusliche Pflege erhalten, können 
beispielsweise Essen auf Rädern, Handwerkerdienstleistungen, 
Hilfe bei der Körperpflege und beim Einkaufen erhalten. Diese 
Leistungen lassen sich in Deutschland als Grundpflege und 
hauswirtschaftliche Versorgung zusammenfassen.

Teilstationäre Pflege soll vor Vernachlässigung schützen und 
verhindern, dass ein Mensch komplett auf Pflege und Unter-
bringung in einer Einrichtung angewiesen ist. Es kann sich, je 
nach Bedarf als Ergänzung zur häuslichen Pflege, um stunden-
weise Aufenthalte in der Einrichtung bei Tag oder bei Nacht 
handeln.
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Vollstationäre Pflege bietet ein geschütztes Wohnumfeld mit 
ständiger Betreuung für Menschen mit dem höchsten Pflege-
bedarf, beispielsweise aufgrund hohen Alters oder einer  
dauerhaften Behinderung. In Deutschland übernimmt die  
Pflegeversicherung hierbei die pflegebedingten Aufwendun-
gen, medizinische Behandlungspflege und soziale Betreuung.

In manchen EU-Staaten wie Deutschland, Lettland und  
Bulgarien werden zusätzlich bei Bedarf technische Hilfsmit-
tel im Rahmen der Pflegeleistungen bereitgestellt. In allen 
EU-Staaten übernehmen die Sozialversicherungssysteme 
die Pflegeleistungen nur bis zu einer gewissen Höhe. Ist der 
Pflege bedürftige in der Lage, einen Teil der Kosten selbst zu 
tragen, gilt das Prinzip der Selbstbeteiligung. Dies betrifft in 
den meisten Ländern auch engste Angehörige wie Partner oder 
leibliche Kinder, wenn die Mittel des Pflegebedürftigen nicht 
ausreichen. In Härtefällen springt in der Regel die Sozialhilfe 
ein, so auch in Deutschland, damit selbst in einer !nanziellen 
Notsituation die benötigte Unterstützung sichergestellt ist.

Das Prinzip der freien Wahl

Pflegebedürftige Menschen können in vielen EU-Staaten 
Geldleistungen beanspruchen, um ihre Pflegeleistungen selbst 
bezahlen zu können. In Deutschland wird dazu das sogenannte 
Pflegegeld an Menschen gezahlt, die häusliche Pflege erhal-
ten. Menschen mit Behinderungen können unter bestimmten 
Voraussetzungen das Persönliche Budget zu diesem Zweck 
erhalten.

Für die Begünstigten in vielen EU-Staaten besteht die Mög-
lichkeit der freien Wahl der konkreten Leistung: Sie können 
zum Beispiel entscheiden, ob sie einen persönlichen Assisten-
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ten wünschen oder stattdessen mit dem Geld eine familiäre 
oder nicht-professionelle Pflegeperson engagieren wollen. In 
Deutschland besteht zudem die freie Wahl zwischen stationä-
rer und häuslicher Pflege, um das Selbstbestimmungsrecht des 
Pflegebedürftigen zu sichern. Die Kombination von Geld- und 
Sachleistungen ist ebenfalls möglich. Sachleistungen können 
in Deutschland auch nur teilweise in Anspruch genommen 
werden; in diesem Fall wird ein anteiliges Pflegegeld gezahlt.

Ein wichtiges Thema

Alle EU-Mitgliedstaaten haben die Bedeutung des Bereichs 
Pflege im Sozialsystem der modernen Gesellschaft erkannt: 
Das Ziel der voranschreitenden Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen und die alternde Gesellschaft verlangen  
dringend nach vielseitigen Pflegeleistungen. Deutschland, 
Luxemburg und die flämischen Gemeinden Belgiens nehmen 
mit ihren obligatorischen Pflegeversicherungen hier eine Vor-
reiterrolle ein, aber auch in den anderen EU-Staaten sind stetig 
Fortschritte zu verzeichnen. Das Persönliche Budget, das in 
immer mehr Ländern für Pflegebedürftige mit Behinderungen 
angeboten oder als Pilotprojekt eingeführt wird, ist ein gutes 
Beispiel dafür.

Die Menschenwürde und Selbstbestimmung der auf Pflege 
angewiesenen Menschen darf zu keiner Zeit aus den Augen 
verloren werden. Viele der EU-Staaten haben daher die freie 
Wahl der Pflegedienstleister ermöglicht und unterstützen da-
mit die Angehörigen bei der häuslichen Pflege. Auf diese Weise 
können auf Hilfe angewiesene Menschen so lange wie möglich 
in ihrer gewohnten Umgebung leben.
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5. Entgeltfortzahlung

Lohn und Gehalt bei Krankheit

Die Entgeltfortzahlung ist Teil des sozialen Sicherungssystems 
für Arbeitnehmer in der EU. Wird ein Arbeitnehmer krank und 
kann nicht arbeiten, erhält er in allen EU-Mitgliedstaaten einen 
finanziellen Ausgleich für den Ausfall seines Gehalts. In der ersten 
Zeit der Arbeitsunfähigkeit wird dieser meistens vom Arbeitgeber 
gezahlt (Entgeltfortzahlung), danach setzt die Sozialversicherung 
ein. Höhe, Dauer und auch die Rechtsgrundlage variieren in den 
einzelnen EU-Ländern erheblich.
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In den meisten Mitgliedstaaten wie in Deutschland, dem 
Vereinigten Königreich, Kroatien oder den Niederlanden ist 
die Entgeltfortzahlung bei Krankheit gesetzlich geregelt. In 
anderen Ländern, die nicht über eine solche Gesetzesgrundlage 
verfügen, ist die Entgeltfortzahlung tarifvertraglich festgelegt. 
Typische Beispiele sind Belgien und Frankreich mit landesweit 
verbindlichen Tarifverträgen.

Auch dort, wo die Entgeltfortzahlung gesetzlich abgesichert 
ist, spielen ergänzende tarifvertragliche Regelungen oft eine 
wichtige Rolle. Die Gesetzgebung beschreibt üblicherweise nur 
Mindeststandards, die einzuhalten sind. Durch freiwillige Ab-
sprachen, Arbeits- oder Tarifverträge kann in Deutschland zum 
Beispiel die Dauer der gesetzlichen Lohn- und Gehaltsfort-
zahlung verlängert werden.

Unterschiede bei Höhe und Dauer 

Die Zeitspanne, in der Arbeitgeber das Entgelt weiterzahlen, ist 
in den einzelnen EU-Ländern unterschiedlich. In Rumänien 
werden nur bis zu fünf Tage, in Deutschland sechs Wochen, 
in den Niederlanden ganze zwei Jahre von den Arbeitgebern 
übernommen. Danach schließt sich in der Regel die !nanzielle 
Unterstützung durch die Krankenkasse in Form von Kranken-
geld an (siehe Kapitel „Krankheit“), die jedoch meistens niedri-
ger ist als die Entgeltfortzahlung des Arbeitgebers.

Auch in Bezug auf die Höhe der Zahlungen gibt es keinen  
EU-einheitlichen Standard. Sie reicht von 100 Prozent in 
Deutschland, Luxemburg oder Malta über 80 Prozent in  
Polen oder Schweden bis zu 25 Prozent während der ersten 
drei Krankheitstage in der Slowakei. Durch tarifvertragliche 
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Zuschläge kann der Betrag zum Teil erhöht werden. Beispiels-
weise wird in den Niederlanden die gesetzlich auf 70 Prozent 
begrenzte Entgeltfortzahlung bis zu einer tarifvertraglich fest-
gelegten Obergrenze eines täglichen Entgelts aufgestockt.

In fast allen EU-Mitgliedstaaten ist eine Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung des Arztes Voraussetzung für die Entgeltfort-
zahlung. Auch hier gibt es eine große Regelungsvielfalt: In 
vielen Ländern, wie zum Beispiel Griechenland oder Litauen, 
muss die Bescheinigung am ersten Tag der Krankheit dem 
Arbeitgeber vorliegen, in Kroatien ab dem dritten Tag. In Finn-
land wird sie erst ab neun Tagen verlangt.
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Der Arbeitgeber zahlt

Im Allgemeinen wird die Entgeltfortzahlung ausschließlich 
von den Arbeitgebern !nanziert. Aber auch hier gibt es Vari-
anten: In Luxemburg etwa können die Arbeitgeber durch eine 
eigene Versicherung einen Ausgleich für die !nanzielle Belas-
tung durch die Entgeltfortzahlung erhalten. In Deutschland 
haben Arbeitgeber mit in der Regel nicht mehr als 30 Beschäf-
tigten einen Erstattungsanspruch von bis zu 80 Prozent gegen-
über den gesetzlichen Krankenkassen.

Bei der Entgeltfortzahlung handelt es sich, im Gegensatz zum 
Krankengeld, also nicht um eine Leistung der Sozialversiche-
rung, sondern um eine arbeitsrechtliche Regelung. Da die 
Entgeltfortzahlung jedoch der Krankengeldzahlung vorangeht 
beziehungsweise sie in einigen Ländern ergänzt, zählt sie in 
gewissem Maße zur sozialen Absicherung von Arbeitnehmern 
in der EU.
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6. Behinderung

Nachteile ausgleichen und Inklusion ermöglichen

Rund 80 Millionen Menschen mit Behinderungen leben heute in 
der Europäischen Union. Das Ziel aller EU-Staaten ist es, gute 
Ausgangsbedingungen für ein gleichgestelltes Leben für Men-
schen mit und ohne Behinderungen zu schaffen. Die Systeme der 
sozialen Sicherung und spezielle Maßnahmen sollen Inklusion 
und Teilhabe an der Gesellschaft ermöglichen. In allen Mitglieds-
ländern sorgen sowohl nationale gesetzliche Vorschriften als 
auch das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskon-
vention) dafür, dass Menschen mit Behinderungen ein selbstbe-
stimmtes Leben ohne Benachteiligungen führen können.
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Das Leben mit Behinderung ist oft mit zusätzlichen Kosten 
und Hilfebedarf verbunden. Menschen mit Behinderungen 
können deshalb – neben den Sozialleistungen, auf die sie wie 
alle EU-Bürger Anspruch haben – zusätzliche !nanzielle Leis-
tungen beziehen. Teilweise gelten auch abweichende Bedin-
gungen, zum Beispiel bei Wartezeiten und Leistungsdauer. Die 
Leistungen erstrecken sich über die meisten Sozialsysteme.

In allen EU-Ländern ermöglichen zudem vielfältige Maßnah-
men und nationale Programme mehr Teilhabe an der Gesell-
schaft, zum Beispiel durch die Eingliederung in Arbeit und die 
barrierefreie Gestaltung der Umwelt. Dabei beschränken sich 
die Barrieren, mit denen Menschen mit Behinderungen kon-
frontiert sind, jedoch keineswegs auf physische Hindernisse. 
Gesellschaftliche Einstellungen können Menschen ebenso 
daran hindern, von ihren Rechten vollen Gebrauch zu machen.

Daher ist das Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behinder-
tenrechtskonvention) ein wichtiger Orientierungspunkt, zu 
dessen Einhaltung die Institutionen der EU verpflichtet sind. 
Die Konvention trat am 3. Mai 2008 in Kraft. Sie konkretisiert 
die allgemeinen Menschenrechte und stärkt die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, zum Beispiel in den Bereichen  
Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit, Bildung, 
Gesund heit, Zugang zur Justiz sowie Teilhabe am politischen 
und öffentlichen Leben.

Die UN-Konvention würdigt Behinderung als Teil der mensch-
lichen Vielfalt und mahnt zu mehr Inklusion. Ihr Ziel ist es, 
allen Menschen von vornherein die volle Teilnahme an den 
Aktivitäten der Gesellschaft, in der sie leben, auf allen Ebenen  
zu ermöglichen. Dies soll verwirklicht werden, indem alle 
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gesellschaftlichen Bereiche für Menschen mit Behinderungen 
zugänglich gemacht werden – es sollen nicht die Menschen 
sein, die sich anpassen müssen. Dazu gehört auch, dass die  
Unterzeichnerstaaten mit Maßnahmen der Aufklärung und 
der öffentlichen Bewusstseinsbildung dazu beitragen, eine 
inklusive Gesellschaft zu schaffen.

Um rechtlich verbindlich zu sein, muss das Übereinkommen 
von den Vertragsstaaten in nationales Recht umgesetzt wer-
den. Dies ist seit dem 26. März 2009 in Deutschland der Fall.

Der Verwirklichung der gesellschaftlichen Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen dient in der Bundesrepublik auch 
das am 1. Mai 2002 in Kraft getretene Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BGG). Ziel ist die Verwirklichung einer umfassen-
den Barrierefreiheit. Dabei geht es nicht nur darum, Barrieren 
für Rollstuhlfahrer und gehbehinderte Menschen zu beseiti-
gen, sondern genauso um die Kommunikation blinder, seh- 
oder hörbehinderter Menschen. Zugleich schreibt das Gesetz 
ein Benachteiligungsverbot für Menschen mit Behinderungen 
fest.

In den Verordnungen nach dem Behindertengleichstellungs-
gesetz ist ausdrücklich festgelegt, wie Menschen mit einer Hör- 
oder Sprachbehinderung über Gebärdendolmetscher mit  
Bundesbehörden kommunizieren können oder wie Bescheide 
oder Vordrucke auch Menschen zugänglich gemacht werden, 
die blind sind oder schlecht sehen können. Und Internetauf-
tritte der Bundesverwaltung müssen so gestaltet sein, dass 
Menschen mit Behinderungen sie grundsätzlich uneinge-
schränkt nutzen können.
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Was ist Behinderung?

In Deutschland wird der Begriff Behinderung folgendermaßen 
de!niert: Eine Behinderung liegt vor, wenn körperliche Funk-
tionen, geistige Fähigkeiten oder die seelische Gesundheit die 
Teilhabe eines Menschen am gesellschaftlichen Leben länger 
als sechs Monate beeinträchtigen. Dabei wird Behinderung in 
neun Grade (Zehnerschritte von 20 bis 100) unterteilt. Schwer-
behinderte erhalten ab einem Grad der Behinderung (GdB) von 
mindestens 50 einen Schwerbehindertenausweis, der sie zur 
Inanspruchnahme bestimmter Nachteilsausgleiche berechtigt. 
Nur in wenigen weiteren EU-Ländern wie Litauen und Portu-
gal gibt es einen solchen speziellen Behindertenausweis.

Jeder EU-Staat hat eine eigene De!nition von „Behinderung“; 
meist ist die Grundlage, wie in Deutschland, eine erschwerte 
gesellschaftliche Teilhabe aufgrund körperlicher oder geistiger 
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Aspekte. Der genau umgekehrte Ansatz liegt der De!nition 
Schwedens zugrunde: Behinderung wird nicht als Eigenschaft 
eines Menschen angesehen, sondern entsteht erst, wenn eine 
nicht barrierefreie Umgebung einen Menschen behindert.

Finanzielle Hilfen

Eine !nanzielle Hilfe speziell für Menschen mit Behinderungen 
unterstreicht besonders ihr Recht auf Selbstbestimmung: das 
Persönliche Budget. Mit dieser pauschalen Geldleistung kön-
nen Menschen mit Behinderungen selbständig entscheiden, 
welche Leistung sie wann, wie und durch wen (zum Beispiel 
Krankenkasse, Pflegekasse, Rentenversicherung) in Anspruch 
nehmen wollen. Das Persönliche Budget gibt es (noch) nicht 
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in allen EU-Ländern; bisher haben es beispielsweise die Nie-
derlande, die Slowakei, Belgien, das Vereinigte Königreich und 
Rumänien eingeführt. In Deutschland besteht ein Rechtsan-
spruch auf diese Leistung.

Bauliche Barrierefreiheit ist von besonderer Wichtigkeit für 
Menschen mit körperlichen Behinderungen. Um ein selbst-
bestimmtes Leben im eigenen Zuhause zu ermöglichen, för-
dern viele EU-Staaten den behindertengerechten Umbau von 
Wohnraum. Dies wird beispielsweise in Deutschland durch 
Zuschüsse und in Finnland durch Kostenerstattungen für Re-
novierungsarbeiten umgesetzt.

Da oft ihre Erwerbsfähigkeit erheblich gemindert ist, benöti-
gen viele Menschen mit Behinderungen Hilfe bei der Finan-
zierung von Pflegeleistungen sowie Heil- und Hilfsmitteln. Die 
Krankenkasse schafft meist Abhilfe, zum Beispiel in Deutsch-
land durch die Übernahme von Kosten für Anschaffung, 
Instandhaltung, Wartung und Ausbildung im Gebrauch von 
Hörgeräten, Prothesen und Ähnlichem. In Lettland übernimmt 
der Staat die Kosten für Vermietung und Verteilung von tech-
nischen Hilfsmitteln, die nicht von der nationalen Kranken-
versicherung abgedeckt sind.

Zur Unterstützung der Eltern von Kindern mit Behinderungen 
gibt es in manchen Ländern – wie etwa Estland und Bulgarien –  
Zuschüsse zum Kindergeld. In Deutschland ist die Leistung für 
alle Kinder gleich, jedoch gibt es keine Altersgrenze beim Kin-
dergeld für erwerbsunfähige Menschen mit Behinderungen, 
falls die Behinderung vor dem 25. Lebensjahr aufgetreten ist.
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Gemeinsame Bildung und Eingliederung in Arbeit

Inklusion soll bereits in der Kindheit beginnen. Sie hat da-
her insbesondere in der Bildung oberste Priorität. In vielen 
EU-Ländern erhalten Kinder mit und ohne Behinderungen 
bereits gemeinsamen Unterricht, und immer mehr Staaten 
schaffen die Förderschule ab. Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf werden stattdessen in Regelschulen von 
Fachkräften wie Integrationshelfern, Gebärdendolmetschern 
und Persönlichen Assistenten besonders unterstützt. Sie 
können aber auch Nachteilsausgleiche wie Hilfsmittel oder 
Zeitzuschläge bei Klausuren erhalten.

In Deutschland ist dies von Bundesland zu Bundesland un-
terschiedlich geregelt; es besteht jedoch bei Prüfungen ein 
genereller Anspruch auf einen Nachteilsausgleich für Schüler 
mit Behinderungen und/oder bestimmten Teilleistungsstö-
rungen. In Tschechien wird für Schüler mit Behinderungen 
ein individueller, rechtsverbindlicher Lernplan aufgestellt, 
der die Bildungsziele für einen bestimmten Schüler festlegt, 
notwendige organisatorische Anpassungen des Unterrichts-
stoffs benennt und die Form der Aufgaben vorschreibt.

Viele EU-Staaten unterstützen Menschen mit Behinderungen, 
die trotz ihrer Beeinträchtigungen eine Arbeit aufnehmen 
möchten. Neben vielfältigen nationalen Maßnahmen –  
wie zum Beispiel dem Arbeitsmarkttraining der Arbeits-
marktbehörde in Estland – gibt es in vielen Ländern spezielle 
Beschäftigungsformen für Menschen mit Behinderungen: 
Am bekanntesten sind der geschützte Arbeitsplatz und die 
Werkstatt für Menschen mit Behinderungen. Diese sind in 
den einzelnen Ländern unterschiedlich ausgestaltet: In Irland 
beispielsweise unterliegen geschützte Arbeitsplätze einem 

Lexilog-Suchpool



Behinderung 183

praktikantenähnlichen Verhältnis ohne Arbeitnehmerleis-
tungen.

In Deutschland ist ein Arbeitsplatz in einer der rund 700 
anerkannten Werkstätten ein arbeitnehmerähnliches Rechts-
verhältnis und dient – wenn möglich – der Vorbereitung auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt. In vielen EU-Staaten gewähr-
leistet eine Quote, dass Menschen mit Behinderungen in 
Betrieben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eingestellt wer-
den. Notwendige Anpassungen der Arbeitsplätze seitens des 
Arbeitgebers und teilweise auch die Gehälter werden meist 
!nanziell gefördert, beispielsweise durch die Arbeitsagentu-
ren.
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Leben ohne Nachteile

Alle EU-Bürger sollen gleich gut leben können. Damit ein 
selbstbestimmtes Leben in Würde auch für Menschen mit  
Behinderungen möglich ist, gibt es bestimmte Leistungen 
für sie: die sogenannten Nachteilsausgleiche. Diese umfassen 
alle Bereiche des täglichen Lebens wie Mobilität, Freizeit und 
Kultur. In vielen Ländern gelten Benachteiligungsverbote bei 
Freizeitaktivitäten, in Deutschland zum Beispiel bei Hotel-
buchungen und Restaurantbesuchen. Ein Beispiel für einen 
EU-weit geltenden Nachteilsausgleich ist der standardisierte 
blaue Parkausweis, der seit 2001 beantragt werden kann. Er be-
rechtigt zur Nutzung der gekennzeichneten Behindertenpark-
plätze und erleichtert damit die Mobilität im Straßenverkehr.

Nachteilsausgleiche werden unter anderem auch !nanziell, 
als Gebühren- und steuerliche Ermäßigungen, gewährt, um 
behinderungsbedingte Mehrkosten auszugleichen. In  
Deutschland werden Menschen, die in ihrer Bewegungs-
fähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt sind, 
zum Beispiel entgeltfrei im öffentlichen Nahverkehr befördert 
oder sind unter bestimmten Voraussetzungen von der Kraft-
fahrzeugsteuer befreit. Nachteilsausgleiche für Menschen mit 
Behinderungen oder mit Einschränkungen in ihrer Mobilität 
gibt es auch im Flugverkehr: Flughäfen, Fluggesellschaften 
und Reiseveranstalter müssen die Vorbereitung einer Flugreise 
kostenlos mit besonderen Unterstützungs- und Informations-
leistungen erleichtern. In vielen EU-Ländern sind öffentliche 
Verkehrsmittel bereits behindertengerecht konzipiert oder es 
gibt konkrete Pläne, wie diese umgestaltet werden sollen. Mit-
hilfe von Bahnsteigmarkierungen, Braille-Schrift an den Sitzen 
und akustischen Durchsagen können auch blinde Menschen 
selbständig mobil sein oder reisen.
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Barrierefreiheit

Barrierefreiheit als Nachteilsausgleich auf Reisen ist nur ein 
Anfang. Denn Inklusion kann nur dann statt!nden, wenn jeder 
Mensch von Einschränkungen befreit ist und somit jeden Ort 
erreichen kann. Viele Menschen mit Behinderungen sind auf 
Rollstühle angewiesen oder können sich nur eingeschränkt 
bewegen; daher sind in den meisten EU-Ländern öffentliche Ge-
bäude und Bildungseinrichtungen bereits barrierefrei gestaltet. 
Dazu gehört auch der barrierefreie Zugang zu einer Toilette. Auf 
Initiative des Selbsthilfevereins CBF Darmstadt wurde bereits 
1986 ein europaweites Schließsystem für behindertengerechte 
Toiletten entwickelt. Jeder, der den entsprechenden Nachweis 
erbringt, kann den sogenannten Euro-WC-Schlüssel bestellen. 
Derzeit gibt es mehr als 12.000 öffentliche Toiletten in  
Deutschland, der Schweiz, Österreich und anderen europäischen 
Ländern, die so für Besitzer des Schlüssels zugänglich sind.

Bauliche Barrieren sind aber nicht die einzige Hürde für Men-
schen mit Behinderungen. Insbesondere Menschen mit geisti-
gen Behinderungen oder Lernschwierigkeiten sehen sich oft-
mals mit Verständnishürden konfrontiert – obwohl sie laut der 
UN-Behindertenrechtskonvention Anspruch auf gleichberech-
tigten Zugang zu Informationen haben. Hier soll besonders die 
Leichte Sprache Abhilfe schaffen. Texte in Leichter Sprache sind 
einfach und verständlich formuliert, beispielsweise durch kurze 
Sätze, in klarer und großer Schrift gestaltet sowie mit erklären-
den Illustrationen versehen. 

1998 entwickelte die europäische Behindertenorganisation 
ILSMH (International League of Societies for Persons with Men-
tal Handicap) erstmals europäische Richtlinien für die Erstellung 
von leicht lesbaren Informationen für Menschen mit geistiger 
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Behinderung. Auf dieser Grundlage erstellte die Vereinigung 
„Inclusion Europe“ 2009 ein erstes Regelwerk für Leichte Spra-
che. Menschen aus acht EU-Ländern – Deutschland, Finnland, 
Frankreich, dem Vereinigten Königreich, Irland, Litauen,  
Österreich und Portugal – waren daran beteiligt.

In Deutschland bieten bereits viele Regierungseinrichtungen 
Informationsmaterialien in Leichter Sprache an. Sie sind zu 
erkennen an dem blauen Signet von „Inclusion Europe“. Die 
Regierungsverordnung BITV 2.0 gewährleistet zudem den bar-
rierefreien Zugang zu Informationen auf den Internetseiten der 
Bundesregierung.
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Zur Datenbank „Sozialkompass Europa“ des Bundesministeri-

ums für Arbeit und Soziales werden zahlreiche Informationen 

und Hilfetexte in Leichter Sprache und Filme in Deutscher 

Gebärdensprache (DGS) publiziert. So werden zum Beispiel 

Anleitungen zur Installation und zum Gebrauch der Datenbank 

sowie aktuelle Informationen zu sozialpolitischen Themen und 

vieles andere mehr für alle Menschen verständlich. Die Texte 

und Filme finden sich auf der Website der SKE-Datenbank sowie 

auf der DVD. Wer die Download-Version nutzt, kann die Filme in 

Deutscher Gebärdensprache bei bestehender Internet-Verbin-

dung anschauen.

Hingewiesen sei auch auf die beiden Publikationen des BMAS 

„Rat-Geber für Menschen mit Behinderungen in Leichter Spra-

che“, 2017, und „Rat-Geber für Menschen mit Behinderungen in 

der Europäischen Union in Leichter Sprache“, 2017. Bestellhin-

weise finden Sie am Ende dieser Publikation.

Wie ein Text in Leichter Sprache entsteht und weshalb das 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales Informationen in 

Leichte Sprache übertragen lässt, zeigt der Film „Sprache leicht 

gemacht“. Er kann auf der Website des BMAS unter  

http://www.bmas.de/DE/Leichte-Sprache/leichte-sprache.html   

angeschaut werden.
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Gebärdensprache wird vor allem von gehörlosen oder schwer-
hörigen Menschen zur Kommunikation genutzt. In Deutschland 
ist seit 2002 mit Inkrafttreten des BGG der Anspruch gehörlo-
ser Menschen auf Gebärdensprachdolmetscher geregelt. Dies 
gilt nicht nur bei Behörden, der Polizei oder vor Gericht, son-
dern genauso am Arbeitsplatz. Hinzu kommen andere Kom-
munikationshilfen wie beispielsweise Schriftdolmetscher.

Gemäß der BITV 2.0 werden zunehmend Inhalte von amtli-
chen Websites in Deutsche Gebärdensprache (DGS) übersetzt 
und als Video!lm im Internet angeboten. Sie sind in der Regel 
durch das DGS-Symbol gekennzeichnet. In Schweden übri-
gens erhielt die Schwedische Gebärdensprache „svenskt  
teckenspråk“ bereits 1981 den Status einer of!ziell aner-
kannten Minderheitensprache.
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Vielfältige nationale Programme

Es ist das erklärte Ziel aller EU-Länder, ihren Bürgern mit 
Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. 
Daher haben die Regierungen aller Mitgliedstaaten Program-
me und Aktionspläne beschlossen, um kontinuierlich die 
Lebenssituation sowie die Inklusion von Menschen mit Behin-
derungen zu verbessern. Diese Initiativen sind ebenso vielfältig 
wie der Inklusionsprozess und die Lebensbereiche und - 
bedingungen von Menschen mit Behinderungen.

In Deutschland wurde am 28. Juni 2016 der Nationale Aktions-
plan 2.0 verabschiedet, der die UN-Behindertenrechtskonven-
tion langfristig und nachhaltig umsetzen soll. Der Nationale 
Aktionsplan 2.0 setzt auf den ersten Aktionsplan aus dem Jahr 
2011 auf. Mit 175 Maßnahmen, Projekten und Aktionen in 13 
Handlungsfeldern soll die Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen weiter vorangetrieben werden. Ein besonderer 
Schwerpunkt des Aktionsplans liegt erneut auf Maßnahmen 
zur Förderung der beruflichen Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen.

Inklusion als EU-Ziel

Ein konkretes Beispiel für den Inklusionsprozess auf EU-
Ebene ist die Verabschiedung der „Entschließung des Euro-
päischen Parlaments vom 25. Oktober 2011 zu der Mobilität 
und Integration von Menschen mit Behinderungen und 
der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit 
 Behinderungen 2010-2020“1 im Rahmen von Europa 2020, der 
Wachstumsstrategie der EU. Diese Entschließung betont unter 

1 P7_TA-PROV(2011)0453
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anderem die Wichtigkeit und den Zusammenhang von Barrie-
refreiheit und Mobilität zur Förderung der sozialen Integration 
von Menschen mit Behinderungen.

Am 15. November 2011 verabschiedete die Europäische Kom-
mission die „Europäische Strategie zugunsten von Menschen 
mit Behinderungen 2010-2020: Erneuertes Engagement für ein 
barrierefreies Europa“2. Diese Strategie soll einen Prozess ein-
leiten, der Menschen mit Behinderungen neue Möglichkeiten 
zur Teilhabe an der Gesellschaft eröffnet.

Inklusion ist ein Prozess, der so viele Facetten hat wie die 
moderne Gesellschaft – das gilt für jeden der 28 EU-Mitglied-
staaten. Obwohl die EU zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention verpflichtet ist, bestehen derzeit noch große 
länderspezi!sche Unterschiede bei der Implemen tierung 
dieser Rechte und Hilfen. Die gegenwärtig verfolgten nationalen 
Programme aller EU-Staaten und die aktuellen Gesetzes-
änderungen und -beschlüsse, wie das erst 2010 aktualisierte 
Behindertenrecht Lettlands, ein 2012 in Polen verabschiedetes 
Gesetzblatt über die Kostenübernahme für Gebärden sprach-
schulungen und die of!zielle Anerkennung der dänischen 
Gebärden  sprache im Mai 2014, zeigen aber, dass die Europä ische 
Union stetig inklusiver wird.

2 Vgl. KOM(2010) 636 endgültig
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7. Arbeitslosigkeit

Soziale Leistungen bei Verlust des Arbeitsplatzes

Menschen, die ihren Arbeitsplatz verloren haben, eine angemes-
sene Lebenshaltung zu ermöglichen, hat in den meisten EU-Län-
dern eine lange Tradition. Alle Mitgliedstaaten der Europä ischen 
Union haben Versicherungssysteme, die bei Arbeitslosigkeit 
Leistungen zahlen. Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit in den 
meisten Mitgliedstaaten mit der Tendenz, dass immer weniger 
Beitragszahler die Leistungen für immer mehr Arbeitslose auf-
bringen müssen, hat zu tiefgreifenden Reformen innerhalb der 
Systeme geführt.
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In den meisten EU-Mitgliedstaaten sind die Arbeitnehmer auf 
gesetzlicher Grundlage pflichtversichert. Nur in Dänemark und 
Schweden besteht eine freiwillige Versicherung, der in beiden 
Ländern die Mehrzahl der Arbeitnehmer und Selbständigen 
angehört. In Luxemburg sind die Leistungen über einen öffentli-
chen Beschäftigungsfonds ausschließlich steuer!nanziert.
 
Erste Stufe: Arbeitslosengeld

Die Versicherungsleistungen bestehen aus Lohnersatzleistun-
gen, die anspruchsberechtigte Arbeitnehmer und gegebenen-
falls Selbständige für eine begrenzte Dauer als Arbeitslosengeld 
erhalten. Sie werden in vielen EU-Ländern durch öffentliche 
Unterstützungssysteme wie die Arbeitslosenhilfe beziehungs-
weise die Grundsicherung für Arbeitsuchende (zum Beispiel 
Schweden seit 1998 oder das „Arbeitslosengeld II“ nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch – SGB II – in Deutschland seit 
2005) oder die Notstandshilfe (Österreich) abgelöst beziehungs-
weise ergänzt.

Die Finanzierung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit erfolgt in 
erster Linie durch Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern. Öffentliche Mittel werden zusätzlich zur De!zitdeckung 
herangezogen, insbesondere in Zeiten überdurchschnittlich 
hoher Arbeitslosigkeit. Nur in Estland, Kroatien, den Nieder-
landen, Portugal, Tschechien, Ungarn und dem Vereinigten 
Königreich ist die öffentliche Hand gar nicht an der Finan-
zierung des Arbeitslosengelds beteiligt. Leistungen der ergän-
zenden Unterstützungssysteme, soweit im Anschluss an das 
Arbeitslosengeld fällig, werden in den meisten EU-Ländern 
nur aus Steuermitteln aufgebracht.
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Aktive Mitwirkung gefordert

Der Anspruch auf Leistungen ist in allen Ländern von be-
stimmten Voraussetzungen abhängig. Diese sehen im Allge-
meinen vor:

• eine Registrierung bei der zuständigen Arbeitsagentur,
• den Nachweis einer versicherungspflichtigen Tätigkeit 

während eines bestimmten Mindestzeitraums vor der 
Arbeitslosigkeit,

• die Vermittlungsfähigkeit, also die Bereitschaft des Arbeits-
losen, jede ihm zumutbare Arbeit anzunehmen,

• sich aktiv an der Arbeitssuche zu beteiligen und beispiels-
weise an arbeitsfördernden Maßnahmen teilzunehmen 
oder bei individuellen Aktionsplänen zu kooperieren.

• Schließlich muss die Arbeitslosigkeit unfreiwillig, also 
nicht durch den Arbeitnehmer selbst herbeigeführt oder 
verschuldet, sein.

Die Sanktionen bei Verstoß gegen die entsprechenden ge-
setzlichen Anforderungen reichen von Sperrzeiten und Leis-
tungskürzungen über den vollständigen Anspruchsverlust und 
Rückzahlung der Leistungen bis hin zu strafrechtlichen Folgen 
(Geldbußen, Haft) für diejenigen, die Leistungen erschleichen.

Höhe zumeist entgeltabhängig

Nur im Vereinigten Königreich, Irland, Malta und Polen wer-
den Festbeträge ohne Bezug zum früheren Einkommen ge-
zahlt. Die Höhe der Leistungen hängt in den meisten Ländern 
von dem zuletzt bezogenen Arbeitseinkommen und der  
Bezugsdauer des Arbeitslosengelds ab. Der Einkommensanteil, 
der dem Arbeitslosen als Arbeitslosengeld zusteht, schwankt 
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von Land zu Land ganz beträchtlich. In Dänemark zum Bei-
spiel erhalten Arbeitslose zunächst bis zu 90 Prozent, in Estland 
bekommen Arbeitslose lediglich 50 Prozent des Referenzein-
kommens für bis zu 100 Kalendertage, danach 40 Prozent. In 
den meisten Ländern gibt es eine Deckelung der Leistungen, 
für die Auszahlung gilt also ein bestimmter Höchstbetrag.

Aufschlussreich ist ein Blick auf die Pro-Einwohner-Leistungen 
für Arbeitslosigkeit in den einzelnen EU-Ländern. Sie liegen weit 
auseinander: Während Spitzenreiter Luxemburg jährlich pro 
Kopf 1.187 Euro aufwendet, stehen am Ende der Skala Estland 
mit 55 Euro, Kroatien mit 48 Euro, Ungarn mit 40 Euro, Litau-
en mit 39 Euro, Bulgarien mit 29 Euro, Polen mit 26 Euro und 
schließlich Rumänien mit 10 Euro. Deutschland zahlt pro Jahr 
und Einwohner rund 369 Euro an Leistungen für Arbeitslosig-
keit und liegt damit knapp über dem EU-28-Durchschnitt von 
365 Euro.

Im Unterschied zum Arbeitslosengeld, welches in den meisten 
EU-Mitgliedstaaten einkommensabhängig ist, ist der Anspruch 
auf Arbeitslosenhilfe, in Deutschland die Grundsicherung für 
Arbeitsuchende, in der Regel unabhängig vom Einkommen. 
Jedoch ist der Bezug oft an eine Bedürftigkeits- und Vermö-
gensprüfung geknüpft, so auch in Deutschland. 

Dauer bei Arbeitslosengeld begrenzt

Auch hinsichtlich der Wartezeit gibt es Unterschiede in den 
EU-Mitgliedstaaten. In vielen Ländern muss der Versicherte vor 
seiner Arbeitslosigkeit mindestens ein Jahr versichert beschäftigt 
gewesen sein, wenn er Leistungen beziehen will. In manchen 
Ländern ist diese Wartezeit dagegen geringer; in Schweden bei-
spielsweise reichen sechs Monate Erwerbstätigkeit aus.
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Die Leistungsdauer ist in allen Ländern außer in Belgien limi-
tiert. In einer großen Gruppe von Mitgliedstaaten erhalten 
Arbeitsuchende maximal ein Jahr Arbeitslosengeld (Tschechische 
Republik: bis zu elf Monate je nach Alter des Leistungsbezie-
hers). In anderen Ländern werden neun Monate und weniger 
gezahlt; Malta und Zypern liegen hier mit 156 Tagen (rund fünf 
Monaten) im unteren Spektrum. Manche Staaten, unter ihnen 
Deutschland, gewähren maximal zwei Jahre Arbeitslosengeld; 
Spitzenreiter sind hier Frankreich (bis zu drei Jahre) und die 
Niederlande (bis zu drei Jahre und zwei Monate). Die Niederlande 
wollen allerdings diesen langen Bezugszeitraum bis zum Jahr 
2019 schrittweise von drei Jahren und zwei Monaten auf dann 
zwei Jahre senken.

Die Leistungen werden in vielen Ländern umso länger gewährt, 
je älter der Arbeitslose ist beziehungsweise je länger er in die 
Versicherung eingezahlt hat, teilweise bis zum Rentenbezug. 
Damit soll der Tatsache Rechnung getragen werden, dass die 
Arbeitsvermittlung mit zunehmendem Alter schwieriger wird. 
In einer Reihe von Mitgliedstaaten besteht die Möglichkeit des 
Vorruhestands beziehungsweise der Altersteilzeit als Über-
brückungsmaßnahme für ältere Arbeitslose.

Die Zahlung der Leistungen obliegt dem Land, in dem der 
Arbeits lose zuletzt gearbeitet hat. Bei Wohnsitz in einem ande-
ren Land als dem Land der letzten Beschäftigung ist die Arbeits-
verwaltung des Wohnlandes zuständig, es sei denn, der Antrag-
steller kehrte während seiner Beschäftigung weniger als einmal 
wöchentlich dorthin zurück: Dann kann er selbst entscheiden, 
ob er sich im Beschäftigungsstaat oder im Wohnstaat arbeitslos 
melden und die Leistungen beantragen möchte.
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Ausgaben für Arbeitslose 2014
Euro je Einwohner (zu konstanten Preisen von 2010)

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Harmonisierte Arbeitslosenquote März 2017 – Insgesamt
in % (saisonbereinigt)

  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich 
März 2017 – Insgesamt
in % (saisonbereinigt)

Erläuterung:

JP = Japan

US = Vereinigte Staaten von Amerika

  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Die Erwerbslosenquote ist von der nach nationalen Kriterien 

festgelegten Arbeitslosenquote der Bundesagentur für Arbeit 

abzugrenzen. Die Erwerbslosenquote wird in Deutschland vom 

Statistischen Bundesamt und für die EU von Eurostat nach 

den international vergleichbaren Kriterien der Internationalen 

Arbeitsorganisation (ILO) ermittelt (Labor-Force-Konzept). Sie 

wird hier zugrunde gelegt. 
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8. Arbeitsunfall

Deckung des Risikos durch soziale Einrichtungen

Wer arbeitet, ist zuweilen auch Gefahren ausgesetzt, die Arbeits-
unfälle oder Berufskrankheiten auslösen können. Auch bei  
Arbeiten, die als ungefährlich eingestuft werden, können sich die 
Arbeit nehmer unter Umständen verletzen. Für diese Fälle beste-
hen in den 28 EU-Mitgliedstaaten unterschiedliche Maßnahmen 
zum Arbeitsschutz und zur Minderung des Risikos am Arbeits-
platz sowie verschiedene soziale Einrichtungen, die den Arbeit-
nehmer im Fall einer Arbeitsunfähigkeit unterstützen.
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Um das Gefährdungsrisiko am Arbeitsplatz so gering wie 
möglich zu halten, gibt es in allen EU-Ländern gesetzliche 
Schutzvorschriften. Die EU hat im Juni 1989 die Rahmenricht-
linie 89/391/EWG geschaffen, die die Sicherheit der Arbeitneh-
mer am Arbeitsplatz und den Gesundheitsschutz verbessern 
soll. Die Regelung beschreibt EU-Sicherheitsstandards, unter 
ander em zur Bedienung von Maschinen, bei der Bildschirm-
arbeit, zum Heben von Lasten, zum Umgang mit chemischen 
Arbeitsstoffen, zur Feinstaubbelastung und zum Lärmschutz.

Dies hat EU-weit zu einem Rückgang der Arbeitsunfälle bei-
getragen. Im Zeitraum von 2002 bis 2004 wurden bereits eine 
17-prozentige Verringerung der tödlichen Arbeitsunfälle und 
ein Rückgang von 20 Prozent bei Unfällen erreicht, die einen 
Arbeitsausfall von drei oder mehr Tagen zur Folge haben. 
Deutschland zum Beispiel konnte 2015 mit rund 866.000 Vor-
fällen die niedrigste Anzahl von gemeldeten Arbeitsunfällen in 
seiner Geschichte verzeichnen.1 

Mehr Maßnahmen zum Arbeitsschutz

Trotz dieser Fortschritte sind Arbeitsunfälle weiterhin eine 
feste Größe im Arbeitsleben; außerdem nehmen bestimmte 
Berufskrankheiten zu, etwa Rückenschmerzen, Gelenkproble-
me und psychische Beschwerden. Um Arbeitnehmer besser zu 
schützen, hat die Europäische Kommission als Nachfolger der 
„Gemeinschaftsstrategie zu Sicherheit und Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz 2007-2012“ den neuen „Strategischen Rahmen 
für die Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 2014-2020“ 
ausgearbeitet. Dieser neue Strategierahmen setzt ein wichtiges 

1 Quelle: Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV)
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politisches Signal und soll die Verbesserung des Arbeitsschut-
zes weiter vorantreiben sowie die Führungsrolle der EU bei 
den Standards für Arbeitssicherheit weiterhin stärken. Auch 
das Altern der Erwerbsbevölkerung wird dabei berücksichtigt.

Dennoch gibt es immer noch Raum für Verbesserungen. Das 
Thema „Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz“ 
soll in Zukunft in den EU-Strategien zum Wirtschaftswachs-
tum und in der Agenda Europa 2020 intensiv zum Tragen 
kommen. Arbeitnehmer sollen insbesondere gezielt vor Er-
krankungen des Bewegungsapparats, vor Stress und vor Tod 
durch berufsbedingte Krebserkrankungen geschützt werden.

Das macht deutlich, wie wichtig für jeden Arbeitnehmer eine 
ausreichende Absicherung gegen Risiken am Arbeitsplatz ist. 
Dies geschieht überwiegend durch gesetzliche Unfallversi-
cherungen. Jedoch gibt es auch Länder, in denen keine eigen-
ständige Unfallversicherung besteht: In Griechenland und 
den Niederlanden werden die Unfallrisiken von der Kranken-, 
Invaliditäts- und Hinterbliebenenversicherung abgedeckt. 
Slowenien verpflichtet unter anderem die Rentenversicherung, 
das Vereinigte Königreich !nanziert die Leistungen durch 
Steuern.

Länderspezifische Wege der Finanzierung

Die Finanzierung der Unfallversicherung erfolgt mit wenigen 
Ausnahmen durch Beiträge der Arbeitgeber. In den meisten 
Ländern sind die Unternehmen nach Gefahrenklassen ein-
geteilt und haben entsprechend unterschiedliche Beiträge zu 
zahlen, die in der Regel in Form eines bestimmten Anteils der 
Lohn- und Gehaltssumme erhoben werden. Die meisten Versi-
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cherungen kommen dem Arbeitnehmer nicht nur bei Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten zur Hilfe, sondern unterstüt-
zen auch bei Unfällen auf dem Weg von und zur Arbeit, bei den 
sogenannten Wegeunfällen.

In allen EU-Ländern decken die Unfallversicherungen auch die 
Berufskrankheiten ab. Allerdings muss nachgewiesen werden, 
dass der Arbeitnehmer aufgrund von Einflüssen am Arbeits-
platz krank wurde. Um dies zu vereinfachen, erstellte die EU 
1990 mit der Regelung 90/326/EWG eine Liste anerkannter Be-
rufskrankheiten, die im Jahre 2003 durch die Liste 32003H0670 
ersetzt wurde. Diese wird in Abständen angepasst.

Im Falle einer Berufskrankheit beziehungsweise eines Arbeits- 
oder Wegeunfalls werden Sach- und Geldleistungen erbracht. 
Sachleistungen sind zum Beispiel Krankenhausaufenthalte 
oder Arztbesuche, die die Versicherungen in fast allen Län-
dern komplett !nanzieren. Die Geldleistungen werden meist 
auf Basis des Bruttoverdiensts vor oder zum Zeitpunkt der 
Erkrankung (manchmal mit Abzügen) errechnet. Irland und 
Malta bezahlen einkommensunabhängige Festbeträge. Viele 
Länder, wie Dänemark oder die Niederlande, verfahren bei den 
Geldleistungen genauso wie bei krankheitsbedingter Arbeits-
unfähigkeit: Die Arbeitnehmer erhalten erst eine Entgeltfort-
zahlung, danach setzt die Sozialversicherung ein (siehe Kapitel 
„Entgeltfortzahlung“).
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9. Invalidität

Wer wegen einer Krankheit oder Behinderung nicht 
mehr arbeiten kann, ist sozial abgesichert

Eine chronische Krankheit oder Behinderung kann dazu führen, 
dass ein Erwerbstätiger seinen bisherigen Beruf beziehungsweise 
seine Arbeit ganz oder teilweise nicht mehr ausführen kann. Auch 
hier greifen die sozialen Sicherungssysteme in allen EU-Mitglied-
staaten. Die Methoden zur Bemessung des Invaliditätsgrads und 
der Leistungen sind jedoch sehr unterschiedlich. EU-weite Regeln 
sichern zusätzlich die Rechte der Arbeitnehmer.
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Die soziale Sicherung im Fall der Invalidität, in Deutschland 
als verminderte Erwerbsfähigkeit bezeichnet, erfolgt in vie-
len EU-Ländern durch die Systeme, die auch für die Alters-
sicherung zuständig sind, also durch die gesetzlichen Renten-
versicherungen. Ausnahmen sind zum Beispiel Belgien und 
Frankreich, wo die gesetzliche Krankenversicherung die Inva-
lidität mit absichert. Entsprechend ist auch die Finanzierung 
des Risikos „Invalidität” durch die genannten Systeme geregelt 
(siehe Kapitel „Alter”).
 
Abkehr vom „Alles-oder-Nichts“-Prinzip 

In den Niederlanden wiederum, wo es keine eigene Unfallver-
sicherung gibt, galt bis einschließlich 2005 eine separate Invali-
ditätsversicherung. Anfang 2006 hat das Land ein vollkommen 
neues Invaliditätssystem eingeführt, das den Schwerpunkt 
weniger auf die Einkommenssicherung als auf die Rehabilitation 
legt, umso mehr Anreize zur Arbeitsaufnahme zu schaffen.

Im Vereinigten Königreich löst die „Employment and Support 
Allowance“ mit einem Fokus auf der Arbeitsfähigkeit seit 2008 
die Invaliditätsleistung und die Einkommensunterstützung 
wegen Arbeitsunfähigkeit ab. Viele EU-Mitgliedstaaten rücken 
inzwischen von der „Alles-oder-Nichts“-Strategie ab und bie-
ten die Möglichkeit zu Teilinvaliditätsleistungen für Menschen, 
die gleichzeitig noch auf dem Arbeitsmarkt aktiv sein können.

Steuer!nanziert ist die Invalidenrente lediglich noch in  
Dänemark. Die Mehrheit der EU-Staaten hat ein Mischsystem 
von Steuer- und Beitrags!nanzierung.
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Grad der Invalidität ausschlaggebend

Eine wesentliche Voraussetzung für die Anerkennung des 
Anspruchs auf Leistungen ist eine medizinische Untersuchung. 
Art und Höhe der Leistungen hängen in allen Ländern zu-
nächst vom Grad der Invalidität ab, das heißt von der Fähigkeit 
der Betroffenen, ihren früheren Beruf oder eine Erwerbstätig-
keit nur noch zu einem gewissen Grad oder Umfang ausüben 
oder dies auf Dauer nicht mehr tun zu können.

Im Übrigen erfolgt die Berechnung der Renten – soweit nicht 
einheitliche Sätze oder Mindestbeträge vorgeschrieben sind –  
ähnlich wie die der Altersrenten. Auch sind in den meisten 
Ländern (Ausnahmen: die Niederlande und Rumänien) gewis-
se, wenn auch vielfach gegenüber den Altersrenten kürzere, 
Wartezeiten vorgeschrieben.

In den meisten EU-Mitgliedstaaten wird die Invalidenrente 
mit Erreichung der Altersgrenzen von der Altersrente abgelöst 
beziehungsweise der Versicherte kann in einigen Ländern die 
für ihn vorteilhaftere Versicherung wählen. Die – meist jähr-
liche – Anpassung der Invalidenrenten erfolgt entsprechend 
den Regeln und Sätzen für die Altersrente. Menschen mit 
Behinderungen können zudem eine Vielzahl an Leistungen 
in Anspruch nehmen, die ihnen die gesellschaftliche Teilhabe 
ermöglichen und sie !nanziell entlasten (siehe Kapitel „Behin-
derung“).
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Leistungen für Invalide 2014
Euro je Einwohner (zu konstanten Preisen von 2010)

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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10. Alter

Rentensysteme bieten sozialen Schutz nach Ende der 
Erwerbstätigkeit

Die Altersvorsorge gehört – neben der Kranken- und Unfallver-
sicherung – zu den ältesten Sozialversicherungseinrichtungen 
in der Europäischen Union sowie in der Geschichte der sozialen 
Sicherungssysteme überhaupt. Sie hat das Ziel, dass Arbeitneh-
mer nach dem Ende ihrer Erwerbstätigkeit sozial abgesichert sind 
und ein möglichst sorgenfreies Leben führen können. Alle EU-
Mitgliedstaaten haben hierzu Rentensysteme entwickelt, die von 
einer großen Vielfalt geprägt sind.

Lexilog-Suchpool



Alter 209

Trotz der Unterschiede in der Organisation bei der Altersver-
sorgung stehen alle EU-Länder vor ein und derselben Heraus-
forderung: die Menschen auch in Zukunft in einer zunehmend 
alternden Gesellschaft verlässlich abzusichern, wenn sie aus 
dem Berufsleben ausscheiden. Eine schwierige Aufgabe, be-
trachtet man den demogra!schen Wandel in der EU, der eine 
Entwicklung zu weniger Beitragszahlern bei gleichzeitig im-
mer mehr und älter werdenden Rentnern beschreibt.
 
Großer Reformdruck

Die Zahlen zum Anteil der Altersvorsorge an den Gesamtaus-
gaben der Sozialsysteme (siehe Tabelle Seite 99 ) spiegeln diesen 
Trend deutlich wider: Im Jahr 2014 ent!elen 45,9 Prozent der 
Sozialausgaben in den 28 EU-Ländern auf die Bereiche Alter 
und Hinterbliebene zusammengenommen; auf Alter allein rund 
40,2 Prozent. Am höchsten ist der Anteil für Alter in Griechen-
land (55 Prozent), Lettland (50,6 Prozent), Rumänien (50,4 Pro-
zent) und Portugal (50 Prozent); mit Abstand am wenigsten gibt 
Irland (27,6 Prozent) für seine Rentner aus. Die Ausgaben pro 
Kopf beliefen sich 2014 EU-weit durchschnittlich auf 3.319 Euro.

Ähnlich wie die Krankenversicherung geraten die Altersversor-
gungssysteme dadurch !nanziell immer stärker unter Druck. 
Hier sind weit in die Zukunft weisende Lösungen gefragt. Viele 
Länder be!nden sich deshalb in Reformprozessen, planen diese 
oder haben bereits wichtige Reformen verwirklicht. So wendet 
Deutschland zum Beispiel bei der Rentenanpassung regelmäßig 
den sogenannten Nachhaltigkeitsfaktor an. Er berücksichtigt die 
Entwicklung des zahlenmäßigen Verhältnisses von Leistungsbe-
ziehern und versicherungspflichtig Beschäftigten bei der Anpas-
sung der Renten; eine Schutzklausel beim Nachhaltigkeitsfaktor 
verhindert, dass die monatliche Rente verringert wird.
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Finanzierung in der Regel durch Beiträge

Die einzelnen Systeme zur Sicherung der Altersvorsorge haben 
sich – trotz ihrer Vielfältigkeit – angenähert. Früher konnten 
im Wesentlichen zwei Hauptsysteme unterschieden werden: 
die überwiegend steuer!nanzierten staatlichen Systeme mit 
einheitlicher Grundversorgung einerseits und die nach Ver-
sicherungsprinzipien organisierten beitragsabhängigen Sys-
teme der gesetzlichen Rentenversicherungen andererseits. 
Heute überwiegt die Finanzierung der Altersvorsorge durch 
Versicher ungsbeiträge deutlich den Staatsanteil.
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Werden Beiträge gezahlt, unterscheiden die Länder zwei Ver-
fahren: Entweder Arbeitnehmer und Arbeitgeber leisten einen 
Globalbeitrag für das gesamte Sozialversicherungssystem, von 
dem je nach Bedarf Teile für die Renten genutzt werden. Dies 
gilt zum Beispiel im Vereinigten Königreich, Belgien und Ir-
land. Oder aber es werden, wie in den meisten Ländern – unter 
ihnen Deutschland – die einzelnen Zweige der Sozialversicher-
ung eigenständig !nanziert, das heißt, es sind spezielle Beiträge 
nur für die Altersversorgung zu leisten.

In den meisten EU-Ländern übersteigen die Arbeitgeberbei-
träge diejenigen der Arbeitnehmer beträchtlich. Ausnahmen 
sind Luxemburg und Polen, wo Arbeitnehmer- und Arbeit-
geberanteil gleich hoch sind. Auch in Deutschland bezahlen 
beide Parteien einen gleich hohen Satz von 9,35 Prozent. Einen 
anderen Weg gehen die Niederlande, in denen die Beiträge für 
die Alters- und Hinterbliebenenversorgung ausschließlich von 
den Arbeitnehmern aufgebracht werden.

Staatliche Renten schwinden

Nur noch wenige Länder halten an einer voll steuer!nanzier-
ten Grundrente fest. Jedoch gibt es auch hier meist die Mög-
lichkeit einer beitrags!nanzierten Zusatzrente.

Dänemark nutzt ein solches staatliches System (Volksrente), 
ebenso wie Spanien, soweit es sich um die beitragsunabhängi-
ge Sozialrente handelt. In Finnland ist die Volksrente steuer!-
nanziert.

Generell geht die Tendenz dahin, dass der Staat nur noch De-
!zite durch variable Zuschüsse deckt, in einigen Ländern, wie 
Luxemburg, auch mit festen Sätzen. In Tschechien hat sich der 
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Staat gänzlich aus der Mit!nanzierung der Altersversorgung zu-
rückgezogen. Auch Frankreich gehört in diese Reihe: Der Staat 
beschränkt sich auf den Ausgleich der aus arbeitsmarktpoliti-
schen Gründen erfolgten Beitragsbefreiungen.

Zwei-Säulen-System

Ein Trend, der sich immer weiter durchsetzt, ist das sogenannte 
Zwei-Säulen-System. Es stützt sich neben der umlage- und steu-
er!nanzierten Rente auf eine kapitalgedeckte Zusatzrente. Eine 
Mitgliedschaft in beiden Versicherungstypen ist dabei verpflich-
tend.

Diesem von den skandinavischen Ländern zuerst eingeschla-
genen Weg sind inzwischen auch viele weitere Mitgliedsländer 
gefolgt, zum Beispiel Bulgarien, Estland und die Slowakei. In 
vielen Ländern beteiligt sich der Staat nicht an der Finanzierung 
der Zusatzrenten, oft beschränkt er sich auf Zuschüsse, die in den 
vergangenen Jahren zudem ständig abgenommen haben. Polen 
und Ungarn haben die kapitalgedeckte Zusatzrente vor wenigen 
Jahren infolge der Erfahrungen der Wirtschafts- und Finanzkrise 
wieder abgeschafft.

Regelaltersgrenze in der Diskussion

Die Gewährung von Leistungen ist in allen Ländern an be-
stimmte Voraussetzungen geknüpft. Die wichtigsten sind 
Regelaltersgrenzen, Wartezeiten, also eine bestimmte Zahl von 
Versiche rungsmonaten oder -jahren, die erfüllt sein müssen 
(Ausnahmen: Belgien und die Niederlande), sowie die Aufent-
haltsdauer: Die drei skandinavischen Länder verlangen für den 
Anspruch auf die Volks- oder garantierte Rente eine Mindest-
aufenthaltsdauer in ihrem Land.
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Die Regelaltersgrenze ist inzwischen in der Mehrheit der 
Mitgliedsländer für Männer auf 65 Jahre festgelegt; teilweise 
tritt das Rentenalter etwas eher oder später ein. Bei den Frauen 
ergibt sich ein differenziertes Bild: In etlichen Ländern müssen 
sie einige Jahre weniger bis zur Rente arbeiten als die Män-
ner. Jedoch !ndet in den meisten EU-Staaten inzwischen eine 
Angleichung an die Altersgrenze der Männer statt. So plant das 
Vereinigte Königreich, die Altersgrenze der Frauen bis 2018 
schrittweise auf 65 Jahre zu erhöhen. Ab 2023 wird dann alle 
fünf Jahre überprüft, ob sich die Lebenserwartungen verändert 
haben und das Ruhestandsalter neu festgelegt werden muss. 
Litauen hebt die Lebensarbeitszeiten seit 2012 für Frauen 
ebenfalls an, bis im Jahr 2026 dann für alle die gleiche Regel-
altersgrenze gilt.

Um den Auswirkungen des demogra!schen Wandels vorzu-
beugen, wird in der EU außerdem über eine generelle Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit diskutiert. In Deutschland 
wird seit 2012 sowohl für Männer als auch für Frauen, die ab 
1947 geboren sind, die Altersgrenze schrittweise auf 67 Jahre 
angehoben. Für die nach 1964 Geborenen gilt die Rente ab 67 
bereits heute. Auch viele andere Mitgliedstaaten haben bereits 
eine stufenweise Heraufsetzung des Renteneintrittsalters be-
schlossen: Dänemark hebt bis 2022 auf 67 Jahre an und koppelt 
die Regelaltersgrenze an die Lebenserwartung zu koppeln. 
Ungarn, Rumänien, Frankreich und das Vereinigte Königreich 
gehören ebenfalls zu den EU-Mitgliedstaaten, die das generelle 
Renteneintrittsalter schrittweise erhöhen.

Flexibilisierung des Rentenbeginns

Die Regelaltersgrenzen sind meist nicht starr, sondern werden 
durchaus flexibel gehandhabt. Es gibt zahlreiche in der Person 
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(zum Beispiel Behinderung und verminderte Erwerbsfähigkeit) 
oder im Arbeits- und Familienumfeld liegende Gründe, die 
Altersgrenzen zu senken.

Auch auf eigenen Wunsch können Arbeitnehmer früher auf-
hören zu arbeiten und Rente beziehen. Außer im Vereinigten 
Königreich, Irland, Schweden, Dänemark und den Niederlan-
den ist es in allen anderen EU-Ländern möglich, den Bezug der 
Rente vorzuziehen. Dies geschieht jedoch nur unter bestimm-
ten Bedingungen, die unter anderem an das Geburtsdatum, 
bestimmte Stichtage oder an Beitragsjahre geknüpft sind. 
Wer früher in Rente geht, muss in jedem Fall mit erheblichen 
Abschlägen rechnen. In Polen können Frauen und Männer 
unter bestimmten Voraussetzungen eine vorgezogene Teilren-
te erhalten, wenn sie mindestens 62 beziehungsweise 65 Jahre 
alt sind.

Weil viele diese Möglichkeiten ausschöpfen, beenden die 
EU-Bürger ihre Erwerbstätigkeit meist deutlich früher als in 
den einzelnen Staaten durch die Regelaltersgrenzen vorgese-
hen: Die Schweden arbeiteten im Jahr 2016 durchschnittlich 
41,3 Lebensjahre und damit am längsten. In Dänemark dauerte 
das durchschnittliche Arbeitsleben 40,3 Jahre, in den Nie-
derlanden 40 Jahre. Danach folgen das Vereinigte Königreich 
(38,8 Jahre) und Deutschland (38,1 Jahre). Am kürzesten war die 
Erwerbstätigkeit bei den Kroaten (32,1 Jahre), Bulgaren (31,7 
Jahre) und Italienern mit 31, 2 Jahren.

Umgekehrt kann der Rentenbezug aufgeschoben werden 
(Ausnahmen: Irland und die Niederlande), was in der Regel 
mit Rentenzuschlägen honoriert wird. In einigen Ländern wie 
etwa in Deutschland wird eine weitere Flexibilisierung durch 
meist tarifvertraglich vereinbarte Regelungen über Altersteil-
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zeit erreicht. In Malta ist der Aufschub zwar nicht möglich, 
aber Rentner können weiterhin arbeiten und gleichzeitig Ren-
te beziehen. In Luxemburg erhält jeder, der über das Alter von 
65 Jahren hinaus seinen Beruf ausübt, die Arbeitnehmerbeiträ-
ge zum Jahresende zurück.
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Rentenhöhe meist entgeltabhängig

Die Höhe der Leistungen weicht in den einzelnen Ländern nicht 
nur deutlich voneinander ab, sie unterscheidet sich oftmals 
auch grundsätzlich hinsichtlich ihrer Festlegung. Es gibt zum 
einen pauschale Rentenbeträge, wie in den Niederlanden und 
im Vereinigten Königreich, die für alle Bezieher grundsätzlich 
gleich, häu!g aber nach dem Familienstand differenziert sind. 

Auf der anderen Seite stehen die entgeltabhängigen Renten: 
Die Höhe errechnet sich auf Basis des erhaltenen Lohns und 
variiert entsprechend. Außerdem werden in den einzelnen 
Ländern verschiedene Referenzlöhne zugrunde gelegt: In der 
Regel sind es die letzten Jahre vor Eintritt in den Ruhestand.

Deutschland bildet eine Ausnahme: Die Bruttoverdienste der 
ganzen Versicherungszeit – also des gesamten Arbeitslebens – 
gelten als Basis, wobei in der Rentenformel das Wachstum der 
Produktivität berücksichtigt wird.

Nahezu alle Länder – mit Ausnahme von Litauen und Grie-
chenland – haben Mindestrenten festgesetzt. Auch in Deutsch-
land existiert keine Mindestrente, jedoch garantiert die 
steuer!nanzierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung denjenigen ein menschenwürdiges Existenzmini-
mum, die zum Beispiel wegen Langzeitarbeitslosigkeit, Nied-
riglöhnen oder einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung 
keine existenzsichernden Renten aufbauen konnten.

In der Regel wird die Höhe der Leistungen jährlich an die wirt-
schaftliche Entwicklung angepasst. Sie orientiert sich entwe-
der an den Lebenshaltungskosten oder wie in Deutschland an 
der Lohnentwicklung.
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Einkommen der Rentner

Betrachtet man das durchschnittliche Einkommen der Men-
schen über 65 Jahre pro Jahr (2014) in den 28 EU-Mitgliedslän-
dern, liegt Luxemburg mit 37.207 Euro einsam in Führung. Es 
folgen Schweden (23.152 Euro), Dänemark (22.636 Euro) und 
Österreich (22.424 Euro). Am unteren Ende der Statistik !nden 
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sich Lettland und Litauen, wo das jährliche Durchschnitts-
einkommen eines Rentners knapp unter 4.000 Euro liegt 
und Bulgarien (2.822 Euro) und Rumänien mit einem Durch-
schnitt von etwa 2.200 Euro. Deutschland be!ndet sich mit 
18.141 Euro im oberen Drittel der Skala.

Abgaben und Zuschläge

Trotz der Tendenz einer Annäherung der Systeme der Alters-
versorgung in der EU lässt die Vielseitigkeit der Regelungen im 
Einzelnen nur grobe Vergleiche zu. Dies wird weiter dadurch 
erschwert, dass die Mitgliedstaaten die Renten überwiegend – 
jedoch nach sehr unterschiedlichen Sätzen – besteuern, teil-
weise auch mit Sozialabgaben wie zum Beispiel Krankenversi-
cherungsbeiträgen belegen.

Bei der Kumulierung mit Erwerbseinkommen kann noch 
weniger Gemeinsamkeit festgestellt werden. In der Mehrzahl 
der Länder ist das Hinzuverdienen zur Rente uneingeschränkt 
erlaubt, in einigen auf bestimmte Höchstgrenzen beschränkt, 
in anderen überhaupt nicht zugelassen. In Spanien wird die 
Rentenzahlung in der Regel ausgesetzt, sobald Einkommen aus 
einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit fließt.

Viele Länder zahlen Zuschläge zur Rente. Hier werden unter-
schiedliche Faktoren berücksichtigt: zum Beispiel der Famili-
enstand, der Gesundheitsgrad oder das Alter.
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Ausgaben für Renten 2014
Euro je Einwohner (zu konstanten Preisen von 2010)

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Durchschnittliches Einkommen der ab 65-Jährigen 2014
Euro je Einwohner (zu konstanten Preisen von 2010)

 b) Geschätzter Wert, d) Zeitreihenbruch
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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11. Hinterbliebene

Im Todesfall erhalten die Hinterbliebenen  
finanzielle Hilfe

Nach dem Tod eines Menschen ist es für die Hinterbliebenen oft 
nicht einfach, in das Alltagsleben zurückzukehren. Neben der see-
lischen Belastung können finanzielle Sorgen die Situation noch 
verschlimmern und die Familie in eine soziale Notlage bringen. 
Deshalb unterstützen in allen EU-Mitgliedstaaten soziale Siche-
rungssysteme die Hinterbliebenen wie Ehepartner oder Kinder.
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Die Mehrheit der Sozialversicherungen in den EU-Ländern 
fängt die Versorgung von Hinterbliebenen in gleicher Weise 
auf: durch die für die Alterssicherung zuständigen Systeme. 
Entsprechend wird auch die Finanzierung durch Beiträge be-
ziehungsweise staatliche Mittel geregelt (siehe Kapitel „Alter“).

In der Regel werden in den Mitgliedsländern der EU gemein-
same Beiträge unter dem Dach der gesetzlichen Rentenversi-
cherung zur Absicherung der Risiken Alter und Hinterbliebene 
erhoben, oft sogar noch unter Einbeziehung der Invalidität. 
Ausnahmen sind die Länder, in denen die Risiken durch die 
Steuern !nanziert werden oder in denen Globalbeiträge für die 
Zweige der sozialen Sicherung erhoben werden. Beispiele dafür 
sind Spanien, Estland und Portugal.

Die Niederlande und Schweden sind Ausnahmen: Sie haben 
ein eigenes und eigenständig !nanziertes Sicherungssystem 
für Hinterbliebene aufgebaut. Auch Polen geht einen anderen 
Weg und erhebt gemeinsame Beiträge für Hinterbliebene und 
Invalidität.

Voraussetzungen für den Rentenbezug 

Wie auch bei den anderen Zweigen der Sozialversicherung 
hängt der Anspruch auf Leistung von bestimmten Bedingun-
gen ab. Diese gelten teilweise für den Verstorbenen, andere 
müssen vom Angehörigen erfüllt sein.

In allen Mitgliedstaaten ist eine bestimmte Versicherungszeit 
des Verstorbenen vor dessen Tod erforderlich, damit der Hin-
terbliebene eine Rente erhält. Ausnahme ist hier Bulgarien, für 
das eine solche Regelung nicht gilt. In den Niederlanden und 
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Belgien ist zwar eine Mitgliedschaft in der Versicherung zum 
Zeitpunkt des Todes maßgeblich, nicht jedoch ihre Dauer.

Die Voraussetzungen für den hinterbliebenen Ehepartner va-
riieren von Land zu Land. Meist ist in den Mitgliedstaaten die 
gesetzlich anerkannte Ehe Bedingung für den Leistungsbezug. 
Es gibt jedoch auch Ausnahmen, wie zum Beispiel Zypern, wo 
der Ehepartner nur Zahlungen erhält, wenn er zum Zeitpunkt 
des Todes !nanziell vom Verstorbenen abhängig war.

Berechtigte Personen 

In den EU-Ländern erhalten nicht nur hinterbliebene Ehe-
partner Unterstützung durch das Sozialversicherungssystem: 
In der Regel versorgen die Staaten auch die Kinder und ge-
schiedenen Ehepartner, in einigen Ländern außerdem Eltern, 
Geschwister und Enkel. Hierfür müssen jedoch meist (wie bei 
den Ehepartnern) bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein, wie 
zum Beispiel das Leben im gleichen Haushalt oder die !nan-
zielle Abhängigkeit vom Verstorbenen. In immer mehr EU-
Mitgliedstaaten werden außerdem nichteheliche Lebenspart-
nerschaften anerkannt. Das gilt auch für Deutschland: Hier 
muss jedoch die eingetragene Lebenspartnerschaft oder Ehe 
seit mindestens einem Jahr andauern, damit der Partner die 
Rente erhält.

Im Falle der Wiederverheiratung fällt die Hinterbliebenen-
rente in fast allen Ländern sofort weg – mit Ausnahme von 
Estland, wo sie noch ein Jahr, und Polen, wo sie unbegrenzt 
weitergezahlt wird. Auch in Malta wird die Rente nach Wieder-
heirat weiterhin gezahlt, allerdings nur in verminderter Höhe. 
In einigen Ländern werden jedoch zumindest Ab!ndungen 
gewährt. Diese variieren deutlich in ihrer Höhe, und zwar von 
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einer Jahresrente in Zypern, zwei in Deutschland und Italien,  
35 Monaten in Österreich und bis zu fünf Jahresrenten in 
Luxemburg (bei Personen bis 50 Jahre, ansonsten drei Jahres-
renten). In Finnland werden drei Jahresrenten als Ab!ndung 
gezahlt, wenn der hinterbliebene Ehepartner vor Vollendung 
des 50. Lebensjahres eine neue Ehe eingeht.

40 bis 80 Prozent für Ehepartner

Die Höhe der Leistungen wird in der Mehrheit auf Basis der 
Rente errechnet, die der Verstorbene bezogen hätte oder hat 
(Bemessungsgrundlage). In der Regel liegt die Witwen- oder 
Witwerrente zwischen 40 und 80 Prozent der Bemessungs-
grundlage.
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Sie schwankt jedoch oft aufgrund von Faktoren wie dem Alter 
des Hinterbliebenen und richtet sich danach, ob er selbst 
erwerbsfähig ist oder Kinder betreuen muss. Die Länder, die 
nichteheliche Lebenspartnerschaften anerkennen, zahlen dem 
hinterbliebenen Partner den gleichen Satz wie dem Ehegatten. 
Einmalzahlungen, wie zum Beispiel Sterbegeld, gibt es nur 
noch in wenigen Staaten – mit abnehmender Tendenz.

Waisenrenten meist bis zum 18. Lebensjahr

Bei Halbwaisen schwanken die Leistungen meist zwischen 
20 und 50 Prozent der Bemessungsgrundlage, bei Vollwaisen 
liegen sie oft erheblich darüber. Außerdem ist die Waisenrente 
in den meisten Fällen mit dem allgemeinen Kindergeld kumu-
lierbar. In manchen Ländern, zum Beispiel Belgien, wird zwar 
keine Waisenrente, dafür aber im Rahmen der Familienleistun-
gen eine Beihilfe je Kind mit Alterszuschlägen gezahlt. Frank-
reich berücksichtigt Halb- und Vollwaisen beim Unterhaltsgeld 
im Rahmen des Kindergelds.

Ähnlich verfährt zum Beispiel auch Zypern; die Renten für 
die hinterbliebenen Ehegatten werden dort durch besondere 
Familienzuschläge aufgestockt. Einen anderen Weg geht Dä-
nemark im Todesfall: Es zahlt Sonderbeihilfen und sieht eine 
Kapitalab!ndung vor.

Für die Dauer der Waisenrenten oder der entsprechenden 
Familienzuschläge gelten in den EU-Ländern die Fristen des 
Kindergelds – in der Mehrheit das 18. Lebensjahr. Unter be-
stimmten Voraussetzungen – etwa bei Ausbildung oder Behin-
derung – können die Fristen verlängert werden oder entfallen.
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Leistungen für Hinterbliebene 2014
Euro je Einwohner (zu konstanten Preisen von 2010)

a) Vorläufiger Wert
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Arbeiten in Europa

Rechtstraditionen bestimmen das Arbeitsrecht

Die gesetzlichen Regelungen der einzelnen Staaten in der 
Europäischen Union haben insgesamt arbeitsrechtliche Min-
destnormen zum Ziel. Die eigentlichen Hauptakteure, die die 
Arbeitsbedingungen in den Ländern der Europäischen Union 
festsetzen und praktizieren, sind Gewerkschaften auf der einen 
und Arbeitgeberverbände auf der anderen Seite. Gewicht und 
Anteil der einzelnen Akteure sind in den Mitgliedstaaten je-
doch unterschiedlich. Dies hat historische und soziokulturelle 
Ursprünge, ist aber auch auf verschiedenartige Rechtssysteme 
zurückzuführen.

Obwohl jedoch die Rechtssysteme der EU-Mitgliedstaaten mit 
ihren Traditionen und Gepflogenheiten recht unterschiedlich 
sind, zeichnen sich vielfältige Annäherungen ab. Dies gilt auch 
für das Arbeitsrecht: Neben dem zunehmenden Informations- 
und Erfahrungsaustausch und der Übernahme von Best-
Practice-Beispielen aus der Gemeinschaft ist dies nicht zuletzt 
eine erwünschte Folge der europäischen Gesetzgebung.

Diese hat in der Vergangenheit beispielsweise dazu beigetra-
gen, die Arbeitnehmerrechte im Betrieb zu stärken, und zwar 
auch in den Ländern, die traditionell eher zögerlich koopera-
tive Unternehmensstrukturen eingeführt haben (siehe Kapitel 
„Mitbestimmung“).
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Drei Rechtstraditionen in Europa

In der Europäischen Union gibt es historisch bedingt drei 
Rechtstraditionen, die entsprechende Auswirkungen auf das 
Arbeitsrecht im jeweiligen Land haben:

1. In der römisch-germanischen Rechtstradition stehen 
Deutschland und neun weitere Mitgliedstaaten der EU-15, also 
vor der Beitrittsrunde 2004, sowie die Mehrzahl der später beige-
tretenen Länder. Sie ist gekennzeichnet durch geschriebene ge-
setzliche Grundlagen, von denen die Verfassungen den höchsten 
Rang einnehmen und größtenteils die grundlegenden Rechte 
und Freiheiten garantieren. In der Regel gewährleistet der Staat 
durch besondere Gesetze die öffentliche Ordnung.

Lexilog-Suchpool



Soziales Europa für alle230

2. Großbritannien und Irland stehen in einer Tradition des 
ungeschriebenen Rechts, des Common Law. Großbritannien 
hat keine geschriebene Verfassung und somit keine of!ziell 
verankerten Grundrechte und -freiheiten. Die Gerichte spie-
len in der anglo-irischen Rechtstradition bei der Auslegung 
und Anwendung des ungeschriebenen Rechts („Kasusrecht“) 
eine Schlüsselrolle. Es gilt die sogenannte Präzedenzdoktrin, 
wonach Gerichte erster Instanz an die Urteile der Gerichte der 
höheren Instanz innerhalb derselben Gerichtsbarkeit gebun-
den sind.

3. Die nordische Rechtstradition gilt für Dänemark, Finnland 
und Schweden, umfasst aber auch Norwegen und Island, die 
keine EU-Mitglieder sind. Sie hat sich in diesen fünf Ländern –  
gefördert durch die Zusammenarbeit im Nordischen Rat –  
relativ homogen entwickelt. Das nordische Recht ist sehr 
praxis orientiert. Charakteristisch ist zum Beispiel die Institution 
der Ombudsmänner.

Römisch-germanisches System: Staat legt Mindestvorschriften 
fest

In Ländern mit römisch-germanischer Rechtstradition wie 
der Bundesrepublik Deutschland bestimmt der Staat beim 
Arbeitsrecht die notwendigen Mindestvorschriften für Ein-
zelbeschäftigungsverhältnisse. Dazu gehören vor allem die 
tägliche Arbeitszeit, Ruhezeiten, der Urlaub, Nachtarbeit, in 
einigen Ländern auch das Arbeitsentgelt. Der Staat regelt die 
Arbeitsbedingungen für bestimmte Arbeitnehmergruppen, 
zum Beispiel für Frauen, Kinder und Jugendliche, ältere Men-
schen, Menschen mit Behinderungen, oder Arbeitnehmer aus 
dem Ausland.
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Mit Rechtsvorschriften für Tarifverhandlungen, für die Tätig-
keit von Gewerkschaften und für die Strukturen der betriebli-
chen Arbeitnehmervertretung legt der Staat die grundsätzliche 
institutionelle Infrastruktur fest. Generell greift er in das Ver-
hältnis der Sozialpartner mit dem Ziel ein, schützend, regu-
lierend, fördernd oder beratend zu wirken. Eine Ausnahme 
macht Italien, wo Rechtsvorschriften für kollektive Beziehun-
gen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern selten sind.

Tarifverträge stellen bei der Regelung von Arbeitsbedingun-
gen zwar die bedeutendste Grundlage dar, ihre Gültigkeit wird 
jedoch durch zwingende und gesetzliche Mindestrechtsvor-
schriften eingegrenzt. Zumeist haben nur Arbeitgeber, Arbeit-
geberorganisationen oder deren Zusammenschlüsse einerseits 
sowie Gewerkschaften und deren Zusammenschlüsse anderer-
seits das Recht, Tarifverträge zu schließen.

Anglo-irisches System: Freiwilligkeit bei Tarifverhandlungen

Im Gegensatz zum Vereinigten Königreich hat Irland eine 
geschriebene Verfassung, die Gleichbehandlung und Koali-
tionsfreiheit vorsieht. Doch sie spielt bei der Gestaltung der Be-
ziehungen zwischen den Sozialpartnern nur eine untergeord-
nete Rolle. Bis Ende der 1970er Jahre verzichtete der Staat im 
anglo-irischen Rechtskreis darauf, in die rein auf Freiwilligkeit 
beruhende Beziehung zwischen den Sozialpartnern einzugrei-
fen und regelte die Rechte und Pflichten aus den Vertragsver-
hältnissen nur äußerst selektiv. In den 1980er Jahren wurden 
im Vereinigten Königreich die Rechtsvorschriften über das 
freiwillige System von Tarifverhandlungen eingeschränkt.

Weder im Vereinigten Königreich noch in Irland existieren 
bisher gesetzlich vorgesehene Gremien für die Arbeitnehmer-
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schaft eines Unternehmens. Schutzvorschriften für Arbeitsbe-
dingungen sind sehr selektiv. Allerdings weiten beide Länder 
zunehmend über Verhaltenskodizes die Beteiligung der Arbeit-
nehmer an Information und Konsultation aus. Mit der Richt-
linie über „Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in 
der Europäischen Gemeinschaft“ vom März 20021 wurden auch 
in diesen Ländern Arbeitnehmerrechte weiter gestärkt und auf 
eine feste rechtliche Grundlage gestellt.

In beiden Ländern betreffen die einschlägigen Gesetze vor allem 
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, die Beschäftigung 
von Kindern, Jugendlichen und Frauen, Entlassungsab!ndun-
gen, bestimmte Fragen im Zusammenhang mit der Organisation 
von Gewerkschaften, das kollektive Vorgehen, Beschäftigungs-
verträge und von EG-Richtlinien erfasste Bereiche.

Der Tarifvertrag ist bei der Festlegung von Löhnen und sons-
tigen Arbeitsbedingungen ein Schlüsselfaktor. Im Vereinigten 
Königreich kommen Unternehmensvereinbarungen oder 
Vereinbarungen nach Berufsgruppen die größte Bedeutung zu, 
während diese in Irland durch landesweite Verträge ergänzt 
werden können.

Nordisches System: Kooperation und Konsens

Die Länder, die in der nordischen Rechtstradition stehen, sind 
durch ein in Jahrzehnten gewachsenes hohes Maß an Sozial-
partnerschaft geprägt, das heißt vor allem durch die Praxis 
von Unternehmenskooperation und Konsens in sozialen und 
arbeitsrechtlichen Fragen. Tarifverträge sind traditionell die 
Eckpfeiler des nordischen Systems.

1 2002/14/EGLexilog-Suchpool
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Da die Arbeitnehmerschaft in den skandinavischen Ländern 
mehrheitlich gewerkschaftlich organisiert ist – in Dänemark, 
Schweden und Finnland beträgt sie auch heute noch rund zwei 
Drittel der Arbeitnehmer – erfassen diese Verträge automatisch 
die überwiegende Zahl der Arbeitnehmer. Allerdings ist der 
Anteil der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer in allen 
drei skandinavischen EU-Ländern inzwischen ebenfalls geringer 
als noch vor einigen Jahren.

Kollektives und individuelles Arbeitsrecht

Dabei muss grundsätzlich in allen europäischen Rechtstra-
ditionen zwischen dem individuellen und dem kollektiven  
Arbeitsrecht unterschieden werden. Die wichtigsten Grund sätze 
der rechtlichen Beziehungen zwischen Gewerkschaften und 
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Arbeitgebern oder deren Verbänden, das sogenannte kollektive 
Arbeitsrecht, werden in branchenübergreifenden Verträgen fest-
gelegt. Sie umfassen Bereiche wie Streiks und Aussperrungen, 
das Recht auf Gewerkschaftszugehörigkeit sowie die Rechte der 
Arbeitgeber hinsichtlich Einstellungen, Entlassungen, Arbeits-
organisation usw. In der Praxis bedeuten diese Rechte, dass die 
Freiheit der Unternehmensleitung lediglich durch gesetzliche 
Regelungen, einschließlich des umgesetzten EG-Rechts, und 
durch Tarifverträge begrenzt wird.

Im Gegensatz zum individuellen Arbeitsrecht, wo ein Arbeits-
vertrag zwischen einem einzelnen Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber individuell geschlossen wird, ist der allgemeinverbindliche 
Kollektivvertrag zwischen Gewerkschaft und Arbeitgeberver-
band für die Vertragsparteien verbindlich. Er gilt in gleicher 
Weise für alle Arbeitnehmer, und zwar unabhängig davon, ob sie 
einer Gewerkschaft angehören.
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Tarifverhandlungen im Vergleich

Ein zentrales Instrument der Arbeitnehmervertretung ist in al-
len Ländern der EU die Tarifverhandlung zwischen Arbeitneh-
mern beziehungsweise Gewerkschaften und Arbeitgebern oder 
deren Vertretungen. Dabei variiert der Anteil der tarifvertrag-
lich gedeckten Arbeitnehmer in der EU sehr stark, und zwar 
von 98 Prozent in Frankreich bis 15 Prozent in Litauen. An der 
Spitze liegen hinter Frankreich Belgien (96 Prozent), Öster-
reich (95 Prozent), Portugal (92 Prozent), Finnland (91 Prozent) 
und Slowenien mit 90 Prozent. Am unteren Rand liegen hin-
ter Bulgarien mit 30 Prozent das Vereinigte Königreich mit 
29 Prozent, Polen mit 25 Prozent und als Schlusslicht Litauen 
mit 15 Prozent. Deutschland be!ndet sich mit 59 Prozent im 
Mittelfeld. Im EU-Durchschnitt sind mehr als sechs von zehn 
Arbeitnehmern (62 Prozent) tarifvertraglich abgedeckt.

Geltungsbereich von Tarifverträgen

In allen Ländern, mit Ausnahme von Deutschland, wo bran-
chenübergreifende Verträge selten sind, gibt es traditionell 
Verhandlungen der Tarifparteien auf allen Ebenen: branchen-
übergreifend, innerhalb einer Branche, eines Unternehmens 
und eines Betriebs. Sektorale Branchenverträge, die in den 
meisten Ländern auch weiterhin die Regel sind, werden im-
mer stärker durch Zusatzabkommen auf niedrigerer Ebene 
überlagert. In Österreich sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ohnehin in der – tariffähigen – Kammer für Arbeiter und An-
gestellte beziehungsweise der Wirtschaftskammer „Pflichtmit-
glieder“. Tarifverträge in Belgien, Frankreich und Luxemburg 
sind allgemein für alle Arbeitnehmer verbindlich.
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Tarifvertragliche Deckungsrate 2013
in % der Arbeitnehmer

  Stand: Juli 2017
  Quelle: Fulton (2013) Arbeitnehmervertretung in Europa. Labour Research  
  Department und ETUI. S. de.worker-participation.eu
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Mindestlöhne in der EU 2017
in Euro pro Monat

i) Dieses Land hat keinen gesetzlich festgelegten Mindestlohn
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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In Deutschland, den Niederlanden, Portugal und Griechenland 
beispielsweise sind sie nur für die betreffenden Organisationen 
und deren Mitglieder, in Italien lediglich für die Arbeitgeber 
verbindlich, was aber de facto Allgemeinverbindlichkeit bedeutet. 
Bevor staatliche Rechtsvorschriften zu den Arbeitsbedingungen 
verabschiedet werden, erfolgt eine Anhörung der Sozialpartner.

In jüngster Zeit ist jedoch europaweit ein Trend zur Dezentrali-
sierung der Tarifverhandlungen festzustellen, der Ausdruck eines 
Wandels im europäischen Arbeitsrecht ist. Dieser Prozess wurde 
durch die Auswirkungen der weltweiten Wirtschaftskrise der ver-
gangenen Jahre beschleunigt.2

Mindestlöhne in der Europäischen Union

Daneben ist eine zweite Entwicklung der vergangenen Jahre im 
europäischen Arbeitsleben zu beobachten: Die Zahl der EU-Mit-
gliedstaaten, in denen ein gesetzlicher Mindestlohn gilt, hat sich 
in den vergangenen Jahren deutlich vergrößert. Lediglich sechs 
Mitgliedsstaaten in der EU haben ihn bislang nicht eingeführt, 
nämlich Dänemark, Finnland, Italien, Österreich, Schweden und 
Zypern.

Dabei sind diese Mindestlohnsätze – teilweise aus Stundenlöh-
nen errechnet – durchaus sehr unterschiedlich und spiegeln die 
wirtschaftliche Situation des jeweiligen Landes wider. EU-weiter 
Spitzenreiter beim Mindestlohn war im Juli 2017 Luxemburg mit 
1.999 Euro monatlich, das Schlusslicht Bulgarien mit 235 Euro. 
Deutschland lag mit 1.498 Euro neben Frankreich (1.480 Euro) 
und dem Vereinigten Königreich (1.396 Euro) im oberen Feld der 
monatlichen Mindestbezüge von Arbeitnehmern.

2 Vgl. dazu im Einzelnen und zu den Tarifverhandlungssystemen:  
de.worker-participation.euLexilog-Suchpool
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12. Kündigung

Gesetze oder Tarifverträge regeln die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses

Eine Kündigung beziehungsweise die Entlassung eines Arbeitneh-
mers aus dem Arbeitsverhältnis ist immer ein bedeutender Ein-
schnitt im Leben eines Menschen. Neben der wirtschaftlichen spielt 
auch die soziale Situation hierbei eine große Rolle. Nicht nur der 
einzelne Arbeitnehmer ist davon betroffen, sondern auch seine Fa-
milie und Freunde, oftmals sein gesamtes Umfeld. Ganze Regionen 
können durch Unternehmensschließungen und Kündigungen ins 
Wanken geraten. Die soziale Abfederung und eine effektive Hilfe 
für die Betroffenen sind in allen EU-Mitgliedsländern die wichtigs-
ten Zielpunkte der sozialen Maßnahmen in diesem Bereich.
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Die Entlassung aus dem Arbeitsverhältnis und der Schutz der 
Arbeitnehmer in diesem Zusammenhang sind in den einzel-
nen Mitgliedstaaten unterschiedlich geregelt. Dies wird beson-
ders an den Bestimmungen für die Beendigung unbefristeter 
Einzelverträge durch den Arbeitgeber (Einzelentlassungen) 
deutlich.

In allen Ländern der EU muss normalerweise für die Beendi-
gung eines unbefristeten Einzelvertrags eine gesetzlich oder in 
Tarifverträgen festgelegte Kündigungsfrist eingehalten werden. 
Auch muss eine Reihe von Verfahrensregeln beachtet werden, 
die sich ebenfalls erheblich voneinander unterscheiden. So 
kann die Kündigungsfrist kürzer ausfallen, wenn die Kündi-
gung vom Arbeitnehmer ausgeht, wie etwa in Deutschland, 
Luxemburg oder Litauen.

In einigen Ländern wird zwischen Arbeitern und Angestellten 
unterschieden; in Frankreich, Portugal und Rumänien gelten 
zudem längere Kündigungsfristen für Führungskräfte. Dem-
gegenüber sieht die gesetzliche Regelung in Schweden eine 
Mindestkündigungsfrist von einem Monat für beide Seiten – 
Arbeitgeber wie Arbeitnehmer – vor. Auch die Beschäftigungs-
dauer spielt eine wichtige Rolle.

Kündigungsschutz besteht durchweg für bestimmte Perso-
nengruppen, unter anderem für Schwangere und Frauen im 
Mutterschutz, Arbeitnehmer im Elternurlaub, Menschen mit 
Behinderungen sowie für Arbeitnehmervertreter (Betriebsräte 
oder Gewerkschaftsvertreter). Da dies ausnahmslos gilt, wird in 
der Datenbank nicht mehr darauf Bezug genommen.
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Anhörung der Arbeitnehmervertreter

In den meisten Mitgliedstaaten müssen vor der Kündigung – 
entweder aufgrund gesetzlicher oder tarifvertraglicher Rege-
lungen – Arbeitnehmervertreter gehört werden, in Deutschland 
und Österreich der Betriebsrat, sonst ist die Kündigung unwirk-
sam.

Vor geplanten Massenentlassungen ist eine solche Informa-
tions- und Konsultationspflicht bereits 1975 in das europäische 
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Gemeinschaftsrecht eingeführt worden. Eine entsprechende, 
1992 modi!zierte Richtlinie1 hat mittelbar auch positive Aus-
wirkungen auf die Anhörungsrechte des Arbeitnehmers bei 
Einzelentlassungen.

Zumeist sind auch Entlassungsab!ndungen vorgesehen, außer 
im Falle von gerechtfertigten verhaltensbedingten Kündigun-
gen. Ab!ndungen variieren in der Regel nach der Länge der 
Beschäftigungsdauer und dem Arbeitnehmerstatus. In Malta 
muss bei vorzeitiger Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses der Arbeitnehmer eine Entschädigung an den Arbeitge-
ber zahlen. Auch in Schweden kann der Arbeitnehmer zu einer 
Zahlung an den Arbeitgeber verpflichtet sein.

Sanktionen im Falle rechtswidriger Kündigungen sind die 
zwangsweise Wiedereinstellung des Arbeitnehmers, die Un-
wirksamkeit der Kündigung oder die Ab!ndung, wobei Letztere  
überwiegt. Auch hierbei sind die rechtlichen Bestimmungen 
und die praktische Handhabe in den einzelnen Ländern recht 
unterschiedlich. Dies trifft auch auf die zehn EU-Länder, die 
2004 beigetreten sind, sowie auf Bulgarien zu, deren Bestim-
mungen in den Kernbereichen den gesetzlichen oder tarifver-
traglich vereinbarten Regeln der EU-15 gefolgt sind.

1 Vgl. RL 92/56/EWG
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13. Mitbestimmung

Arbeitnehmer haben ein Mitspracherecht

Beim Thema Mitbestimmung hat Europa eine lange Tradition, 
auch wenn diese in den Mitgliedsländern recht unterschiedlich 
ist. So betreffen die Rechte der Arbeitnehmer auf Information, 
Anhörung und Mitbestimmung die Betriebs- und Unternehmens-
ebene wie auch die verschiedenen Organe der Unternehmen. 
Auch hier sind Traditionen und Funktionsweisen in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten verschieden. Das gilt besonders für die 
Arbeitnehmervertretung in Europa.
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Eine erste Angleichung innerhalb der EU-Länder ist im 
Herbst 1994 mit einer Richtlinie über die Einrichtung Euro-
päischer Betriebsräte gelungen1. So wurde dann 2001 die 
Stellung von länderübergreifenden Betriebsräten in europä-
ischen Gesellschaften (Societé Européenne, SE) präzisiert.2 
2009 schließlich ist es gelungen, Maßnahmen zu verankern, 
die die Wirksamkeit des Rechts auf eine länderübergreifende 
Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer sicherstellen 
und die Bildung neuer Europäischer Betriebsräte fördern.3 

Der hohe Standard der deutschen Beteiligungs- und Mitbe-
stimmungsregeln war lange Zeit Thema intensiver Diskussi-
onen, wenn es um die europaweite Konvergenz der Beteili-
gungs- und Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer ging. 
Einer der Gründe dafür war der geringe Bekanntheitsgrad der 
Vorteile kooperativer Führungsstrukturen.

Die lange Mitbestimmungstradition in Deutschland, aber auch 
in unterschiedlicher Ausprägung in Österreich, den BeNeLux-
Staaten und den skandinavischen Ländern, hat sich mit ihrem 
Kooperationsgedanken in Zeiten von Umstrukturierungen 
und Globalisierung der Wirtschaft bewährt und wird bei 
uns als Standortvorteil angesehen. Auch wenn dieser Aspekt 
inzwischen durchweg bekannt ist, geht eine Reihe von Mit-
gliedstaaten mit anderer Unternehmenskultur andere Wege. 
Aber auch sie haben sich an der europäischen Konsens!ndung 
beteiligt und nach vielen Jahren der Stagnation eine Stärkung 
der Arbeitnehmerrechte in der Europäischen Union möglich 
gemacht.

1 Vgl. RL 49/95/EG
2 Vgl. VO 2157/2001/EG und 2001/86/EG
3 Vgl. RL 2009/38/EG
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Deutschland und die anderen Mitgliedstaaten mit hohen Mit-
bestimmungsstandards konnten in jahrelangen Beratungen 
über die besonders umstrittene Arbeitnehmerbeteiligung in 
der Europäischen Aktiengesellschaft erreichen, dass im Ver-
handlungswege bestehende Mitbestimmungsrechte gesichert 
werden können.

Unterschiedliche Mitbestimmungspraktiken

In der Europäisierung der Betriebs- und Unternehmensverfas-
sung liegt eine neue Chance für die Beteiligung der Arbeitneh-
mer. Dies kommt auch dem Wirtschaftsstandort Europa zugu-
te. Mit den inzwischen zum Thema Unterrichtung, Anhörung 
und Mitbestimmung verabschiedeten Richtlinien kann sich 
das Erfolgsmodell Mitbestimmung zu einer grenzüberschrei-
tenden Unternehmenskultur entwickeln und seine Leistungs-
fähigkeit europaweit unter Beweis stellen.
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Die auch in Deutschland in Gang gekommenen Diskussionen 
über Reformen der Mitbestimmung haben das Ziel, die be-
währten Instrumente der Beteiligung der Arbeitnehmer auch 
im Zuge der Globalisierung zukunftsfähig zu erhalten. In der 
Datenbank sind die wichtigsten Regelungen oder Praktiken 
in den einzelnen Ländern – soweit dies angesichts der unter-
schiedlichen arbeits- und gesellschaftsrechtlichen Grundlagen, 
aber auch der andersartigen Organisationsstrukturen der Ar-
beitnehmervertretungen in den einzelnen Ländern überhaupt 
möglich ist – einander gegenübergestellt.

Dabei ist bemerkenswert, dass in fast allen neuen EU-Mit-
gliedstaaten gesetzliche Regelungen über die innerbetriebliche 
Beteiligung der Arbeitnehmer teilweise durch Gewerkschafts-
vertretungen, teilweise durch Betriebsräte oder Kooperations-
modelle zwischen beiden Vertretungsformen mit oft bedeu-
tenden Mitentscheidungsbefugnissen bestehen.

Innerbetriebliche Beteiligung: Drei Grundtypen

Zum Verständnis der Übersicht ist anzumerken, dass bei der 
innerbetrieblichen Beteiligung der Arbeitnehmer drei Grund-
typen unterschieden werden, die jedoch keineswegs nur in 
reiner Form vorkommen:

• Reine Arbeitnehmervertretungen, die von allen Arbeitneh-
mern gewählt werden.

• Gemischte Arbeitnehmervertretungen, denen neben den 
von allen Arbeitnehmern gewählten Belegschaftsvertretern 
auch der Arbeitgeber oder seine Stellvertreter angehören.
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• Gewerkschaftliche Vertretungen im Betrieb oder Unter-
nehmen mit Doppelfunktion: Interessenvertretung für die 
Gewerkschaft und ihre Mitglieder wie auch für alle Be-
schäftigten des Betriebs.

Zur Unternehmensmitbestimmung, das heißt der Beteiligung 
der Arbeitnehmer an den Entscheidungen der Unternehmens-
organe, ist zu beachten, dass weder die Rechtsformen der Un-
ternehmen noch ihre Organe in den einzelnen Ländern ohne 
Weiteres vergleichbar sind.

Zu unterscheiden sind vor allem zwei Arten von Entscheidungs-
organen der Unternehmen: das in den meisten Mitgliedstaaten 
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praktizierte „monistische“ System, in dem es nur ein einziges 
Leitungsorgan (Vorstand) gibt, und das „dualistische“ System, in 
dem neben dem Leitungsorgan noch ein Überwachungsorgan 
(Aufsichtsrat) fungiert.

Dieses, in der EU-15 bis dato auf Deutschland, die Niederlande 
und Österreich beschränkte, System hat sich in den Reformen 
nach 1989 auch in Polen, der Slowakei, Slowenien, Tschechien 
und Ungarn durchgesetzt; meist mit einer 1/3-Beteiligung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten. In Slowenien stellen die Ar-
beitnehmervertreter in Unternehmen mit Aufsichtsrat und Vor-
stand und mindestens 500 Beschäftigten zwischen 1/3 und der 
Hälfte der Aufsichtsräte. Ab 500 Mitarbeitern (früher ab 1.000) hat 
der Betriebsrat zudem das Vorschlagsrecht für den Arbeitsdirek-
tor. In Bulgarien entscheiden gewählte Arbeitnehmervertreter in 
bestimmten Fällen mit; Arbeitnehmer haben das Recht, bei der 
Aktionärshauptversammlung gehört zu werden. Rumänien 
hat zwar keine gesetzliche Unternehmensmitbestimmung, 
Gewerkschaften können aber zu Sitzungen des Leitungsor-
gans eingeladen werden, um spezi!sche Fragen zu erörtern.4

4 Zur vertiefenden Information siehe: Altmeyer 2005, Casale 2002, Höpner 
2004, Neubauer 2008, Niedenhoff 2005, Rudolf 2006, Pichot 2001
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14. Arbeitsstreitigkeiten

Das Verfahren bei Arbeitskon!ikten ist gesetzlich  
geregelt

Bei Interessenskon!ikten zwischen Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern kommt es darauf an, die beiden Parteien möglichst rasch 
in einen Dialog zu bringen und eine für beide Seiten akzeptable 
Lösung zu suchen. In diesem Zusammenhang kommt dem Recht 
auf Streik und gegebenenfalls auf Aussperrung eine zentrale 
Bedeutung zu.
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Grundsätzlich wird im Arbeitsrecht der meisten EU-Mitglieds-
länder zwischen kollektiven Interessenskonflikten und Rechts-
konflikten unterschieden. In Irland und dem Vereinigten König-
reich wird diese Unterscheidung nicht getroffen. In Portugal 
enthalten die Rechtsvorschriften verschiedene Verfahren zur 
Beilegung dieser zwei grundlegenden Arten von Konflikten. In 
Dänemark ist ein Rechtskonflikt hingegen nicht durch Arbeits-
kämpfe lösbar, sondern muss in einem zweistu!gen Verfahren 
beigelegt werden: Schiedsverfahren für Arbeitskonflikte und 
Arbeitsgerichtsverfahren.

Bei der Mehrheit der Länder werden Meinungsverschiedenhei-
ten bei der Auslegung von Tarifverträgen durch einen Schieds-
spruch beigelegt, während Konflikte im Zusammenhang mit 
einem mutmaßlichen Bruch des Tarifvertrags, beispielsweise 
wegen Durchfüh rung von Streiks und dadurch Verletzung der 
Friedenspflicht, vor dem Arbeitsgericht verhandelt werden. In 
der Bundesrepublik Deutschland haben die Arbeitsgerichte die 
alleinige Zuständigkeit für alle Rechtsstreitigkeiten zwischen 
den Tarifvertragsparteien oder zwischen ihnen und Dritten.
 
Schlichtung und Schiedsverfahren

Im Allgemeinen wird zwischen Vermittlung und Schlichtung 
auf der einen und Schiedsverfahren auf der anderen Seite 
unterschieden. Vermittlung und Schlichtung gehen auf den 
schuldrechtlichen Teil des Tarifvertrags zurück, der die Rechts-
grundlage für diese Verfahren bildet und es den Parteien  
ermöglicht, ihre gegenseitigen Beziehungen, Rechte und  
Pflichten festzulegen. In einer Reihe von Ländern steht die 
Friedenspflicht damit in engem Zusammenhang.
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Vermittlungs- und Schlichtungsverfahren werden zumeist von 
den Parteien selbst bestimmt, was bedeutet, dass in erster Linie 
diese im Konfliktfall Lösungen !nden müssen. Zwar gibt es 
staatliche Vermittlungs- und Schlichtungsstellen (außer in den 
Niederlanden) in allen Mitgliedstaaten, doch spielen sie in den 
meisten Fällen eine untergeordnete Rolle. Ihre Aufgabe ist es, 
die Parteien zusammenzubringen, damit sie eine Vereinbarung 
treffen können, die im Allgemeinen wie ein Tarifvertrag wirkt.

Schiedsverfahren sind bei bestimmten Voraussetzungen bezie-
hungsweise Streitigkeiten in vielen Ländern zwingend vorge-
schrieben. Dass Gerichte bei Arbeitsstreitigkeiten tätig werden, 
ist vor allem ein wichtiges Merkmal in Dänemark, Deutsch-
land, Griechenland, dem Vereinigten Königreich, Irland, den 
Niederlanden und Portugal.

Die in aller Regel friedliche Beilegung von Arbeitsstreitigkeiten 
ist ein besonderes Markenzeichen der skandinavischen Länder 
und Österreichs mit jeweils stark ausgeprägter betrieblicher 
und gesellschaftlicher Kooperations- und Konsenskultur. Bei 
einer hohen tarifvertraglichen Deckungsrate der Arbeitneh-
mer in Dänemark (80 Prozent), Finnland (91 Prozent) und 
Schweden (88 Prozent) spielen in Tarifverträgen ausgehandelte 
Schlichtungsregeln vor allem in Dänemark und Schweden 
eine entscheidende Rolle und verhindern üblicherweise be-
reits im Vorfeld drohende Streitigkeiten.

Ein in der EU einzigartiges System von „Sozialpartnerschaft“ 
hat Österreich nach 1945 mit großem Erfolg entwickelt. Auch 
wenn der gewerkschaftliche Organisationsgrad mit rund 
28 Prozent (2011) deutlich niedriger liegt als in Skandinavien, 
sind durch die Pflichtmitgliedschaft von Arbeitnehmern und 
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Arbeitgebern in den tariffähigen Kammern – Bundeskammer 
für Arbeiter und Angestellte (Arbeiterkammer) beziehungswei-
se Wirtschaftskammer – beide Organisationen die ausschlag-
gebenden Akteure der auf Konsens angelegten Sozialpartner-
schaft. Arbeitskämpfe sind in Österreich nahezu unbekannt. 
Die vom Österreichischen Gewerkschaftsbund (ÖGB) im 
Frühjahr 2003 ausgerufenen Streiks gegen die Rentenreform 
der Regierungskoalition bestätigen nur die Regel.

Streiks und Aussperrungen

Das Streikrecht ist ausdrücklich in den Verfassungen von 
Frankreich, Griechenland, Italien, Portugal und Spanien an-
erkannt. Dieses Recht besteht auch in Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Irland, Luxemburg, den Niederlanden, der  
Slowakei, Tschechien, Ungarn, Slowenien und Kroatien, wenn 
auch nicht immer explizit in der Verfassung oder gesetzlich 
verankert, sondern oft durch die jahrelange Rechtsprechung 
im Arbeitsrecht entwickelt. Im Vereinigten Königreich gilt 
Streikfreiheit. Dort und in Irland werden Streikaktionen durch 
bestimmte gesetzlich festgelegte Befreiungen geschützt. Streik 
und Aussperrung sind in Österreich grundsätzlich als rechts-
widrig zu betrachten, da sie in den meisten Fällen einen Bruch 
des Arbeitsvertrags darstellen.

In den meisten Ländern haben die Arbeitnehmer, die ihre In-
teressen kollektiv organisieren, das Recht auf Streik, während 
dies für Einzelaktionen in der Regel nicht gilt. In Deutschland, 
Griechenland und Portugal haben die Gewerkschaften das 
Recht zu streiken. In Portugal steht Gruppen von Arbeitneh-
mern dieses Recht zu, wenn Gewerkschaften fehlen. Im Üb-
rigen ist das Streikrecht auch in der EU-Grundrechtecharta 
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(siehe Teil I, Kapitel 2: „Die Grundrechtecharta“) als fundamen-
tales Recht der Arbeitnehmer anerkannt.

Dass es die Freiheit oder das Recht auf Streik gibt, bedeutet 
jedoch nicht, dass alle Formen von Streiks akzeptiert werden. 
In allen Ländern (unter bestimmten Voraussetzungen gilt dies 
mit Ausnahme von Italien) gelten politische Streiks gegen 
Maßnahmen der Regierung als illegal oder sind nicht de!niert.

Sozio-politische Streiks

Sozio-politische Streiks zur Unterstützung von Arbeitnehmer-
interessen sind in Griechenland, Frankreich, Italien, Portugal 
und Spanien zulässig. Andere Maßnahmen, die häu!g als 
illegal gelten, sind Bummelstreiks, Sit-ins, Betriebsbesetzungen 
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usw. Sympathiestreiks gelten in der Mehrzahl der Fälle zumin-
dest dann als legal, wenn die Interessen der Teilnehmer des 
Sympathiestreiks mit denen der eigentlich Streikenden zu-
sammenhängen und der Hauptarbeitskampf rechtmäßig ist. In 
einer Reihe von Ländern müssen Ziele und Mittel zur Durch-
setzung dieser Interessen angemessen miteinander verknüpft 
sein.

In vielen Ländern – beispielsweise Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Portugal, Slowenien und Ungarn – müssen we-
sentliche Dienstleistungen und Versorgungsdienste unter allen 
Umständen aufrechterhalten werden, um eine Mindestversor-
gung zu sichern. Teilweise gilt für bestimmte Berufsgruppen 
wie Richter und Rettungskräfte sogar ein Streikverbot.

Aussperrungen genießen generell nicht den gleichen Schutz, 
wie er für das Streikrecht beziehungsweise die Streikfreiheit in 
den einzelnen Ländern gilt, obwohl sie in den meisten EU-Län-
dern, wenn auch unüblich, in der Regel rechtmäßig sind.
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Armut bekämpfen

Hilfen zur Überwindung sozialer Notlagen

Die Systeme der sozialen Sicherheit sind in den EU-Mitglied-
staaten weitgehend ausgebaut und gesetzlich verankert worden. 
Dennoch fallen nicht nur in den ärmeren Ländern Europas, son-
dern auch in den wohlhabenden Staaten Menschen durch die 
Maschen des sozialen Netzes. In fast allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union können Menschen, die von Armut und so-
zialer Ausgrenzung bedroht oder aktuell betroffen sind, jedoch 
auf eine Mindestsicherung in sozialen Notlagen setzen.

Armutsrisiken können sehr vielfältig sein und trotz der sozia-
len Sicherungssysteme in den Mitgliedsländern fast jedermann 
überall treffen. Sie liegen beispielsweise an der Erwerbssituation, 
insbesondere in Arbeitslosigkeit beziehungsweise Langzeit-
arbeitslosigkeit, aber ebenso am Bildungsstatus, etwa in feh-
lenden oder unzureichenden Quali!kationen, oder an der 
Familiensituation, etwa bei Alleinerziehenden, aber auch an 
mangelnden Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf.

Genauso können gesundheitliche oder wirtschaft liche Faktoren 
dazu führen, dass ein Mensch in eine soziale Notlage gerät und 
auf die Hilfe der Gemeinschaft angewiesen ist.

Gerade die vergangenen Jahre haben in Europa jedem vor Augen 
geführt, wie schnell ein Einzelner oder eine ganze gesellschaft-
liche Gruppe in eine soziale Notlage geraten kann. Die Euro-
krise – und zwar nicht nur in den Ländern Südeuropas – aber 
auch die Finanzkrise Griechenlands im Besonderen, haben dies 
verdeutlicht. Hier kam und kommt es auf die Gemeinschaft 

Lexilog-Suchpool



257Armut bekämpfen

an, besonders auf die Gemeinschaft der EU-Staaten, rasch und 
unbürokratisch zu helfen.

Es ist einer der ältesten Grundsätze der menschlichen Gesell-
schaft, diejenigen, die sich nicht aus eigener Kraft helfen kön-
nen, bei der Überwindung ihrer Notlage zu unterstützen und 
ihre Existenz zu sichern. Dies ist der Ursprung der unterschiedli-
chen Systeme der Mindestsicherung, wie sie die große Mehrzahl 
der EU-Mitgliedstaaten für ihre Bürger geschaffen hat.
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Im Grundgesetz verankert

So schreibt in Deutschland der Artikel 20 Absatz 1 des Grund-
gesetzes das verfassungsrechtlich garantierte Sozialstaatsprin-
zip der Bundesrepublik fest: „Die Bundesrepublik Deutschland 
ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“ Hieraus er-
gibt sich die Verpflichtung des Staates, einen Mindeststandard 
des menschenwürdigen Daseins für alle seine Bürger sicherzu-
stellen. Das Sozialhilferecht de!niert diesen Mindeststandard 
in jedem Land so, dass sich daraus konkrete und einklagbare 
Leistungsansprüche bedürftiger Personen herleiten lassen.

Das Leitprinzip des menschenwürdigen Daseins wird im 
Sozial gesetzbuch der Bundesrepublik1 programmatisch ge-
nannt: „Aufgabe der Sozialhilfe ist es, den Leistungsberechtig-
ten die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der Würde 
des Menschen entspricht.“

Fast alle EU-Mitgliedstaaten haben Vorkehrungen dafür ge-
troffen, dass auch jene Bürger, die von den vorgelagerten 
sozialen Schutzsystemen nicht erfasst oder nur unzureichend 
versorgt werden, in sozialen Notlagen ein Mindesteinkommen 
erhalten, das ihr Existenzminimum sichert.

Dies gilt im Wesentlichen ebenfalls für die neuen Länder, die 
im Zuge der Osterweiterungen 2004 und 2007 hinzukamen, 
sowie für das 2013 beigetretene Kroatien. Allerdings bleiben 
die Leistungen der zuletzt beigetretenen Länder zum Teil noch 
deutlich hinter denen zurück, die in den anderen Mitgliedstaa-
ten erbracht werden.

1 SGB XII § 1 Satz 1
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Europäischer Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten 
Personen (EHAP)

Von Armut betroffene Zuwanderer aus dem EU-Ausland nehmen 
Hilfsangebote häu!g aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse, 
fehlender oder geringer schulischer beziehungsweise beruflicher 
Quali!kation, Unkenntnis oder Scham nicht in Anspruch. Durch 
die Notlage der Eltern können auch ihre Kinder nicht von den 
verschiedenen Bildungs- und Hilfsangeboten pro!tieren.

In dieser Situation hilft der Europäische Hilfsfonds für die am 
stärksten benachteiligten Personen (EHAP). Er hat die Aufgabe, 
zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung als einem 
Kernziel der Europa-2020-Strategie beizutragen. Der Fonds ist 
erstmalig für die Förderperiode 2014 bis 2020 eingerichtet wor-
den.

Ziel des EHAP ist es, den von sozialer Ausgrenzung bedrohten 
Menschen bei der Eingliederung in die Gesellschaft zu helfen und 
den sozialen Zusammenhalt zu fördern. Aus Mitteln des EHAP 
werden somit Menschen unterstützt, die unter Armut leiden und 
keinen oder nur unzureichenden Zugang zu den Beratungs- und 
Unterstützungsangeboten des regulären Hilfesystems haben. Die 
Angebote richten sich vor allem an besonders benachteiligte neu 
zugewanderte EU-Bürger und deren Kinder.

Der EHAP ist ein wichtiges Instrument, um betroffene Kommu-
nen dabei zu unterstützen, die Herausforderungen besser be-
wältigen zu können, die mit der wachsenden Zuwanderung von 
Bürgern aus anderen EU-Staaten verbunden sind. Eine weitere 
Zielgruppe sind Wohnungslose und von Wohnungslosigkeit 
bedrohte Personen. Sie sind schon länger von dem Problem 
betroffen, dass sie keinen oder nicht ausreichenden Zugang zum 
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regulären Hilfesystem haben und oft neben der Wohnungs-
problematik weitere Belastungen wie etwa Krankheit zu tragen 
haben.

Wie hilft der EHAP?
 
Der EHAP erfüllt eine „Brückenfunktion“ zwischen den ge-
nannten Personengruppen und bereits bestehenden Beratungs- 
und Unterstützungsangeboten im regulären Hilfesystem. Aus 
EHAP-Mitteln werden zum Beispiel in Deutschland zusätzliche 
Personalstellen gefördert, insbesondere Mitarbeiter für Bera-
tungsstellen vor Ort oder Sozialarbeiter, die direkt zu den Men-
schen gehen, die von den institutionellen Beratungsstellen nicht 
erreicht werden.

Sogenannte niedrigschwellige Angebote, die also leicht zu-
gänglich sind, sollen die Menschen erreichen, die reguläre 
Angebote aus Angst, Scham oder Unkenntnis nicht nutzen. Sie 
sollen bestehende Strukturen ergänzen und in ihrer Wirkung 
verstärken. Ziel ist es, den Betroffenen je nach ihrem individu-
ellen Bedarf dabei zu helfen, Zugang zu bestehenden Angebo-
ten zu !nden wie etwa zu Sprachkursen oder medizinischer 
Beratung. Kinder von EU-Zugewanderten sollen an bestehende 
Angebote der frühen Bildung und der sozialen Betreuung 
herangeführt werden wie Kindertagesstätten oder andere vor-
schulische Angebote oder an Freizeitangebote.

Der EHAP will so bei den ersten Schritten aus Armut und so-
zialer Ausgrenzung helfen. Wenn die grundlegendsten Bedürf-
nisse befriedigt sind, haben die unterstützten Menschen eine 
Chance auf einen Arbeitsplatz oder die Teilnahme an einem 
Ausbildungskurs, der beispielsweise durch den Europäischen 
Sozialfonds (ESF) gefördert wird.
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15. Soziale Notlagen

Die Mindestsicherung soll Armut und Ausgrenzung 
verhindern helfen

Wenn ein Mensch durch die Maschen des sozialen Netzes fällt, so 
soll er von der Gemeinschaft aufgefangen und unterstützt wer-
den. Wie in den sozialen Sicherungssystemen überhaupt, sind die 
einzelnen Regelungen im Bereich der sozialen Notlagen zwar in 
den Mitgliedsländern der Europäischen Union unterschiedlich, 
aber der soziale Gedanke verbindet gleichzeitig die Menschen Eu-
ropas. Dies kommt, bei allen Unterschieden, gerade bei der Hilfe 
in sozialen Notlagen zum Ausdruck.
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Die Europäische Union ist neben einer Wirtschaftsgemein-
schaft vor allem auch eine Wertegemeinschaft. Dazu gehört 
das Ziel, dass die Menschen in den Mitgliedstaaten in Frieden, 
Wohlstand und sozialer Sicherheit leben können. An der Ver-
wirklichung dieses Zieles muss in einem permanenten Prozess 
gearbeitet werden. Dass es noch ein zum Teil deutliches Wohl-
standsgefälle gibt, hat sich auch bei der sogenannten Osterwei-
terung gezeigt. Hier liegt eine der wichtigen Zukunftsaufgaben.

Was ist Armut?

Zurzeit werden unterschiedliche Begriffe dafür verwendet, was unter 

Armut zu verstehen ist. Ein anschauliches Verfahren definiert Armut 

als die Quote der von erheblicher materieller Entbehrung betroffenen 

Menschen. Erhebliche materielle Entbehrung bedeutet die unfrei-

willige Unfähigkeit, für mindestens vier der nachfolgend genannten 

Ausgaben aufkommen zu können: Hypotheken- oder Mietschulden 

oder Rechnungen für Versorgungsleistungen; angemessene Behei-

zung der Wohnung; unerwartete Ausgaben; regelmäßige !eisch- oder 

eiweißhaltige Mahlzeiten; Urlaubsreisen; Fernseher; Kühlschrank; 

Auto; Telefon.

Betrachtet man die 28 EU-Mitgliedstaaten unter dem Aspekt 
der erheblichen materiellen Entbehrung (siehe Kasten „Was ist 
Armut?“), sind 2014 in Bulgarien 33,1 Prozent der Menschen 
hiervon betroffen. Nach EU-Berechnungen sind es in Rumä-
nien 25,9 Prozent, in Ungarn 24 Prozent der Bevölkerung. In 
Schweden sind es am anderen Ende der Skala 0,7 Prozent, in 
Luxemburg 1,4 Prozent und in Finnland 2,8 Prozent. Deutsch-
land liegt mit 5 Prozent der Bevölkerung deutlich unter dem 
EU-28-Durchschnitt von 8,9 Prozent.
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Rechtsanspruch auf Mindesteinkommen

In 27 Ländern sind entsprechende gesetzliche Regelungen 
geschaffen worden. Nur in Griechenland existiert keine sozia-
le Mindestsicherung. Jedoch hat die Regierung das Programm 
„Soziales Solidaritätseinkommen“ auf den Weg gebracht. Es soll 
Haushalten helfen, die aus anderen Maßnahmen nicht genug 
Unterstützung erhalten. Erprobt wurde das Programm zunächst 
in 13 Pilotgemeinden. Seit Februar 2017 läuft das Programm im 
ganzen Land als garantiertes Mindesteinkommen für Haushalte, 
die von extremer Armut betroffen sind. 

In Italien, Finnland, Österreich und teilweise auch Spanien 
werden regional unterschiedliche Hilfen gewährt, wobei die 
Gesetzgebungskompetenz in Finnland auf nationaler Ebe-
ne, in Österreich bei den neun Bundesländern und in Italien 
ganz, in Spanien teilweise bei den (autonomen) Regionen 
liegt. In Spanien sind die Arbeitslosenhilfe und die Mindestleis-
tung für im Ausland wohnende Spanier und Rückkehrer zentral 
organisiert, die beitragsunabhängige Alters-und Invalidenren-
te verwalten hingegen die Regionen. In Deutschland sind auf 
der Grundlage einheitlicher bundesgesetzlicher Regelungen 
in erster Linie die Landkreise und kreisfreien Städte Träger der 
Sozialhilfe.

Entsprechend der deutschen Sozialhilfe besteht in allen Ländern 
mit gesetzlichen Systemen der Mindestsicherung für die Betrof-
fenen ein Rechtsanspruch auf Leistungen. Zu diesen Leistungen, 
so unterschiedlich sie im Einzelnen auch sein mögen, gehört in 
fast allen Ländern, dass die Empfänger von Sozialhilfe voll gegen 
das Risiko Krankheit abgesichert sind.
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Gemeinsam ist allen Systemen, dass ihre Leistungen beitragsun-
abhängig sind und von der öffentlichen Hand, also steuer!nan-
ziert, erbracht werden. Eine Ausnahme ist Malta, wo die Global-
beiträge zur Sozialversicherung auch die Kosten der Sozialhilfe 
abdecken.

Große Bandbreite bei Leistungshöhe

Die Hilfeleistungen in sozialen Notlagen – ob sie nun „Min-
destsicherung“, „Integrationseinkommen“ oder, wie in 
Deutschland, „Hilfe zum Lebensunterhalt“ oder „Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende“ heißen – werden, solange die Bedin-
gungen erfüllt sind, praktisch zeitlich unbeschränkt gewährt. 
Im Allgemeinen funktionieren sie nach dem sogenannten Dif-
ferenzialprinzip: Bei gegebenen anderen Leistungen, aber auch 
bei vorhandenem Einkommen oder Vermögen, gleichen die 
Leistungen lediglich die Differenz zu gesetzlich festgelegten, 
ein menschenwürdiges Minimum sichernden, Beträgen aus.
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Die Höhe der Beträge in den verschiedenen EU-Mitgliedstaa-
ten variiert stark und ist abhängig von Faktoren wie Famili-
enverhältnis, Alter, bestehender Behinderung oder Erwerbs-
minderung der Betroffenen. Zur Grundsicherung kommen in 
vielen Fällen noch Wohngeld und ein Energiekostenzuschuss 
hinzu. Dänemark, Luxemburg und Spanien besteuern Geld-
leistungen für soziale Notlagen; in Luxemburg und Dänemark 
werden zusätzlich Sozialabgaben fällig.

Zunehmende Stärkung der Selbsthilfe

Durchweg gilt, was auch Maßstab in Deutschland ist: Sozialhilfe 
ist kein Almosen für die betroffenen Menschen, sondern eine 
gesetzlich verankerte Unterstützung für ein menschenwürdiges 
Dasein in einer sozialen Notlage. Sie soll die Betroffenen aber – 
und das ist der zweite zentrale Ansatz – auch in die Lage verset-
zen, ihr Leben möglichst bald wieder aus eigener Kraft zu gestal-
ten. Deshalb haben Regelungen zur Stärkung und Förderung der 
Selbsthilfe besondere Bedeutung. So wird die Mindestsicherung 
EU-weit über die Armutsbekämpfung hinaus immer stärker als 
Instrument der sozialen Integration verstanden.

Die meisten Mitgliedstaaten bemühen sich, das „principle of 
less eligibility“ nicht zu verletzen: Der Lebensstandard von 
geringverdienenden Erwerbstätigen sollte immer über dem von 
Leistungsempfängern liegen. Dies senkt den Anreiz, sich aus-
schließlich auf Sozialunterstützung zu verlassen. Den Einzelnen 
aus der Abhängigkeit von staatlichen Leistungen zu befreien 
und ihm die Chance eigenverantwortlicher Lebensgestaltung 
zurückzugeben, hat Priorität. Voraussetzung für den Empfang 
der Mindestsicherung ist darum immer die aktive Suche nach 
einer Arbeit.
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Umfassende Reformen

Von diesem Ziel ist das Konzept der Sozialhilfe und der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende traditionell vor allem in den skan-
dinavischen und den BeNeLux-Ländern geprägt. Hier stehen 
nach dem Prinzip „fördern und fordern“ umfangreiche Inte-
grationsangebote zur Verfügung, andererseits werden aber auch 
hohe Anforderungen an die Bereitschaft des Einzelnen gestellt, 
aktiv an der Verbesserung seiner Situation mitzuwirken. Dies 
schließt vielfach die Verpflichtung zur Annahme von (zumutba-
ren) Arbeits- beziehungsweise Quali!zierungsangeboten ein.

Viele Länder haben in den vergangenen Jahren ihre Sozialhilfe-
systeme mit ähnlicher Ausrichtung umfassend reformiert. Das 
Grundprinzip lautet dabei: Wer noch arbeiten kann, wird stärker 
gefordert. In Dänemark herrscht beispielsweise das Prinzip der 
„Flexicurity“ (Flexibilität und Sicherheit). Im Gegenzug für den 
quasi nicht vorhandenen Kündigungsschutz liegen zwar sowohl 
die Grundsicherung für Arbeitsuchende als auch die Sozialhilfe 
auf einem hohen Niveau. Zugleich müssen die leistungsbe-
rechtigten Personen aber aktiv an der Verbesserung ihrer Lage 
mitarbeiten.

Auch in Frankreich ist der Name Programm: Seit 2009 gibt es 
hier das „Aktive Solidaritätseinkommen“ mit dem Ziel, durch 
neue Anreize mehr Erwerbslose in Jobs zu bringen. In den Nie-
derlanden heißt die rechtliche Grundlage „Wet Werk en Inko-
men“ – Gesetz für Arbeit und Einkommen. Wer zum Beispiel 

Mehr Informationen über die Grundsicherung für Arbeitsuchende 

(Arbeitslosengeld II) und den deutschen Weg der Sozialhilfereform 

gibt es auf der Internetseite des Bundesministeriums für Arbeit und 

Soziales (BMAS): www.bmas.bund.de
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als Jugendlicher staatliche Unterstützung will, muss dafür an 
einer Bildungsmaßnahme teilnehmen. Österreich hat 2010 sein 
Sozialhilfesystem reformiert. Die „bedarfsorientierte Mindest-
sicherung“ ersetzt die vorherige Sozialhilfe. Dabei stehen zwei 
Ziele im Vordergrund: Vor Armut schützen, aber zugleich die 
Rückkehr ins Arbeitsleben fördern.

Diesen Weg ist auch Deutschland mit der Reform der Arbeits-
losen- und Sozialhilfe gegangen: Mit Inkrafttreten des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch SGB II im Jahr 2005 ist die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende (Arbeitslosengeld II) an die Stelle der 
früheren Arbeitslosen- und Sozialhilfe für Erwerbsfähige getre-
ten. Dieses Gesetz wurde zuletzt 2016  geändert, unter anderem 
wird nun auch die Eingliederung in Ausbildung herausgehoben.

Es erhalten in der Bundesrepublik alle erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld 
nach SGB III haben, Zugang zu den gleichen Integrationsange-
boten und den gleichen Leistungen nach denselben Regeln.

Weiterhin Sozialhilfe beziehen können bedürftige Nichter-
werbsfähige sowie bedürftige Personen über 65 Jahre, das heißt 
insbesondere Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung nach SGB XII.

Dauerhaftes Fundament für die Zukunft

Europa mit seinen heute 28 Mitgliedsländern hat ein komplex-
es und keinesfalls einheitliches System der sozialen Siche rung. 
Das zeigen auch die Leistungen bei sozialen Notlagen der Bür-
ger deutlich. Aber die Europäische Union ist auch eine Union 
aus Staaten unterschiedlicher Herkunft. Die Länder Europas 
haben nicht nur unterschiedliche politische Systeme, sondern 
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jedes sein ganz eigenes geschichtliches, geogra!sches, kultu-
relles und wirtschaftliches Pro!l. Diese Vielfalt prägt die Eu-
ropäische Union mit. Die Menschen lernen die Sprachen ihrer 
Nachbarländer, um diese besser zu verstehen oder dort eines 
Tages zu leben und zu arbeiten.

Diese Vielfalt und Einzigartigkeit der Mitgliedstaaten wird auch 
künftig ein geeintes Europa bestimmen. Es ist diese Vielfalt, die 
den Reiz und den Reichtum Europas heute wie früher ausmacht. 
Gleichzeitig hat sich vieles, was früher unterschiedlich war, 
bereits angenähert und soll auch in Zukunft weiter zusammen-
wachsen.

Eine Orientierung der Menschen in den unterschiedlichen 
Bereichen des Lebens und der Politik in Europa ist daher umso 
notwendiger geworden. Diese Orientierung unterstützt der 
„Sozialkompass Europa“ mit seiner Datenbank zu den Mit-
gliedsländern im Bereich der sozialen Sicherungssysteme. Nur 
indem die Menschen in der Europäischen Union sich besser 
gegenseitig kennenlernen und mehr über die Lebenssituation 
ihrer Nachbarn erfahren, können Freizügigkeit und Toleranz, 
gemeinsame Sicherheit und gegenseitiges Akzeptieren der 
Menschen in Europa auf ein dauerhaftes Fundament gestellt 
werden.
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Rate der von erheblicher materieller Entbehrung Betroffenen 2014
in % der Bevölkerung insgesamt 

b) Geschätzter Wert, d) Zeitreihenbruch
  Stand: Juli 2017
  Quelle: Eurostat
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Anhang
Im Anhang dieser Publikation !ndet sich ein vollständiges 
Verzeichnis aller hier abgedruckten Tabellen zu den sozialen 
Sicherungssystemen in der Europäischen Union. Neben dem 
Literaturverzeichnis sind Links zu deutschen wie europäischen 
Institutionen aufgelistet, auf deren Websites es weitergehende 
Informationen zu den jeweiligen Themen gibt. Des Weiteren 
werden die Rufnummern des Bürgertelefons des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Soziales genannt. 
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EU-Infos im Internet

Aktuelle Meldungen zur EU

EurActiv – Das führende Medium zur Europapolitik:
www.euractiv.de/

Europäische Kommission
EU-Nachrichten:
ec.europa.eu/deutschland/press/eu_news/index_de.htm

Sozialkompass Europa
Aktuelles:
www.sozialkompass.eu/aktuelles.html

Arbeiten in der EU

EU-Bluecard:
www.apply.eu/de/

EURES – Das europäische Portal zur beru!ichen Mobilität:
ec.europa.eu/eures/public/de/homepage

Europäische Kommission
Allgemeine und beru!iche Bildung:
ec.europa.eu/education/index_de.htm

Europäische Kommission
Arbeiten in einem anderen EU-Land:
ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=25&langId=de

Europäische Union
Arbeit und Ruhestand in der EU:
europa.eu/eu-life/work-pensions/index_de.htm

Europass
Anerkennung von Qualifikationen zum Lernen und Arbeiten in Europa:
europass.cedefop.europa.eu/de/home.iehtml
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Bildung und Forschung:

Akademisches Netzwerk für die Identität und Bürgerschaft von  
Kindern in Europa 
(Children’s Identity and Citizenship in Europe):
cice.londonmet.ac.uk/
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EU-Programm für allgemeine und beru!iche Bildung, Jugend und 
Sport:
ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/index_de.htm

Euraxess
Forscher in Bewegung – Mobilitätsportal für Forschende in der EU:
ec.europa.eu/euraxess/
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www.eaea.org/de
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(European Association for International Education):
www.eaie.org/
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(European Association for Population Studies):
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Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung
(European Centre for the Development of Vocational Training):
www.cedefop.europa.eu/de

Europäisches Zentrum für moderne Sprachen 
(European Centre for Modern Languages):
www.ecml.at/

Eurydike 
Netz für Informationen und Analysen zu europäischen  

Bildungssystemen und -politiken:
eacea.ec.europa.eu/education/eurydice/index_en.php
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Horizont2020

Rahmenprogramm der Europäischen Union für Forschung und Innovation:
www.horizont2020.de/

Europapolitik:

Das Akademische Netzwerk für europäische Behindertenpolitik
(Academic Network of European Disability Experts):
www.disability-europe.net/de

Beauftragte der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen
EU-Politik für Menschen mit Behinderung:
www.behindertenbeauftragte.de/DE/Themen/Internationales/
Internationales_node.html

Europa 2020 in allen EU-Ländern:
ec.europa.eu/europe2020/index_de.htm

Europaparlament-Informationsbüros:
www.europarl.europa.eu/aboutparliament/de/information_of!ces.html

Europäische Bürgerinitiative:
ec.europa.eu/citizens-initiative/public/welcome

Europäische Kommission - Der Europäische Sozialfonds:
ec.europa.eu/esf/home.jsp?langId=de

Europäischer Verband für Informationen über lokale Entwicklung (Euro-
pean Association for Information on Local Development):
www.aeidl.eu/en/#&panel1-1

Europäischer Rechnungshof:
www.eca.europa.eu/de/Pages/ecadefault.aspx

Europäisches Netzwerk für Gender-Gleichberechtigung (EIGE):
eige.europa.eu/

Europäisches Parlament – Informationsbüro in Deutschland:
www.europarl.de/
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Netzwerk Europäischer Politik-Institute 
(European Policy Institutes Network):
www.epin.org/new/index.php

OLAF
Europäisches Amt für Betrugsbekämpfung:
ec.europa.eu/anti_fraud/index_de.htm

Versammlung von Europäischen Regionen 
(Assembly of European Regions) 
Partner für regionales Wachstum:
www.aer.eu/

Gesetzgebung und Recht

Agentur der Europäischen Union für Grundrechte
(European Union Agency for Fundamental Rights):
fra.europa.eu/de

Der Europäische Bürgerbeauftragte:
www.ombudsman.europa.eu/home/de/default.htm

Europäische Union
Anwendung des EU-Rechts:
europa.eu/eu-law/application-eu-law/index_de.htm

Europäische Union
EU-Recht:
europa.eu/eu-law/index_de.htm

Europäische Union
Informationen zu Rechtstexten:
europa.eu/eu-law/legislation/index_de.htm

Gerichtshof der europäischen Union:
curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/

Offizielles E-Justizportal: 
e-justice.europa.eu/home.do?action=home&plang=de
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Gesundheitswesen

Die Europäische Krankenversicherungskarte:
ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=559&langId=de

EUR-Lex – Der Zugang zum EU-Recht

Informationen zum Thema Gesundheit:
eur-lex.europa.eu/summary/chapter/public_health.html?root_
default=SUM_1_CODED%3D29&locale=de

EuroGesundheitsNetz
(EuroHealthNet):
eurohealthnet.eu/

Europäische Kommission
Gesundheitswesen:
ec.europa.eu/health/index_de.htm

Europäische Union

Gesundheitsversorgung in der EU:
europa.eu/eu-life/healthcare/index_de.htm

Europäischer Rat
Der Rat „Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucher-
schutz“:
www.consilium.europa.eu/de/council-eu/con!gurations/epsco/

Europäische Vereinigung für öffentliche Gesundheit
(European Public Health Association)
Dachorganisation für Institute und Vereinigungen der öffentlichen 
Gesundheit in der EU:
www.eupha.org/

Europäische Überwachung der Gesundheitssysteme und -politiken 
(European Observatory on Health Systems and Policies):
www.euro.who.int/en/about-us/partners/observatory
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Informationen zur Sozialversicherung:

Koordinierung der Sozialversicherungssysteme in der EU:
ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=849&langId=de

Nordisches Sozialversicherungsportal: 

www.nordsoc.org/en/

Statistiken und Meinungsumfragen:

Europäische Union
Statistiken und Meinungsumfragen:
europa.eu/publications/statistics/index_de.htm

Eurostat
Ihr Schlüssel zur europäischen Statistik:
ec.europa.eu/eurostat/de

MISSOC (Mutual Information System on Social Protection)
Gegenseitiges Informationssystem für soziale Sicherheit:
www.missoc.org/index_de.htm

Tourismus:

Europäische Kommission
Tourismus:
ec.europa.eu/enterprise/sectors/tourism/index_de.htm

Europäisches Netzwerk für barrierefreies Reisen:
www.accessibletourism.org/?i=enat.en

Europäische Reisekommission:
www.etc-corporate.org/
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Der „Sozialkompass Europa“
Die Datenbank
Sozialkompass Europa. Soziale Sicherheit im Vergleich, V 7.0

Das zentrale Element des „Sozialkompass 
Europa“ ist eine umfangreiche Fakten- und Da-
tensammlung. Diese Informationsfülle ist als 
Datenbank tabellarisch aufbereitet und bietet 
dem Nutzer die Möglichkeit, die einzelnen 
Felder des sozialen Lebens einfach, übersicht-
lich und schnell zu vergleichen. Die interaktive 
Datenbank ist im Internet frei zugänglich. 
Zusätzlich können die Daten heruntergeladen 
werden beziehungsweise sind Sie auf der sepa-
rat publizierten DVD zu finden.

www.sozialkompass.eu

DVD
Datenbank Sozialkompass Europa, V 7.0
Mit sämtlichen Begleit- und Hilfetexten

Die DVD „Datenbank Sozialkompass Europa 7.0“ 
enthält den kompletten Inhalt der Datenbank  
„Sozialkompass Europa“ in PDF- und Excel-For-
mat. Die Datenbank enthält Tabellen, die die 
Unterschiede und die Übereinstimmungen 
der jeweiligen nationalen Sicherungssysteme 
sichtbar machen.  
Die DVD enthält außerdem die Broschüren:  
„Sozialkompass Europa“, „Soziales Europa von 

A-Z“, „Europäische Sozialpolitik. Ein Wegweiser durch das Internet“, 
„Die Länder Europas“ und die „FAQ“ zum Sozialkompass Europa sowie 
Hilfetexte zur Nutzung der Datenbank. Weiterhin: Begleittexte in Leichter 
Sprache und in Deutscher Gebärdensprache sowie ergänzende Publikati-
onen des BMAS rund um das soziale Europa.

Bestellnummer D801

BMAS

O

S

Auf dieser DVD:
Alle Inhalte der Datenbank
Sozialkompass Europa
Begleitheft zur Datenbank DE/EN
Die Länder Europas DE/EN 
Soziales Europa von A – Z.
Glossar sozialpolitischer Grundbegriffe DE/EN
Europäische Sozialpolitik. 
Ein Wegweiser durchs Web
FAQs und Anleitungen (auch in Leichter
Sprache und Gebärdensprache)
Rat-Geber für Menschen 
mit Behinderungen
Rat-Geber für Menschen 
mit Behinderungen in der EU
Unterrichtsmaterial Sozialpolitik
Arbeitsheft Sek. I

Sozialkompass Europa
Soziale Sicherheit im Vergleich      V 7.0

Datenbank und Begleitpublikationen

Stand Datenbank: Juni 2017
Bestellnummer: D 801

© Copyright 
Dezember 2017 BMAS

www.bmas.de

Für eine interaktive 
Datenbank-Nutzung 
besuchen Sie
www.sozialkompass.eu
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Druckversionen

Sozialkompass Europa. Soziale Sicherheit im Vergleich
Begleittexte zur Datenbank, 8. Au!age 2017 

In dieser Broschüre erhalten interessierte Leser 
einen Einblick in die Entwicklung der Sozial-
systeme der Europäischen Union. Außerdem 
werden die verschiedenen Zweige der sozialen 
Sicherung in den 28 EU-Mitgliedstaaten mitein-
ander verglichen. Die Datenbasis bildet die inter-
aktive Datenbank „Sozialkompass Europa“, die 
ebenso wie die Broschüre jährlich aktualisiert wird. 
Insgesamt werden 15 Themen dargestellt: Familie, 
Mutterschaft, Krankheit, P!ege, Behinderung, 
Entgelt fortzahlung, Arbeitslosigkeit, Arbeitsunfall, 
Invalidität, Alter, Hinter bliebene, Kündigung, 
Mitbestimmung, Arbeitsstreitigkeiten und Soziale 
Notlagen.

Bestellnummer A801

Die Länder Europas. Zahlen und Fakten zur sozialen Sicherung,  
4. Au!age 2017

Die Publikation stellt die europäischen Sozialsy-
steme mithilfe von anschaulichen Grafiken dar. Die 
Zahlen der einzelnen Länder der EU stehen dabei 
stets im direkten Vergleich zu Deutschland und der 
EU. Außerdem wird jedes Land mit einem ausführ-
lichen Länderprofil vorgestellt: Neben allgemei-
nen Informationen zum politischen System und 
den Ausgaben für die verschiedenen Bereiche der 
Sozialpolitik (Sozialschutz, Renten, Gesundheits-
versorgung, Familie und Kinder, Invalide) bietet die 
Publikation einen Überblick über die Arbeitslosen-
quote, das BIP, die Bevölkerungsstruktur und die 
Rate der von erheblicher materieller Entbehrung 
Betroffenen.

Bestellnummer A871Lexilog-Suchpool
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Soziales Europa von A-Z. Glossar sozialpolitischer Grundbegriffe, 
3. Au!age 2017

Das Glossar zum Sozialkompass Europa 
bietet Erklärungen und Definitionen 
wichtiger sozialpolitischer Grundbegriffe mit 
zahlreichen Verweisen und Quellenangaben. 
Es vereinfacht zudem das Arbeiten mit der 
interaktiven Datenbank „Sozialkompass 
Europa“. Die Publikation unterstützt den Einsatz 
der Datenbank in Schulen und Bildungs-
einrichtungen; sie ist ebenso für alle an sozial- 
und europapolitischen Themen interessierten 
Bürger gedacht. Das PDF bietet denselben 
Umfang wie die Online-Version auf  
www.sozialkompass.eu. 

Bestellnummer A798

Europäische Sozialpolitik. Ein Wegweiser durch das Internet, 2017

Diese Sammlung von wichtigen und 
interessanten Internetadressen aus der 
gesamten EU kann auf  
www.sozialkompass.eu aufgerufen und vom 
Nutzer nach Themen oder Ländern sortiert 
werden. Innerhalb der einzelnen Länder 
orientiert sich die Gliederung der Links an 
den Themen der Datenbank „Sozialkompass 
Europa“ des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales. Links zu den Bereichen EU-Infos, 
Einwanderung, Europaweite Bildung, Gesetze, 
Reisen und Tourismus und Sozialversicherung 
ergänzen das Informationsangebot. Die Links 
stehen auch als PDF auf der Sozialkompass-
DVD zur Verfügung.
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Publikationen in Leichter Sprache
Hilfetexte in Leichter Sprache

Zum Sozialkompass Europa gibt es Texte in Leichter Sprache: Die Hilfe-
texte in Leichter Sprache, die die Nutzung der Datenbank erklären, und 
Neuigkeiten über Europa in Leichter Sprache. Alle Texte sind im Inter-
net als PDF verfügbar unter

http://www.sozialkompass.eu/leichte-sprache.html

Rat-Geber für Menschen mit Behinderungen in der Europäischen 
Union in Leichter Sprache

Hier wird ein Überblick in Leichter Sprache 
über die staatlichen Hilfen für Menschen mit 
Behinderungen in der Europäischen Union 
angeboten. Die Themen reichen von Lernen, 
Arbeiten und Inklusion bis hin zu den Hilfen 
für Menschen mit Behinderungen. Auch die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen und 
die Ziele der EU werden thematisiert.

Bestellnummer A812L

Rat-Geber für Menschen mit Behinderungen in Leichter Sprache

Die Publikation enthält Informationen zum 
Thema Behinderung in Deutschland. Sie erklärt 
die wesentlichen Fakten in Leichter Sprache und 
gibt Menschen mit Behinderungen Tipps für das 
alltägliche Leben, zum Beispiel zu den Bereichen 
Kindheit, Lernen und Gesundheit. Im Anhang 
befindt sich eine Übersicht über weitere inte-
ressante und nützliche Publikationen in Leichter 
Sprache.

Bestellnummer A749

in Leichter Sprache

Rat-Geber 
für Menschen  

mit Behinderungen in  

der Europäischen Union

Rat-Geber
für Menschen 
mit Behinderungen

in Leichter Sprache

Lexilog-Suchpool



294 Anhang

Englischsprachige Publikationen
Die englischen Versionen enthalten die komplette Übersetzung der 
jeweiligen deutschen Broschüre und sind vom Inhalt her identisch. Sie 
sind alle zum Download erhältlich, die Broschüre “Social Security Com-
pass. Social security in comparison” kann darüber hinaus als Druckfas-
sung bestellt werden.

Social Security Compass.  
Social security in comparison
8th edition

Bestellnummer A802

The Countries of Europe.  
Facts and key figures
4th edition

Bestellnummer A871E

Social Europe from A to Z. 
A glossary of basic sociopolitical terms
3rd edition 

Bestellnummer A798E
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Weitere Funktionen der Internetseite

Die Seite www.sozialkompass.eu bietet neben der Online-Datenbank 
„Sozialkompass Europa“ viele weitere nützliche Funktionen. Neben 
einem umfassenden interaktiven Glossar zur Sozialpolitik finden 
Sie aktuelle Nachrichten und Informationen zur sozialen Sicherung 
in der EU – auch in Leichter Sprache. Zudem steht dem Nutzer 
ein umfassendes FAQ mit den wichtigsten Fragen rund um den 
„Sozialkompass Europa“ sowie eine umfangreiche Linksammlung mit 
wichtigen und interessanten Internetadressen aus jedem EU-Land zur 
Verfügung.

Bestellhinweis
Sie können alle Publikationen rund um den Sozialkompass auf der Seite 
www.bmas.de herunterladen. Am einfachsten finden Sie die gewünsch-
te Publikation, in dem sie die Bestellnummer im Suchfeld eingeben. Sie 
werden dann durch den Bestellvorgang geführt. Weitere Informationen 
zu den Bestellungen und Kontaktmöglichkeiten finden Sie auch auf 
Seite 301 in dieser Broschüre.
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Das Medienpaket „Sozialpolitik“
„Sozialpolitik“ ist ein Medienpaket zu den Themen soziale Sicherung, 
Sozialstaat und Berufswelt in Deutschland und Europa. Die Print- und 
Online-Materialien unterstützen Lehrerinnen und Lehrer, den Unter-
richt zum Thema Sozialpolitik vorzubereiten, indem sie

• didaktisch-methodische Grundüberlegungen und Kompetenzen 
im Rahmen der Lehrpläne aufgreifen,

• modular aufbereitete Sachinformationen für Schülerinnen und 
Schüler der Sekundarstufen I und II in Form von Texten, Schau-
bildern, Zitaten, Standpunkten und Karikaturen vorstellen,

• binnendifferenzierte Arbeitsaufträge für gestufte Anforderungs-
bereiche bieten,

• Arbeitsblätter für eine Ergebnissicherung der Fachkompetenzen 
bereitstellen, 

• Hintergrundinformationen für eine vertiefende Recherche im 
Internet zur Verfügung stellen,

• Materialien für den inklusiven Unterricht bereithalten, zum Bei-
spiel Schülermaterialien in Leichter Sprache, Videos in Deutscher 
Gebärdensprache auf der barrierefreien Internetseite und alle 
Materialien als barrierefreie PDF-Dateien zum Herunterladen. 

Die Medien orientieren sich dabei an der Lebenswelt 
junger Menschen und machen deutlich, wie 
Sozialpolitik und die aktuellen und 
zukünftigen Herausforderungen des 
Sozialstaats jeden Einzelnen 
betreffen.
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Die Internetplattform
Die Internetplattform www.sozialpolitik.com 
bietet eine Materialdatenbank mit allen 
PDF-Dateien der gedruckten Hefte und 
Folien sowie ergänzenden Arbeitsblättern 
und Schaubildern. Sie umfasst mehr als 300 
Materialien für den Unterricht, die kostenlos 
heruntergeladen werden können. Jeden 
Monat kommen neue aktuelle Materialien 
dazu. Einige Arbeitsblätter sind in Leichter 
Sprache. Außerdem gibt es jeweils ein Lexikon 
in Alltagssprache und Leichter Sprache, in 
dem wichtige Begriffe zur Berufswelt und 
sozialen Sicherheit erklärt werden. 

Schülermagazin, Lehrerinfo, Folien 
Mit dem Schülermagazin können Schüler-
innen und Schüler der Sekundarstufe II 
selbstständig oder in Gruppen grundlegende 
Informationen zur staatlichen Sozialpolitik 
erarbeiten. Das Magazin ist in vier Themen-
bereiche gegliedert: Politik, Berufswelt, 
Inklusion und Sicherheit. Zitate oder Fallbei-
spiele führen in die Themen ein. Schaubilder 
und Quellentexte verschiedener Interessen-
gruppen sensibilisieren für kontroverse ge-
sellschaftliche Diskussionen. Arbeitsaufträge 
zu jeder Doppelseite bieten Möglichkeiten 
für eine tiefer gehende Auseinandersetzung.

Die Lehrerinformation bietet Anregungen 
zum methodisch-didaktischen Einsatz des 
Medienpakets „Sozialpolitik“ im Unterricht 
und enthält Arbeitsblätter zu den Kapiteln 
des Schülermagazins. Der Foliensatz bietet 
ergänzende Schaubilder und Arbeitsaufga-
ben. 
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Arbeitshefte, Sekundarstufe I 

In zwei Arbeitsheften für die Klassen 7 bis 9 werden Grundkenntnisse zur 
gesetzlichen Sozialversicherung in Deutschland und zur Sozialpolitik in Eu-
ropa vermittelt. Folgende Aspekte stehen im Mittelpunkt: 

Arbeitsheft „Grundwissen Sozialversicherung“:

• Soziale Sicherung und soziale  
Gerechtigkeit

• System der Sozialversicherung
• Finanzierung des sozialen  

Sicherungssystems 

Arbeitsheft „Grundwissen soziales Europa“: 

• Leben, ausbilden und arbeiten  
in Europa

• Mitbestimmung der Bürger der 
Europäischen Union

• Soziale Sicherheit in der  
Europäischen Union  

Arbeitsheft, Sekundarstufe II 

Das Arbeitsheft „Grundwissen soziale Globalisierung“ 
informiert über die Chancen und Herausforderungen 
der Globalisierung und die Rolle der Gruppe der 20 
wichtigsten Industrie- und Schwellenländer (G20):

• Förderung nachhaltiger globaler Lieferketten 
• Frauenerwerbstätigkeit
• Zukunft der Arbeit 
• Integration von Migranten und Ge!üchteten 
• Förderung der Jugendbeschäftigung und des 

sozialen Dialogs
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„Sozialpolitik“ für den inklusiven Unterricht

Die Materialien „Sozialpolitik“ können im inklusi-
ven Unterricht eingesetzt werden. Ziel ist es, allen 
Schülerinnen und Schülern gleichermaßen den 
Zugriff auf die wichtigsten Informationen zum 
Thema Sozialpolitik zu ermöglichen, unabhängig 
von deren Sprachvermögen oder der körperlichen 
und kognitiven Leistungsfähigkeit. Folgende Ma-
terialien stehen zur Verfügung:  

Arbeitsheft und Arbeitsblätter in Leichter 
Sprache: 
Das Arbeitsheft „Grundwissen Sozialversicherung“ wurde inhaltlich und 
gestalterisch so aufbereitet, dass es auch für Schülerinnen und Schüler 
mit Lern- oder Sprachschwierigkeiten verständlich ist. Jedes Quartal 
erscheint im Internet zusätzlich ein Arbeitsblatt in Leichter Sprache. 

Lexikon und Leitfäden in Leichter Sprache, Gebärdensprachvideos: 
Im Online-Lexikon werden wichtige Begriffe zur Arbeitswelt und zur 
sozialen Sicherung in Leichter Sprache erklärt. Zusätzlich gibt es Leitfä-
den zum Medienpaket „Sozialpolitik“ in Leichter Sprache und in Deut-
scher Gebärdensprache. 

Barrierefreiheit gemäß BITV 2.0: 
Sowohl die Internetseite www.sozialpolitik.com als auch die PDF-
Dateien der gedruckten Materialien können von Sprachausgaben 
am Computer vorgelesen werden. Für Grafiken und Fotos werden 
Alternativtexte angeboten, Schriftgrößen können individuell verändert 
werden, deutliche Kontraste erleichtern das Lesen.

Bestellhinweis:
Schulen können die Hefte in Klassensätzen kostenlos beziehen:

Bestellservice Jugend und Bildung, 65341 Eltville
Fax: 0 61 23   9 23 82 44
E-Mail: jubi@vuservice.de 

Internet: www.sozialpolitik.com oder www.jubi-shop.de
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Bestellhinweis

Best.-Nr.: A 801 (deutschsprachige Broschüre)
  A 802 (englischsprachige Broschüre)
  D 801 (DVD)

Telefon: 030 18 272 272 1
Telefax: 030 18 10 272 272 1
Schriftlich: Publikationsversand der Bundesregierung
  Postfach 48 10 09 
  18132 Rostock

E-Mail:  publikationen@bundesregierung.de
Internet: www.bmas.de

Datenbank: Die Datensätze aus der Datenbank „Sozialkompass 
  Europa“ liegen in Form von PDFs auch auf der dazu- 
  gehörigen DVD vor. Sie ist auch online unter  
  www.sozialkompass.eu zugänglich.

Wenn Sie aus dieser Publikation zitieren, dann bitte mit genauer 
Angabe des Herausgebers, des Titels und des Stands der Veröffentli-
chung. Bitte senden Sie zusätzlich ein Belegexemplar an den Heraus-
geber.

Druck:  Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
  Hausdruckerei
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Bürgertelefon
Montag bis Donnerstag von 8 bis 20 Uhr.  

Sie fragen – wir antworten

Rente: 

030 221 911 001

Unfallversicherung/Ehrenamt:

030 221 911 002

Arbeitsmarktpolitik und -förderung: 

030 221 911 003

Arbeitsrecht: 

030 221 911 004

Teilzeit, Altersteilzeit, Minijobs:

030 221 911 005

Informationen für Menschen mit Behinderungen:

030 221 911 006

Europäischer Sozialfonds/Soziales Europa:

030 221 991 007

Mitarbeiterkapitalbeteiligung:

030 221 911 008

Informationen zum Bildungspaket:

030 221 911 009

Informationen zum Mindestlohn:

030 60 28 00 28
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Gehörlosen-/Hörgeschädigten-Service:

  E-Mail: info.gehoerlos@bmas.bund.de

  info.deaf@bmas.bund.de

  Fax: 030 221 911 017

Gebärdentelefon: 

  gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de
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Redaktionsstand

Die Texte und Länderdaten dieser Broschüre beruhen auf dem Stand vom 

Dezember 2017. Die Tabellen der Broschüre stützen sich überwiegend auf 

die neueste zusammenhängend verfügbare Eurostat-Datenbasis Juli/Au-

gust 2017.In der aktuellen Version der Datenbank „Sozialkompass Europa“ 

sind die Daten der 28 EU-Mitgliedstaaten auf dem Stand vom 1. Januar 2017.
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Diese Publikation wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales kostenlos herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahl-
bewerbern oder Wahlhelfern während des Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung 
verwendet werden. Dies gilt für Europa-, Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen. 
Mißbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informations-
ständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Infor-
mationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke 
der Wahlwerbung. Unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese 
Publikation dem Empfänger zugegangen ist, darf sie auch ohne zeitlichen Bezug zu einer 
bevorstehenden Wahl nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Bun-
desregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. Außerdem 
ist diese kostenlose Publikation - gleichgültig wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl 
diese Publikation dem Empfänger zugegangen ist - nicht zum Weiterverkauf bestimmt.
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